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Dorwort. 


Die vorliegenden Rechtsfälle jtellen eine Auswahl dar, die ich feit 
dem Jahre 1909 vor Recdhtskandidaten der erjten juriftiichen Prüfung 
in Berlin nad fjhriftliher Behandlung derjelben beiprochen habe. 
Der Tert der Sälle it entweder der warlgetreue Prüfungsfall oder be- 
ruht auf gedäkhtnismäßiger Wiedergabe feitens der Prüfungskandidaten. 

Wenn auch die Studierenden des 5. und 6. Semeiters — für frühere 
Semejter find die Sälle wohl überwiegend zu ſchwierig — im allge- 
meinen den Anforderungen, welche die Löſung an jie jtellten, im großen 
und ganzen gewachſen waren, jo bereitete doch ein großer Teil der- 
felben manchem Kandidaten nicht unerhebliche Schwierigkeiten, welche 
Reineswegs auf mangelnden Sleiß zurückzuführen waren, — die weit- 
aus größte Zahl der Rechtsbeflijlenen, bejonders in Berlin, iſt ganz 
außerordentlich fleißig — vielmehr auf mangelhafter Anjhauung und 
Übung in der Löſung praktijcher Rechtsfälle beruhen. Die regel: 
mäßige jchriftlihe und mündliche Behandlung von Klaufurfällen aus 
dem Gebiete des bürgerlichen und öffentlichen Rechtes in Derbindung 
mit dem eingehenden Studium der Geſetze fowie der Beiprechung aus- 
gewählter Rechtsfälle aus den bekannten Sammlungen ſchien mir am 
beiten geeignet, die Kandidaten zur zielbewußten und richtigen Löſung 
von Klaufurfällen vorzubereiten. 

Ih Halte es nun zu Nutz und Srommen derjenigen Studierenden, 
welche in häuslicher Dorbereitung ihre geiftigen Kräfte an Prüfungs: 
fällen mefjen wollen, für zweckmäßig, denjelben eine eingehende Be- 
handlung des Stoffes in Sorm von gedruckten Dorlefungen vor Augen 
zu führen und dabei insbejondere auf die häufig wiederkehrenden 
Sehler aufmerkjam zu maden, die ihre Dorgänger gemacht haben. 
Sum bloßen Durdlejen halte ich das Buch nicht für geeignet 
und möchte vor allem den Prüfungskandidaten dringend 
davon abraten. Ic halte es vielmehr als im Interefje des 
Studierenden liegend, wenn er jih im Anſchluß an das 
Studium einer Materie diefen oder jenen Sall aus der 
Sammlung herausgreift, jelbjt an der Hand des Gejeßes- 
tertes jhriftlih zu löfen verfuht, ohne Kommentar oder 
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Lehrbücher zur Hilfe zu nehmen, und jodann fein Ergebnis 
mit meinen Ausführungen und der Schlußkritik vergleicht. 
Nur bierdurd wird er wirklihen Nutzen von den Ausfüh- 
rungen haben. dur Orientierung habe ich — ſoweit ich dies noch 
ermitteln konnte — bei den einzelnen Sällen angegeben, in welchem 
Jahre fie zur Bearbeitung in der fchriftlihen Prüfung geftellt wurden. 

Don der mir zur Derfügung jtehenden Sammlung von Klaufur- 
arbeiten habe ich nur einen Teil herausgegriffen, da die Behandlung 
einer noch größeren Anzahl von Arbeiten oder gar der ganzen Samm- 
lung bei dem hierdurch bedingten Umfang des Werkes den in Aus- 
\icht ftehenden Erfolg durdh ein „Zuviel!“ wieder in Frage ftellen 
könnte. Ich bin dabei dem Syſtem des Bürgerlichen Rechtes mit der 
Abweichung gefolgt, daß ich die — übrigens weitaus häufigften — 
Rechtsfälle aus dem Schuldrecht denen des Allgemeinen Teils voran 
itellte, weil le&tere im allgemeinen jchwieriger als erftere find, und 
viele die Sammlung fchrittweife von Sall zu Sall ftudieren werden. 
Auch bei meinen praktiſchen Übungen für Recdhtskandidaten der erſten 
Prüfung bin id, diefem Gelichtspunkt gefolgt und habe ihn für zweck— 
mäßig befunden. 

Was nun die hier vorliegenden Löjungen betrifft, jo laſſen ſich 
vielleicht bei manden Sällen auch andere geben. Im allgemeinen 
habe ich mich aber bemüht, von allen denkbaren Löjungen die meiner 
Meinung nad bejte zu geben, wobei mir die vielfach erfolgte Be- 
ſprechung der Rechtsfälle mit Kandidaten zur Seite ftand. Jeden: 
falls werde id; alle Hinweile auf etwaige Derbejjerungsvorichläge jtets 
dankbar entgegennehmen und bei einer etwaigen neuen Auflage des 
Buches verwerten. 

Es ſei noch bemerkt, daß die Druclegung des Tertes der Redıts- 
fälle mit ausdrücklicher Genehmigung Sr. Erzellenz des Herrn Juftiz- 
minijters erfolgte. 

Die Herausgabe der Befprehung von Klaufurfällen aus dem Straf: 
recht und öffentlichen Recht (Staats= und Derwaltungsredt, Sivilprozeß, 
Konkurs) ift in Dorbereitung. 


Berlin, im September 1917 Ludwig Mohn. 
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Werke allgemeinen Inhaltes über die Anfertigung von Klaufur- 
arbeiten gibt es in hinreichender Zahl, weshalb ich mich auf einige 
Hinweife bejchränken Rann. 

Die meijten Sehler werden dadurdy begangen, daß der einzelne 
Redhtsfall nicht genügend durchgelefen wird. Im allgemeinen kann 
der Kandidat davon ausgehen, daß Sat für Sat feine bejondere 
rechtliche Bedeutung hat. Dor allem halte ich es für durchaus not- 
wendig, daß aud in der äußeren Dispolition nad Buchſtaben und 
öiffern für Unterabteilungen — wie bei der großen Hausarbeit — 
eine ftreng logiſche Gliederung des Redhtsfalles zum Ausdruke kommt 
und dem Senſor der Arbeit fofort ins Auge fällt. Eine derartige 
Behandlungsform empfiehlt ſich als ein Beweis dafür, daß der Kan- 
didat logijcy zu denken und zu entwickeln vermag. 

Nach mehrfacher genaufter Durchleſung des Recdhtsfalles bis zu deſſen 
völliger geijtiger Beherrfhung — gegebenen Salles empfehlen fich 
Aufzeichnungen, bejonders bei einer Dielheit von auftretenden Der- 
jonen — überlege man fih den Gang der Behandlung des Stoffes 
und verfuhe zunächſt die Ausarbeitung einer Dispofition in großen 
Sügen, indem man fih vor allem die Hauptfragen herauszufchälen 
und aneinander zu reihen fuht. Die Unterfragen ergeben ſich dann 
meiſt von felbjt. Dor allem muß jodann darauf geachtet werden, 
daß das Endergebnis genau der in der Arbeit geftellten Srage ent- 
Ipridt und eine prompte Antwort darauf gibt. Bei einer Mehrheit 
von Fragen empfiehlt es fich durchaus, rein äußerlich erkennbar zu 
maden, daß nunmehr Stage für Srage beantwortet wird. Sofern 
eine mehrfache Löfung möglid; ijt, vor allem aljo in denjenigen Sällen, 
bei welchen das Ergebnis von dem guten oder ſchlechten Glauben 
einer Perjon abhängig ift, müljen auch grundfäßlicd die mehrfachen 
Entjheidungen gebracht werden, es genügt alſo nicht, daß der gute 
Glauben allein unterjtellt wird (vgl. Sall 39), denn es gibt auch böfe 
Menjhen. Nach Sertigftellung der Arbeit empfiehlt es fich dringend, 
noch einmal Sa für Sat des Klaufurfalles daraufhin zu prüfen, ob 
feine juriftiihe Bedeutung auch tatfächlich erkannt und gewürdigt iſt. 

Mohn, Klaufurarbeiten. J. 
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Dil gar Rein Gedanke zu Tage treten, was ja aud manchmal 
vorkommt, jo verzweifle man zunächſt nicht; man leſe ſich vielmehr 
zunächſt einmal den in Stage kommenden Gefeßesabichnitt durch und 
mache fich Notizen bei denjenigen Stellen, die etwa zur Löfung bei- 
tragen können. Und wenn auch das nidt hilft und die Not am 
hödjiten fteigt, jo vergefle man nicht die für Eramenszwerke jo wid): 
tigen 88 185, 816, 822, 952, 989 ff. BEB. und das Anfechtungs⸗ 
gejet. Wenn ſonſt alles verjagt, kommt fchließlich doc, noch eine 
der genannten Gejeßesbeitimmungen als Retter in der Not zur An— 
wendung. 

Die Anführung von Entjcheidungen, insbefondere des Reidhs- 
gerichts, empfiehlt fi nur dann, wenn der ungefähre Inhalt der 
Begründung bekannt iſt. Lebterer ijt dann mit anzuführen. An— 
derenfalls laſſe man die Hineinbeziehung von Entjcheidungen beijer 
weg. Auf Theorien über bekannte Streitfragen, 3. B. die Redtts- 
natur der Wandelung, des Dorkaufs uſw. muß man eingehen, doc, 
hüte man fih vor allzu großer Ausführlichkeit. Die große Länge 
madıt eine Arbeit Reineswegs ausreichend und die Gefahren, in Irr⸗ 
tümer und Sehler zu verfallen, werden nur unnüß größer. Im all- 
gemeinen werden A bis 5 Schreibjeiten vollkommen ausreichen, um 
den Sall erjchöpfend zu behandeln, mitunter reichen auch weniger aus. 
Diefes äußere Maß kann in den fünf in Preußen hierfür zur Der- 
fügung ftehenden Stunden durchweg geleijtet werden. Anmerkungen 
find grundfäglicdy zu vermeiden; wenn fie hier häufiger vorkommen, 
fo foll dem Lejer Gelegenheit zur Wiederholung mehr oder weniger 
bekannter naheliegender Sragen gegeben werden, es foll dies aljo 
nicht etwa zur Nahahmung für die Klaufurarbeiten empfohlen jein. 
Dabei ift aber darauf zu achten, daß gewilje mit der Arbeit in Su— 
fammenhang ſtehende Sragen der Erörterung bedürfen, aud wenn 
man fchlieglich zu einer Derneinung der Anwendbarkeit gewiller ÖGe- 
jeßesitellen gelangt, denn jeder Klaufurfall bedarf auch der Erörte- 
rung nach der negativen Seite, warum naheliegende gejeglidhe Be- 
ftimmungen, die vielleicht Anwendung finden könnten, im vorliegenden 
Salle nicht Plab greifen können. Dabei empfiehlt es ſich im all- 
gemeinen, zuerſt die demnächſt abzulehnenden Anfichten zu bringen und 
erft dann am Schluſſe die wohlbegründete eigene Anſicht. (Dol. 
Sall 1 bezüglidy der Uhrkette.) 

Wenn eine Srage des Inhaltes aufgeworfen wird: „Welche Redte 
jtehen dem X. zu?“ fo vergejfe man nicht, daß eine Reihe von An- 
fprüchen, die miteinander konkurrieren, in Srage kommen können 
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(vgl. Sall 29). Hierbei wird man zunächſt auf etwaige vertragliche 
Anſprüche einzugehen haben, weiterhin auf die Gejchäftsführung ohne 
Auftrag, ungerechtfertigte Bereicherung, unerlaubten Handlungen und 
die Anſprüche aus dem Redtsverhältnis zwilchen Eigentümer und Be- 
fißer, welch Ießtere von bejonderer praktiſcher Bedeutung für Klaufur- 
arbeiten find. 

Dor Korrekturen der Aufgabe hüte man jih! Ungenauig- 
keiten der Ausdrucksweiſe find im allgemeinen wohl beabjichtigt, aber 
mitunter auch zweifellos wirkliche Derjehen. Nur dann, wenn der 
Steller des Rechtsfalles fi wirklich ungenau ausgedrückt hat, ijt eine 
diesbezügliche Bemerkung am Plate, 3. B. wenn es in der Aufgabe 
nur „verkaufte“ heißt, es aber „verkaufte und veräußerte” heißen 
mußte. Lebteres ergibt ſich vielfah aus dem Umitande, daß aus 
einem der nachfolgenden Säbe erhellt, daß der Käufer in den Beſitz 
der Sache gelangt ilt, fo daß aljo eine Deräußerung auf Grund des 
Kaufvertrages unterjtellt werden darf. (Dal. die Sälle AO und 26.) 
Oder es wird nur von der „Auflafiung” eines Grunditüks gejproden, 
ohne die Eintragung des Erwerbes in das Grundbuch zu erwähnen, 
wie 3. B. in Sall 5. bier Rann zweifelhaft fein, ob unter „Auf- 
laffung”“ nur eine ungenaue Ausdrucksweije des täglichen Lebens 
für Auflafjung und Eintragung vorliegt oder ob in foldyem Salle 
der Kandidat beide Möglichkeiten erörtern foll, d. h. die Auflafjung 
mit und ohne Eintragung des Erwerbers im Grundbuhe. Lebteres 
dürfte fih im Hinblik auf die Sweifelhaftigkeit der Entjcheidung 
empfehlen. 

Auch Auslegungen des Reditsfalles können nötig werden, 3. B. 
wenn es in Sall 39 heißt, daß eine „Quittung ſchenkweiſe erteilt“ 
fei, fo muß ausgeführt werden, was das für eine rechtliche Bedeu- 
tung bat. 

Wenn prozeffuale Sragen auftauchen, fo darf auf fie etwa aus 
dem Grunde nit eingegangen werden, weil es fih um eine Arbeit 
des bürgerlihen Redtes handelt. Im Gegenteil enthalten viele 
bürgerlichrechtliche Sälle mehrere prozejjuale Sragen, die unbedingt 
zu erörtern find. Hier wird meiltens der Sehler begangen, daß 
lediglich die materielle Entjheidung gegeben wird, ohne auf die 
prozejluale Lage einzugehen, obwohl dies durchaus geboten ift, vgl. 
3. B. die Sälle 33, 37—39. Im Salle 39 3. B. muß durdaus die 
Ausjicht der Berufungseinlegung erörtert werden, wobei natürlich zu— 
nächſt eine Bemerkung über die Suläfjigkeit derjelben am Platze it. 
Dies gilt alſo befonders dann, wenn — wie in Sall 39 — nach den 

1* 


4 Einleitung. 


Ausfichten eines Prozeſſes oder einer Berufungseinlegung gefragt wird 
oder wenn ein Prozeßergebnis vorgetragen wird mit der Srage: „Wie 
wird das Gericht zu enticheiden haben?” oder „Welches Endurteil iſt 
zu erlaſſen?“ (Dol. die Sälle 33, 38). Niemals ijt hierbei auch die 
Srage der Beweislaft außer acht zu lafjen, die — bejonders bei 
Eideszufchiebungen — von großer Bedeutung iſt. (Dgl. Sall 38.) 
Bei den Sragen nad) der Entjcheidung eines Prozeßſtoffes ijt vorerjt 
zu erörtern, ob die Klage an ſich fchlüffig ijt, d.h. ob die vom Kläger 
vorgetragenen Tatjachen den Klagantrag an ſich rechtfertigen würden. 
Erſt dann ift auf die Einwendungen des Beklagten einzugehen, ihre 
Erheblichkeit und die Srage nad der Beweislajt und ordnungs⸗ 
mäßigen Beweisantretung zu prüfen. (Ogl. Sall 38.) 

Niemals laſſe man eine Entjcheidung „dahingeftellt”. Es muß viel- 
mehr gejagt werden: „Wenn X. mithin gutgläubig war, iſt folgende 
Entfcheidung zu fällen, oder „Wenn man der erjtgenannten Anjicht 
folgt, fo ergibt fi hier für die Beantwortung der gejtellten Stage 
folgendes”. 

Schlieglih achte man aud auf die Grundjäße der Logik. Denn 
3. B. ein Rechtsgeſchäft nichtig it, jo bedarf es grundſätzlich keines 
Eingehens auf die Srage nad der Anfedhtbarkeit, es ſei denn, daß 
fie bejonders aufgeworfen ijt, wie 3. B. in Sall 20, in welhem Salle 
die Srage nad} der Anfechtbarkeit voranzuftellen ift, oder wo jie ganz 
ausnahmsweije einmal von praktiſcher Bedeutung iſt, 3. B. in Sall 23. 
Bei der Anfechtbarkeit felbjt iſt zunächſt die dem Anfechtenden gün- 
itigfte Cage zu prüfen, aljo die Anfechtung nach 8 123 BOB. der 
nah 8 119 BGB. ftets voranzuftellen. Sreilid, kommt es aud 
vor, daß infolge einer Divergenz der Willenserklärungen ein Rechts⸗ 
geihäft überhaupt nicht vorliegt, in weldhem Falle die Srage nad der 
Anfechtbarkeit nur bei zweifelhafter Divergenz Zu erörtern iſt. Im 
allgemeinen ift alſo folgende Reihenfolge geboten: Divergenz? Nich— 
tigkeit? Anfechtbarkeit nad) 88 123, 119 BGB.? ‚Anfehtbarkeit nad) 
dem Anfechtungsgejeß ? 

Schließlich vermeide man bei der Bearbeitung durchaus fchroffe 
Ausfälle gegen Schriftjteller abweichender und ſelbſt unhaltbarer An- 
fihten. Das macht niemals einen günjtigen Eindruß, wenn auch die 
gegenteilige Anſicht noch fo ſtark ad absurdum geführt wird. Auch 
die Erwähnung des eigenen „Ich“ in Prüfungsarbeiten vermeide man 
und ſetze dafür das unperjönliche „Es". 


I. Klaufurfälle aus dem Schuldredit. 
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1. 
(Rechtsfall aus dem Jahre 1909). 


A. kauft am Montag bei Uhrmader B. eine Uhr für 40M. Die Uhr 
ſoll auf Wunſch des B. bis Sonnabend bei B. liegen und Rontrolliert 
werden, am Sonnabend ſoll jie Al. abholen. 

Uhrketten verkauft B. nit. Auf Bitten des A. will B. feinem alten 
Kunden eine Kette beforgen. Sie jehen einen Katalog der Sirma X. 
durch und einigen ſich auf Kette Tir. 245, die mit 10 MT. ausgezeichnet 
iit. Auch die Kette fol bis Sonnabend beforgt fein. B. bejorgt fie ſchon 
am Dienstag bei der Sirma &. und bezahlt 10 M. wofür ihm die Sirma 
10% Proviſion gutfchreibt. 

fim Steitag wird bei B. eingebrochen. Uhr und Kette find weg. Wie 
ilt die Rechtslage? 
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I. Was zunädjft die Uhr betrifft, fo liegt über fie ein Handelskauf, 
und zwar ein Spezieskauf vor, da der Uhrmacher Kaufmann iſt und 
die Uhr im Betriebe feines Handelsgewerbes verkauft. Uhren find 
Gegenjtände des Bandelsverkehrs. Der Kaufvertrag ijt abgeſchloſſen, 
als Kaufpreis find 40M. vereinbart. Ein Eigentumsübergang hat noch 
nicht ftattgefunden, da eine Übergabe nicht vorliegt. Auch ein Übergabe- 
erfaß durch constitutum possesorium (8 930 BGB.) ijt nicht Zu unter: 
ſtellen, obwohl in Laienkreifen in derartigen Sällen vielfad; die Anjicht 
vorherrfchen wird, Eigentumserwerb anzunehmen. Dem ijt entgegen zu 
halten, daß gerade bei den Derkäufen des täglichen Lebens der Der- 
käufer das Eigentum nur gegen bare Sahlung des Kaufpreijes über- 
tragen will. Nur wenn letztere tatfächlicy erfolgt, darf auf einen Eigen- 
tumübertragungswillen gefchloffen werben. Lebteres ijt jedod; hier nicht 
zu unterjtellen, da es nicht erwähnt ilt. 


Die Uhr foll nun auf Wunfc des Uhrhändlers bis zum Ende der 
Woche zwecks Prüfung des Richtiggehens bei diefem liegen bleiben. 
Welche juriftiiche Bedeutung hat dies? Zunächſt die Hinausichiebung 
der Übereignung. Die Übernahme der Kontrollpflicht ift jedoch nicht als 
ein befonderer Werkvertrag anzujehen — Derwahrung kommt natür- 
lich nicht in Stage, da fie allein hier zwecklos ijt, wenn fi} auch die 
Pflicht zur Derwahrung aus dem Werkvertrag ergibt — denn die Uhr 
jteht noch im Eigentum des Deräußerers, der Käufer hat nur einen obli- 
gatorifchen Anfpruch auf Übereignung. Sodann ergibt fih aus der 
ganzen Sadjlage, daß die Übernahme der Kontrollpflicht lediglich eine 
vertragliche Mebenverpflichtung des Derkäufers ijt, wie 3. B. die häufige 
Zufendungspfliht. Daraus folgt auch, daß ein bejonderer Werklohn 
für die Kontrolle und eventuelle Reparatur nicht verlangt werden kann. 


Wenn nun die Uhr am Sonnabend geftohlen ijt, fo iſt dem Schulöner 
(Uhrmacher) die Erfüllung des Kaufvertrages unmöglid. Allerdings 
hat der Uhrmacher gegen den Dieb einen Eigentumsanjprudh auf 
Herausgabe der Uhr, der ihm jedod; in der Praris Raum jemals nützen 
kann, da gejtohlene Gegenjtände nur ſelten ermittelt werden. Nach 
R6.57 S.119 Tiegt ‚Unmöglichkeit‘ der Leiltung dann vor, 


„wenn die Leiftung mit fo außergewöhnlichen Schwierigkeiten ver- 
bunden it, daß diefe Schwierigkeit nad} der Derkehrsauffaflung der 
Unmöglichkeit glei; geadhtet"werden muß”. 


Dies darf bei gejtohlenen Gegenftänden bis zum Nachweis der Er: 
mittlung des Begenftandes ohne weiteres unterftellt werden. 8279 BGB. 
kommt hier nicht in Srage, da es ſich nicht um eine Gattungsſchuld 
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handelt, fondern um eine Speziesſchuld. Denn gekauft ilt eine bejtimmte, 
vom Käufer ausgewählte Uhr. 

Nah 8275 B6B. — welder aud; für gegenfeitige Derträge gilt — 
wird mithin der Uhrmader von feiner Derpflictung zur Leitung der 
Uhr frei und verliert nach 8323 BOB. den Anfprud auf Sahlung des 
Kaufpreifes, da unterftellt werden darf, dat dem Uhrmader ein Der- 
fchulden bei dem Diebitahl nicht zur Laſt fällt. 

(Hätte der Käufer den Kaufpreis jchon gezahlt, jo könnte er ihn nad) 
88 323 Abi. 3, 818 Abj.2 BGB. zurückverlangen.) 

Wenn dagegen den Uhrmacher ein Derfchulden hinſichtlich des Dieb- 
ſtahls trifft — man nehme an, daß er abends die Ladentür nicht ver- 
Ichloffen hat — fo würde lediglich 8325 Pla greifen, d. h. der Käufer 
könnte vom Dertrage zurücktreten oder Schadenserſatz wegen Tlidht- 
erfülfung, d. h. nach 8249 BGB. Lieferung einer neuen Uhr verlangen. 


II. Was die Kette betrifft, fo ilt davon auszugehen, daß fie nicht 
mitgekauft ift. Dies ergibt fi) aus dem Thema, wo es alldrüclid, 
heißt: „Ketten verkauft B. nicht,” B. will feinem alten Kunden auf deſſen 
Bitte eine Kette beforgen. Wenn auch an ſich ein Derjhaffungskauf 
rechtlich durchaus möglich ijt, fo iſt doch bei diefer Sachlage ein folder 
nicht anzunehmen. Rein examenstechniſch ergibt fich dies übrigens auch 
ſchon daraus, daß andernfalls die Rechtslage bezüglich der Kette genau 
wie bei der Uhr liegen würde, was natürlid; nicht gewollt ift. 

Was für ein Redtsverhältnis liegt nun bezüglich der Kette vor? Da 
der Uhrhändler Kaufmann ilt, könnte an ein fogenanntes unechtes 
Kommiſſionsgeſchäft i. S. des 8406 Abj.ı Sa 2 HB. gedacht werden, 
welcher befagt: 

„Das Öleidye (d.h. die Anwendung der Dorfchriften des Handels- 
gejetbuchs über das Kommiſſionsgeſchäft) gilt dann, wenn ein Kauf- 
mann, der nicht Kommillionär ijt, im Betriebe feines Handelsgewerbes 
ein Gejchäft in der bezeichneten Weije zu [liegen übernimmt.“ 
öweifellos übernimmt es der Uhrhändler, die Uhr für Rechnung des 

A. im eigenen Namen 3u kaufen. Das Kommillionsgeldäft ilt aber eine 
Unterart des Dienſt- oder Werkvertrages und feßt die Gegenleiltung 
des Kommittenten voraus; hier erfolgt aber die Bejorgung der Kette 
für den alten Gefhäftskunden des Uhrmaders unentgelt- 
Tich. Solglih Rommt ein Kommifjionsgejchäft hier nicht in Srage. Es 
liegt vielmehr ein Auftragsverhältnis vor, da die Beforgung der 
Kette für A. ohne Entgelt erfolgt. 


10 Kauf. 


Wenn nun die Kette nad) ihrer Beforgung geftohlen iſt, fo greift zu- 
nächſt 8 275 BGB. ein, d. h. der Uhrmacher wird von feiner Derpflid- 
tung zur Herausgabe der Kette nah 8667 BGB. frei. 8323 kommt 
aber nicht zur Anwendung, da der Auftrag Rein gegenfeitiger Dertrag 
ift, vielmehr nur ein einjeitiger?). 

Der Uhrmader kann mithn nad; 8670 BGB. Erjaß feiner Auf - 
wendungen verlangen. Wie hod) find diefelben? 10 oder IMT., da 
ihm von der Sirma X. eine Mark guigefchrieben wird ? 

Die Stage ijt identildy mit der, ob der Beauftragte etwaige Ertra- 
provifionen und Geſchenke feitens Dritter bei Ausführung des Auf- 
trags an den Auftraggeber herauszugeben hat. Nach 8667 BGB. hat 
der Beauftragte dem Auftraggeber herauszugeben, was er aus der 
Gefhäftsbeforgung erlangt. Mit Redt führt das RG. (55 5.91) 
aus, dab hHierdurd) zum Ausdruck gebradt ilt, daß der Beauf- 
tragte behalten darf, was ihm anläßlich der Gefchäftsbeforgung als 
perfönlihes Geſchenk zugewendet wird. Das Gleiche hat für Pro- 
pifionen zu gelten. Mithin ift die Gutjchrift der einen Mark ohne Be- 
deutung für das Rectsperhältnis zwiſchen Auftraggeber und Beauf: 
tragtem und der Uhrmader kann von A. 10 MT. erjeßt verlangen. 

Würde den Uhrmacher ein Derfchulden beim Diebſtahl treffen, jo hätte 
er nach 88 280, 249 BGB. dem Gläubiger den durch die Hichterfüllung 
entitehenden Schaden zu erjeen, d.h. eine neue Kette zu bejorgen. 





Bei der fchriftliher Bearbeitung diejes Falles wurden folgende Sehler 
häufig beobadhtet: 

Das Dorliegen eines Handelskaufes wurde nicht erwähnt und gehört 
doch zur Charakterifierung des Redhtsverhältniffes. Dielfady wurde aud) 
ein Genus-Kauf als vorliegend erachtet, was ganz abwegig ijt, da der 
Käufer ſich doch eine ganz beftimmte Uhr ausgeſucht hatte, welche eben 
auf ihr Richtiggehen kontrolliert werden follte. Serner wurden bei der 
Behandlung nicht die beiden Möglichkeiten des Mitwirkens eines Der- 
ſchuldens des Uhrmachers beim Diebftahl ins Auge gefaßt. 


1) Es jei darauf hingewiefen, daß die 88 320 ff. Keine Anwendung finden auf 
Schenkung, Auftrag, Leihe, Derwahrung, Schuldverjprehen und Sculdanerkennt- 
nis, unverzinsliches Darlehn (beim verzinslihen wird ein gegemeitiger Dertrag 
anzunehmen fein), Gefhäftsführung ohne Auftrag und Bürgjhaft (R6.65 5.48), 
da es fi nicht um gegenfeitige Derträge handelt. Über diefe führt das RO. 60 
S. 241 aus: „Bei einem gegenjeitigen Dertrage ftehen die Leiftungen beider 
Parteien in einem derartigen wechſelſeitigen Abhängigkeitsverhältnis zu einander, 
daß jede Leitung das Entgelt für die andere Bildet und jede Leiftung als gleid}- 
wertig gegen die andere ausgetaufcht und ausgeglichen wird.“ 


Kauf. 11 


Binfichtlich der Kette wurde gelegentlich ein Kaufvertrag angenommen, 
die Möglichkeit des Kommiljionsverhältnifjes — die nicht jo fern liegt 
— faſt niemals erwähnt. Und doch gehört die Erörterung naher Mög— 
lichkeiten, auch wenn fie jhließlich verworfen werden, zur Behandlung 
„der Rechtslage”. Auf 8670 kamen nicht alle Bearbeiter, obwohl ſie 
Auftrag annahmen. 

Schließlich wurde bei der Sejtjtellung des Erjaes der Aufwendungen 
faft durchweg der Betrag von IM. ausgerechnet, ohne daß auf die 
Streitfrage zu 8667 BOB. eingegangen wurde. 

Gleihwohl wurde der Sall von ber großen Mehrheit der Kandidaten 
als leicht‘ bezeichnet und im allgemeinen ausreichend und befjer be- 
handelt. 


Kauf. 13 


2. 
(Rehtsfall aus dem Jahre 1911.) 


Ein vom Pferdehändler verkauftes Pferd, das der Käufer tags darauf 
abholen will, erkrankt in der Nacht. Der Händler läßt zum Zweck der 
erforderlichen Behandlung den Tierarzt kommen. 

Kann er Erſatz der Kojten verlangen ? 

Liegt der Fall ebenfo, wenn der Derkäufer eines bereits aufgelaljenen, 
aber noch nicht übergebenen Baufes. das nad) der Auflajfung unbrauch— 
bar gewordene Schloß der Haustüre reparieren läßt? 


14 Kauf. 


I. Bezüglich des Pferdes liegt ein Kaufvertrag vor. Der Kaufpreis 
iſt zweifellos ausdrücklich vereinbart, aber interejjiert hier nit. Ein 
Eigentumsübergang ift auch hier aus den zum erjten Sall erwähnten 
Gründen nicht anzunehmen. Auch die Gefahr des zufälligen Unter: 
ganges ift in Ermangelung einer Übergabe und des Annahmeverzuges 
des Käufers — da die Abholung am folgenden Tage vereinbart 
iſt — nicht auf den Käufer übergegangen, weshalb 8450 BOB. aus- 
Icheidet. Solglich geht die Gefahr bezüglich des Pferdes erjt mit der 
Abholung durch den Käufer auf diejen über ($ 446 Abf. 1 BOB.). Der 
Gefahrübergang bedeutet aber hier folgendes: 

Wenn das Pferd vor demfelben zu Grunde ging, jo würde der Käufer 
nach 8325 BGB. von feiner Zahlungspfliht, der Derkäufer nad} 8275 
B6B. von feiner Leiltungspflicht frei. Stand deshalb zu beforgen, daß 
das Pferd vor der Abholung zu Grunde gehen würde und ließ des⸗ 
halb der Derkäufer den Tierarzt holen, fo bejorgte er nicht ein fremdes, 
fondern fein eigenes Gejhäft, denn andernfalls hätte er gegen den 
Käufer keinen Anſpruch auf Sahlung des Kaufpreifes. Er handelte aljo 
im eigenjten Intereffe. Ein Anjprud aus der auftraglojen Geſchäfts⸗ 
führung kommt daher nicht in Frage, und aus dem Kaufvertrag ergibt 
ſich eine Derpflichtung des Käufers zum Erſatz der Kojten nicht. 

Das Gleiche hat zu gelten, wenn es fi um die Bejeitigung eines 
Bauptmangels ($482 BGB.) handelte, da diefer den Käufer zur 
Wandelung beredhtigt hätte?). 

Anders liegt die Sache aber dann, wenn es fich weder um die Be- 
fürdtung des Eingehens des Pferdes noch um die Bejeitigung eines 
Hauptmangels, fondern um die Bejeitigung einer Krankheit handelte, 
die nicht zu den Gewährsmängeln gehört. 

Denn weil der Derkäufer für andere als Gewährsmängel in Ermange- 
lung einer bejonderen Dereinbarung nicht Gewähr zu leijten hat, der 
Eintritt einer folhen Krankheit nach Abjchluß des Kaufvertrags und 
vor Gefahrübergang ihm keinerlei Nachteile bringt, fo bejorgte er durch 
herbeiziehung des Arztes zum öwecke der Befeitigung einer Nichtge— 
währskrankheit ein Gefchäft des Käufers. Da dasjelbe auch dem In⸗ 
tereffe und mutmaßlichen Willen des Käufers entjpricht, kann daher der 
Derkäufer aud in diefem Salle nad} 8683 BGB. Erſatz feiner Auf- 
wendungen verlangen. 


II. Bezüglich des zweiten Salles ijt zunädjit zu bemerken, daß eine 
Angabe darüber fehlt, ob die Auflafjung im Grundbud) auch einge= 


i) Niemals aljo Minderung (vgl. $ 487, Abi. 1)! 
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tragen ift. Erſt hierdurch geht das Eigentum auf den Erwerber über 
(88 873, 925 B6B.). In Ermangelung einer diesbezüglihen Bemerkung 
müjfen bei einem Klaufurfall beide Möglichkeiten erörtert werden, wenn 
auch im täglihen Leben jtatt von „Auflajlung” und „Eintragung“ 
meijt nur von „Auflaffung‘ Tchlehthin anjtelle beider geſprochen wird. 

a) Sind Auflaffung und Eintragung erfolgt, jo ging das Eigentum 
am ÖGrundjtük und nad) 8 446 Abj.2 BGB. audy die Gefahr der zu— 
fälligen Derfchledhterung (und des Unterganges) desjelben aud) ohne 
Übergabe, alfo Befigübertragung, auf den Käufer über. Nach 8 450 
Abſ.1 BOB. kann daher der Derkäufer Erjat der nach dem Gefahr: 
übergang notwendigen Derwendungen verlangen, wie werm der Käu— 
fer ihn mit der Derwaltung der Sachen beauftragt hätte. Für den Erjah 
fonftiger Derwendungen gelten nad} 8 450 Abf.2 BGB. die Dorfchriften 
über die Gefhäftsführung ohne Auftrag. Da das Schloß nach der Auf: 
lajjung und Eintragung unbraudbar wurde, greift aljo 8450 Abi. 1 
BGB. Pla, da es fich zweifellos um eine notwendige Derwendung* 
(Schloß der Haustüre!) handelt. 

b) War die Eintragung der Auflafjung noch nicht erfolgt, fo fcheidet 
8 446 Abj.2 und damit aud 8450 BGB. aus. Die Gefahr der Der- 
ſchlechterung lag alſo noch beim Derkäufer, der mithin ein eigenes Ge— 
ſchäft bejorgte, wenn er das Schloß erſetzen ließ. Ein Erftattungsanfprud) 
kommt für ihn mithin nicht in Stage. 





Während die zweite Srage des Rechtsfalles von den Kandidaten meiſt 
richtig gelöft wurde, fcheiterte die große Mehrzahl auffallenderwei'e an 
der erſten Srage. Nur ganz vereinzelt wurde die Kernfrage gelöft, meilt 
wurde lediglich mit der Geihäftsführung ohne Auftrag operiert, ohne 
auf die Bedeutung des Gefahrüberganges und die Mängel des Pferdes 
einzugehen. Eine glatte Löſung erreichten nur Kandidaten, die fid auch 
in der Prüfung bewährten. — 


Kauf. 17 


3. 


1. Am 1. Sebruar Raufte der General 6. von dem Sörjter F. um 
ZOOM. einen Jagdhund. Nachdem 6. den Hund auf einigen Spazier- 
gängen an der Leine geführt hatte, um ihn an ſich zu gewöhnen, Tief 
er ihn am 20. Sebruar zum erjten Male im Walde frei laufen. Der 
Hund ging, obſchon zurücgerufen, fofort auf eine hinter einem Buſch 
verborgene, alte Srau los, warf fie um und Jette ihr durch Beißen jo 
zu, daß ©. fie nur durch Tötung des Hundes frei machen konnte. 

6. will von $. Rückzahlung des Kaufpreijes verlangen; wegen des 
Schadenerfates glaubte er entweder die Srau an den S. zu verweilen 
oder von diefem Schadloshaltung verlangen zu können. Iſt das richtig ? 

2. Wie wäre es, wenn 6. bereits vor dem Ereignis die bejondere 
Bijjigkeit und Unfolgjamkeit des Hundes entdeckt und den F. vorher 
vergebens zur Rücknahme und Rückzahlung aufgefordert hätte? 

3. Wie wäre es, wenn $. die Gutmütigkeit und Solgjamkeit des 
Bundes ausdrücklich zugejichert hätte ? 


Mohn, Klaufurarbeiten. 1. 2 


18 Kauf. 


I. Der Hund ift dem General 6. verkauft und übereignet. Die Bilfig- 
keit des Hundes ijt ein wejentliher Mangel der Sache, deſſen Dor- 
handenfein nad! 88459, 462 BGB. den Käufer zur Wandelung oder 
Minderung beredtigt. 8487 BGB. kommt nit in Srage, da Hunde 
nicht unter die im $A81 genannten Tiere fallen. Schließt nun aber die 
Tötung des Hundes durch den Käufer die Wandelung aus? Nach 88 467, 
350 BGB. ift die Wandelung nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Kauf- 
gegenftand durch Su falluntergegangenijt. Das liegt nit vor. Dagegen 
iſt die Wandelung nad} 88 467, 351 BGB. ausgefchloffen, wenn der Käufer 
den Untergang oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des 
Kaufgegenjtandes verfhuldet hat. Kann hier gejagt werden, daß der 
General 6. den Untergang des Hundes verfchuldete? Die Srage 
ilt zu verneinen. Zwar liegt Notwehr gegenüber dem Angriff eines 
Tieres nicht vor. Wohl aber erfolgt die Zerſtörung des Tieres, um eine 
durch dasjelbe drohende Gefahr von einem andern abzuwenden. Die Tö- 
tung iſt auch erforderlich, denn 6. kann die vom Hund angegriffene 
Stau „nur durch Tötung des Hundes freimachen“ Schließlich jteht der 
drohende Schaden audy nit außer Derhältnis zu der Gefahr, da ſelbſt 
das edelite Hundeleben nicht das Leben und die Geſundheit eines Mlen- 
ſchen aufwiegt. 6. hätte aljo nach $228 BGB. felbjt einen fremden 
Bund töten können, ohne zum Schadenserfaß verpflichtet zu fein, da er 
die Gefahr nicht verfchuldet hat, denn es muß — nad dem Unterfall 
zu 2 — unterftellt werden, daß ©. die Bifjigkeit des Tieres vordem nicht 
gekannt hatte. A majore ad minus läßt ſich aus 8228 BOB. ſchließen, 
daß auch die Dernichtung der eigenen Sache bei diefer Sachlage Reine 
verfhhuldete Unmöglichkeit der Herausgabe i.S. des 8351 BOB. 
darftellt. Als argum. e contrario folgt aus 8351 BGB., daf bei unver- 
fchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe der Rücktritt und demgemäß 
nad) 8467 BOB. die Wandelung nit ausgeſchloſſen wird. 

6. kann alfo wandeln, d. h. nach herrjchender Anficht direkt gegen den 
Söriter F. auf Rückzahlung des Kaufpreifes klagen (88 467, 346 BGB.), 
welcher mit vier vom Hundert zu verzinjen iſt (88467, 347 lebte Sat, 
246 BGB.). Nach 8346 BGB. müßte der General 6. dagegen für die 
überlaffung der Benußung des Tieres den Wert der Benußung vergüten, 
der aber kaum ziffernmäßig zu berechnen ilt, da ©. den Hund lediglich 
auf einigen Spaziergängen an der Leine geführt hatte. Etwaige Der- 
tragskoften, 3. B. Dermittlungsgebühren, hat der Derkäufer nad) $ 467 
Sat 2 BGB. dem Käufer zu eritatten. 

Kann 6. auch Erfah für den Schaden verlangen, welcher der alten 
Stau entitanden ift? Zunädjlt ift zu bemerken, daß die Srau gegen den 


Kauf. 19 


General 6. einen Schadenserſatzanſpruch aus 88 833, 842, 843 BOB. 
hat, denn diefer ift zweifellos „Tierhalter i. S. des 8833. Nach RG. 52 
S. 118 it derjenige als „Halter des Tieres‘ anzufehen, „der im eigenen 
Intereffe durch Gewährung von Obdach und Unterhalt die Sorge für 
das Tier übernommen hat, und zwar nicht bloß zu einem ganz vorüber- 
gehenden Zwecke, fondern auf einen Zeitraum von einer gewiljen Dauer‘. 
Dies trifft auf den Käufer und Befiter des Hundes zu. Aud; ijt der 
Schaden durch das Tier entitanden, da es ſich um „jelbjtändiges will- 
kürlihes Tun des Tieres, um einen Ausfluß feiner tierijchen Hatur 
handelt” (R6.54 S.74/5). 

Fraglich it es jedoch, ob dem Käufer neben dem Wandelungsanjprud) 
noch ein Anſpruch auf Schadenserfat gegen den Derkäufer zujteht. Steht 
man auf dem Standpunkt der Ausfcließlichkeit der dem Käufer bei 
Mangelhaftigkeit der Ware gegebenen Rechte in den Vorſchriften über 
den Kauf felbit, fo ift die Srage zu verneinen. Die herrjchende Praris 
nimmt jedod im Anſchluß an das Reichsgericht mit Recht an, daß dem 
Käufer neben der Wandelung ein Schadenserfaaniprudy aus 8276 
B6B. zuſteht, 

„wenn nämlich die eine Dertragspartei [huldhafterweife ihre 
Dertragspflicht verlegt und hierdurch dem anderen Kontrahenten Scha- 
den verurfacht hat, der in der Wirkung der Wandelung nicht feine 
Deckung findet und deſſen Geltendömahung nicht eine bejondere Ge— 
ſetzesvorſchrift entgegenſteht. Es folgt diefes aus $ 276 BGB. Denn 
hat hiernach der Schuldner, fofern nicht ein anderes beitimmt iſt, Dor- 
fa und Sahrläffigkeit bei feiner Leiltungspfliht zu vertreten, ſo 
kann mangels anderweiter gejeßlicher Dorichrift diefe Dertretungs- 
pfliht gegenüber dem andern Teile nur in der Weije verwirklicht 
werden, daß der Schuldner den Schaden erjeßt, der durch fein vorjäß- 
liches oder fahrläfliges Handeln der anderen Partei erwachſen it. 
Wollte man diefen Schluß nicht zulaſſen, fo würde der einen allge- 
meinen Grundſatz ausſprechende 8276 erheblich an Bedeutung ver- 
lieren, was nicht als von dem Geſetze gewollt angenommen werden 
kann‘ (R6.52, $.19)!). 


1) Eccius in Gruchots Beiträgen Bd. 43 S. 306 und Titze, Unmöglichkeit S.277 
jtehen auf dem Standpunkt der Ausjchließlichkeit der Beftimmungen über die Ge- 
währleijtung Die herrihende Meinung ift dagegen und nimmt auch neben 8 276 
die Geltung der 88 323 ff. an, foweit die Gewährleiſtungsanſprüche noch nicht 
Platz greifen, d. h. vor der Übergabe der Kaufjahe: Vgl. Staudiger Dorbem. 6 
zu $ 459. Schließlich ift audy die Anfechtung des Kaufvertrages nad} $ 123 BGB. 
zuläffig (RG. 62 S. 125); in R6. 70 $S. 429 wird allerdings diefe Anfechtung 
bei arglijtigem Derfchweigen eines Sahmangels ein Gattungskauf im 

2* 


20 Kauf. 


Eine [huldhafte Derlegung der Dertragspflidt kann ohne weiteres 
in dem Verſchweigen der Biffigkeit des Tieres gefunden werden. 


Es kann aber auch ein „argliftiges Verſchweigen“ des Derkäufersi. 5. 
des 8463 BGB. vorliegen. Dies liegt dann vor, wenn die Derjchwei- 
gung in der Abficht erfolgt, den Käufer zu täufchen, wobei die bloße 
Kenntnis des Derkäufers von dem Mangel nicht ausreicht; nur dann 
liegt fie vor, wenn fich der Derkäufer bei feinem abſichtlichen Schweigen 
bewußt war, daß dem Käufer der Sehler unbekannt war und dab der 
Käufer auf den verjchwiegenen Umjtand Wert legen konnte (Dgl. RO. 
55 S.214/5). Kann das argliftige Verſchweigen der Billigkeit 
des Tieres dem Förſter nachgewiefen werden, jo kann der General nad) 
8463 BGB. jtatt Wandelung oder Minderung „Schadenserja wegen 
Nichterfüllung“ verlangen, und zwar nad} der vom Reichsgeriht (Bd. 52 
S.352ff.) vertretenen Anficht Schadenserfa wegen Nichterfüllung der 
ganzen Derbindlichkeit, ohne daß es darauf ankommt, ob der Käufer 
an der Sache im mangelhaften Zuſtande gar kein Interefje mehr hat, 
was hier allerdings der Sal ift!). Sofern der Käufer hiernach Schadens- 


Augenblick des Geſchäftsüberganges ausgeſchloſſen, weil hier die Gewährleijtungs- 
worichriften ausſchließlich ſeien; denn hier gilt fpeziell $ 480; diefer Anjprud 
verjährt nah 8 477 Abf. 1 erjt in 30 Jahren. Unzuläffig iſt fchließlich die 
Anfehtung nad} 8 119 BGB., foweit es ſich um den Irrtum über eine verkehrs- 
wefentliche Eigenfhaft der Kaufſache handelt, wegen deren Wandelung zuläſſig 
iſt, ſofern die Ware dem Käufer übergeben iſt (KG. 61 S. 171ff.) Iſt 
letzteres noch nicht erfolgt, jo iſt allerdings die Anfechtung aus 8 119 auch aus 
Dem Iehtgenannten Grunde möglich. Soweit 8 276 neben dem Wandelungs- 
und Minderungsanjprud Platz greift, muß das vorjäglihe oder fahrläflige 
Handeln — das einen bejonderen und jelbitändigen Grund des Scyadenerjah- 
anfpruchs bildet —, von demjenigen, der Schadenerjat verlangt, bewiejen werden. 
(R6. 66 S.291.) Auch diefer Erſatzanſpruch unterliegt der kurzen Derjährung des 
8 477, der zwar nicht dem Wortlaut, wohl aber dem Sinne nah auch den auf 
einem Derfhulden beruhenden Anjprud; auf Erjat des durch Lieferung einer 
mangelhaften Kaufjadhe entjtandenen Schadens umfaßt. „Der kurzen Derjährung 
find die im 8 477 bezeichneten Anſprüche deshalb unterworfen, weil die Er- 
mittelung und Sejtitellung von Bejhaffenheitsmängeln nach Derlauf längerer Seit- 
dauer kaum ausführbar, und für den Derkehr die Zulaſſung des Zurückgreifens 
auf folhe Mängel nach längerer Seit im höchſten Grade läjtig und hemmend ijt“ 
(R6:53 S.203.) Mit Recht weit aber Eneccerus (BOB. $ 355 Anm. 6) darauf 
hin, daß dieſe Analogie nur dann anwendbar ijt, wenn es ſich um Erſatz wegen 
des Mangels felbjt handelt, nicht wenn durch den Mangel ein weiterer Schaden, 
3.B. eine Körperverlegung oder eine Bejhädigung anderer Sachen verurſacht iſt. 

1) Die herrjhende Meinung geht gegen das Reidhsgerit. Sie gibt den 
Schadenserfaganfprud nur wegen des |peziellen Mangels und einen Scyadens- 
erſatzanſpruch wegen Nichterfüllung der ganzen Derbindlidkeit nur dann, 
wenn der Käufer an der mangelhaften Sache keinerlei Interejfe mehr haben 
kann. Dol. die bei Staudiger, BGB. II1 zu 8 463 3iff. 8a zitierten Schrift- 
fteller.. In Band 53 S. 92 und 59 S. 156 gibt das Reidhsgeridht übrigens dem 


Kauf. 21 


erfa verlangen kann, wird er die Rückzahlung des Kaufpreifes und den 
Erjat für die Schadloshaltung der gejhädigten Srau verlangen, da er 
jo geftellt werden muß, wie er jtehen würde, wenn der argliltig ver— 
ſchwiegene Sehler nicht vorhanden gewejen wäre (R6.66 S.337). 


Die Srau hat gegen den Sörfter keinen Erſatzanſpruch. 


II. Hatte der General die Biljigkeit des Hundes entdeckt und den 
Sörfter vorher ohne Erfolg zur Rücknahme und Rüczahlung aufge- 
fordert, jo hatte er fein Recht zur Wandelung damit geltend gemadit 
und konnte vom Förſter Suftimmung zur Wandelungserklärung (8 465), 
Rückzahlung des Kaufpreijes und Rücknahme des Hundes verlangen, 
leßteres deshalb, weil der Derkäufer die Sache dort, wo fie ſich „nach 
dem Dertrage befindet‘, abholen muß (RG. 55 $.105). Der Derkäufer 
Ichuldete aljo vor allem die Abholung des Hundes und geriet infolge- 
deifen in Schulönerverzug. Infolgedeflen hat er dem Käufer nad) 8 286 
Abſ. 1 BGB. den durdy den Derzug entitandenen Schaden zu erjeßen. 
Diejer beiteht in der Schadenserjagpflicht gegenüber der gejchädigten 
Stau. Allerdings erfcheint es hierbei nicht ausgelchloffen, ein mitwir- 
Rendes Derjchulden des Generals bei der Entitehung des Schadens anzu- 
nehmen, da er einen als bijjig erkannten Hund nicht als Jagdhund ver- 
wenden durfte. 8 254 Abj.ı BGB. findet deshalb Anwendung, weil im 
Derhältnis zwifchen General und Sörjter erjterer als „Bejchädigter” an- 
zuſehen iſt. 

— Bgl. RS.54 5.409/410: „Der Beſchädigte iſt derjenige, welcher 
einen Dermögensjchaden erlitten hat und dafür Erſatz fordert.‘ 

Im allgemeinen dürfte eine ſchuldvolle Handlung des in feinem Der- 
mögen gejchädigten Generals mitgewirkt haben, weshalb er einen Teil 
des der Srau entjtandenen Schadens mitzutragen haben wird. 


III. Wenn der Förſter die Gutmütigkeit und Solgfamkeit des Hundes 
ausdrücklich zugejichert hatte, jo fehlten dem Hund zwei zugeficherte 
Eigenjhaften. Der General kann hier nad; 8463 BGB. Schadenserfat 
wegen Tlichterfüllung und zwar das volle pofitive Erfüllungsintereffe 
verlangen, ohne Rückſicht darauf, ob den Derkäufer eine Argliſt oder 
auch nur ein Derjchulden trifft, da eben ein Sall eines Garantiever: 
Iprechens vorliegt. Der General kann aljo Rückzahlung des Kaufpreijes 
und Erjaß für den der Srau zu erjtattenden Schaden verlangen. 





Käufer ein Wahlrecht, ob er Schadenserjag wegen Nichterfüllung der ganzen Der= 
bindlihkeit geltend machen oder beim Dertrage ftehen bleiben und nur den durch 
das argliftige Verſchweigen erlittenen Schaden Tiquidieren will. 
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Der Sall wurde von den Kandidaten überwiegend praktijc, gelöjt und 
meiſt als „leicht befunden. Es kam jedoch mitunter vor, daß die Stage, 
ob die Tötung des Hundes durch den General die Wandelung ausichliet, 
nicht erörtert wurde. Augenjcheinlich war den Betreffenden unbekannt, 
daß für die Wandelung die Dorjchriften des Rücktrittes gelten. Daß 
aud) im erjten Teil 8 463 in Stage kommen kann, jofern ein arglijtiges 
Derfchweigen des Sehlers vorliegt, wurde fat durchweg überfjehen. Im 
zweiten Salle wurde mitunter mit Annahmeverzug des Sörjters in bezug 
auf die Abnahme des Hundes operiert, was nicht zum öiele führt. Über- 
ſehen wurde dabei, daß der Sörjter die Abnahme des Hundes ſchuldet, 
mithin Scyhulönerverzug vorliegt. Der dritte Unterfall wurde allgemein 


richtig gelöft. 
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4. 
(Rechtsfall a. d. Mai 1913.) 


Onkel Fritz beſtellt eine Torte für feinen jechsjährigen Neffen Otto bei 
dem Konditor Süß mit dem Auftrage, die Torte in die Wohnung der 
Eltern des Otto zu ſchicken. 

Der Bote, welcher die Torte überbringen foll, findet die Wohnung ver- 
Ichlofjen und gibt die Torte beim Portier ab, der jie vorerjt bei Seite 
ftelft. Die Kinder des Portiers ejjen den größten Teil auf. 

1. Onkel Sri weigert fi}, die Rechnung des Süß zu bezahlen. Mit 
Recht? 

2. Konnte Onkel Fritz für den Fall, daß er die Rechnung bezahlen 
müßte, fi an den Dortier halten ? 
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I. Was zunächſt das Recdhtsverhältnis zwiſchen Onkel Fritz und dem 
Konditor Süß betrifft, fo liegt ein Kaufvertrag mit der Tiebenverpflid- 
tung vor, die Torte einem Dritten, nämlich dem Dater bzw. der Hutter 
feines Neffen zu überjenden. Leiltungsempfänger ſoll einer der Eltern- 
teile fein. Durch Leiftung an diefen ift der Kaufvertrag nad) 88 362, 
185 BGB. erfüllt, zugleich aber auch die Schenkung gegenüber dem 
Neffen, der ſelbſt allein infolge Geſchäftsunfähigkeit Eigentum an der 
Torte nur durch den Dater oder die Mutter mit Sujtimmung des erjteren 
— oder auch ohne dieje, wenn man die Schlüjjelgewalt zugrunde legt — 
erwerben Rann. 


II. Iſt nun der Portier ermädtigt, derartige Waren für den Mieter 
in Empfang zu nehmen? Dieje Srage ijt tatſächlich zweifelhaft. 

Ohne weiteres iſt fie wohl zu bejahen, wenn der Mieter Alleinmieter 
eines ganzen Haufes, etwa einer Dilla, it und den Portier felbit ange 
jtellt hat. Serner dann, wenn der Dortier vom Mieter ausdrüklich zur 
Empfangnahme von für den Mieter abgegebene Sachen ermädtigt war. 
Sonit wird die Srage zu verneinen fein, da im allgemeinen — wenig- 
ftens in norddeutfchen Gegenden — ein Rechtsverhältnis zwilchen Mieter 
und Portier nicht befteht. Soweit aber eine Ermächtigung des Portiers 
zu Empfangnahmen für die Mieter befteht, kann fie fi nur auf die 
Entgegennahme des Befites, nidyt aber auch auf die Annahme als Er- 
fülung zum Zwecke des Eigentumserwerbs für den Mieter erjtrecken. 
Man denke an den Sall, daß der Portier einen vom Schneider für den 
Mieter abgegebenen, von dieſem beftellten Anzug in Abwefenheit des 
Mieters in der Portierloge abgıbt ; nachträglich entdeckt der Mieter, daß 
‚der Anzug nicht paßt oder gar verwedjlelt ijt. Oder dem Portier wird 
ein verſchloſſenes Daket übergeben und es jtellt ſich [päter heraus, daß 
eine Verwechſlung vorliegt. Wie dem auch fei, muß in diefen Sällen an- 
genommen werden, daß die Übergabe der Sache i. S. des 8446 BOB. 
als an den Käufer erfolgt zu gelten hat!). Mithin it die Gefahr des 
zufälligen Unterganges auf den Käufer, d. h. Onkel Srig übergegangen 
und verpflichtet ihn zur dahlung des Kaufpreifes. 

War der Portier dagegen nicht zur Annahme der Torte für den Mlieter 


1) Das Reichsgeridht jteht allerdings auf dem durchaus anfehtbaren Stand» 
punkt, daß es ſich im Salle des 8 446 um eine „bedingungslofe Übergabe“ „zwedis 
voller Erfüllung“ (RG. 64 S. 336 und REN. 1. I1. Aufl.] S. 360 öiff. 7), aljo 
zwecks Eigentumsübertragung handeln müfje, weshalb bei der Übereignung unter 
der Bedingung der volljtändigen Kaufpreiszahlung die Gefahr vom Derkäufer zu 
tragen fei. Das jteht jedoch im $ 446 BGB. nidyt, und auch die Übergabe einer 
unbedingt verkauften, wenn auch bedingt übereigneten Sache ift eine „Übergabe 
der verkauften Sache“. So auch jet richtig RO. 85 S. 320ff. 
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befugt, fo liegt die Gefahr ‘des Unterganges der Torte — davon kann 
man troß des Dorhandenfeins eines Reftes derjelben ſprechen — noch 
beim Derkäufer. Es fragt ſich aber, ob nicht etwa infolge Annahme: 
verzuges anders zu entfcheiden ijt. Angenommen foll die Torte nad) dem 
Dertrage von einem Elternteil des Knaben werden. Das Angebot muß 
nach $294 BGB. tatſächlich fein. Iſt die Torte als Genusſache gekauft, 
was 3.B. der Sal ift, wenn der Onkel die Torte telephoniſch oder brief: 
lich beitellt hat, jo kommt der Gläubiger nad} 8 300 Abj.2 BGB. in 
Derzug, wenn er die angebotene Sache nicht annimmt, in welchem Salle 
die Gefahr in diefem Augenblick auf den Gläubiger übergeht. Liegt nun 
in beiden Sällen ein „Angebot“ vor? Bei Leiltung eines Gegenſtandes 
muß der Schuldner dem Gläubiger den Gegenjtand zur Empfangnahme 
vorlegen. Wird ihm dies dadurch unmöglid; gemadht, daß die Türen ver- 
ichloffen find, fo wird man Annahmeverzug annehmen, wenn die Leiltung 
zu einer Seit angeboten werden follte, zu welcher üblicherweile Emp- 
fangnahmen ftattfinden. Ein Derjchulden des Gläubigers ſpielt beim 
Ainnahmeverzug keine Rolle, jo daß es alſo nicht darauf ankommt, ob 
die Eltern des Otto von der Beitellung der Torte etwas wußten. 

Man wird daher zu folgendem Ergebnis gelangen: War der Portier 
zur Annahme der Torte an fich nicht ermächtigt, jo mußte die Torte den 
Eltern des Otto angeboten werden. Da das Angebot infolge ver- 
Ichloffener Türen nicht erfolgen konnte, hat der Schulöner (Konditor) 
nur Dorjat und grobe Sahrläffigkeit auch feines Erfüllungsgehilfen bei 
überfendung der Torte zu vertreten ($ 300 Abj.ı BGB.). Wenn nun 
der Bote des Konditors im vorliegenden Sall die Torte beim Portier 
mit dem Auftrag übergab, fie dem Mieter zu übergeben, jo Rann hierin 
eine grobe Sahrläjligkeit nicht erblickt werden. Ging die Torte hierauf 
beim Portier zugrunde, fo ijt der Schuldner nad) 8275 BGB. von feiner 
Leiltungspflicht frei und die Gefahr des Unterganges der Sache ging auf 
den Käufer über ($ 300 Abj.2 BGB.), fofern es ſich um eine Gattungs- 
ſchuld handelt. Der Kaufpreis iſt daher auch in diefem Salle zu bezahlen 
(88 446, 300 Abf.2 BGB.). Anders liegt es, wenn es ſich um eine 
Speziesihuld handelt, da hier ein Gefahrübergang — wie bei 8 300 
Abj.2 BGB. — nicht beftimmt ift. Hier würde der Käufer nah 8 323 
B6B. von ferner £Leiftungspfliht frei werden! Billig ijt diefe Ent- 
ſcheidung nicht, doch läßt fich angelichts des Klaren Wortlauts des $ 300 
Abj.2 BGB. ein anderes Ergebnis nicht rechtfertigen. 

3u erwähnen ift noch, daf 8447 BGB. nicht anwendbar ijt, da es ſich 
hier zweifellos um einen Derjendungsfall innerhalb des Erfüllungs- 
ortes handelt und ein Transport durch die eigenen Leute des Derkäufers 
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nicht unter 8447 BGB. fällt, weil er vom Derkäufer felbft beforgt iſt. 
(K6. in ROLC6.20 S.174.) Lebteres ijt freilich — Verſchulden — be- 
ſtritten. 

"II. Hat Onkel Fritz — ſoweit er den Kaufpreis zahlen muß — einen 
Anſpruch gegen den Portier ? 

Zunächſt ift davon auszugehen, daß ein Dertragsverhältnis zwiſchen 
beiden nicht begründet ift, denn der Bote des Konditors beauftragte 
den Portier namens feines Lehrherrn zur Übergabe der Torte an den 
Mieter. 

Da ferner der Onkel Eigentümer der Torte nicht geworden ijt (und 
auch felbjt nicht werden follte, da die Torte dem Neffen übereignet 
werden follte), ſcheidet auch 8823 BGB. aus. Wohl aber greift $ 832 
B6B. Pla, wonad) der über Minderjährige Auflichtspflichtige zum Er- 
fat des Schadens verpflichtet ijt, den der Minderjährige einem Dritten 
widerrechtlich zufügt, ohne daß ein des Minderjährigen vor- 
zuliegen braucht. Eine Beſchränkung des Schadens auf die im 8 823 
Abi. ı BGB. genannten Rechtsgüter iſt im Gejek nicht vorgefehen, wes- 
halb auch jeder Dermögensjhaden unter 882» BGB. fällt. Doraus- 
fegung ift aber, daß der Schadenitifter wegen Minderjährigkeit der Be- 
auflichtigung bedarf. Dies darf bezüglich der Kinder des Portiers unter- 
jtellt werden. Sreilich geftalten fih Art und Maß der Auflicht je nad) 
dem Alter, den Anlagen und Eigenfchaften der Minderjährigen ver- 
ichieden (R6.52 S.73). Ob diefe Auflichtspflicht jodann gewahrt iſt, 
iſt Tatfrage. Jedenfalls brauchen die Aufjichtspflichtigen für den Erfolg 
der Beaufjihtigung nicht einzuftehen (R6.50 S.62). Man denke an 
den Sall, daß die Torte in einem Schrank verjchlojjen worden und den 
Kindern das Eſſen von der Torte jtreng verboten war. Gelang es ihnen 
dann hinter dem Rücken der Eltern, den Schrank mittels Nachſchlüſſels 
zu öffnen und die Torte aufzuefjen, fo dürfte die Aufjichtspflicht ge- 
wahrt fein und eine Haftung aus 8832 BGB. ausgeſchloſſen fein. An- 
dernfalls haftet der Dater nad) 88 832, 1626, 1627 BGB. Der Schaden 
beiteht in der Derpflichtung zur Zahlung des Kaufpreifes für die Torte. 

Eine ungerechtfertigte Bereicherung des Portiers kommt nicht in Srage, 
da er nichts erjpart hat, auch fonjt nicht als bereichert angejehen wer: 
den kann. Aud 8281 Abj.ı BGB. gelangt nicht zur Anwendung, 
da dem Konditor gegen den Portier kein Erſatzanſpruch zuſteht, denn er 
iſt überhaupt nicht gejchädigt, foweit er einen Anfprud auf Sahlung des 
Kaufpreijes gegen Onkel Sriß hat. Nur dann kommt 8281 BOB. in Stage, 
wenn Onkel Sri zur 3ahlung des Kaufpreifes nicht verpflichtet ift. Dies 
bedarf jedoch keiner Erörterung, da hiernach nicht mehr gefragt iſt. 
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Der vorliegende Rechtsfall bereitete den Kandidaten durchweg die 
größten Schwierigkeiten, wie fajt alle Fälle aus dem „täglichen Leben”, 
die zunächft einfach, erfcheinen, aber bei näherer Betrachtung nicht ganz 
geringe Schwierigkeiten zu bereiten pflegen. Ausreichende Bearbeitungen 
wurden nur felten geliefert. Die grundlegende Stage, unter welchen 
Umftänden der Portier zur Empfangnahme von Leiltungen für den 
Mieter ermädtigt it, wurde faſt durchweg nicht erörtert, jondern nur 
bejaht oder verneint. Das ijt natürlich keine ausreichende Bearbeitung. 
Der Annahmeverzug wurde gleichfalls Raum jemals in Erwägung ge— 
zogen. Dielfacdy wurde mit dem hier nicht pafjenden 8 447 BGB. operiert. 
Bei der zweiten Srage wurde 8832 BGB. häufiger abgelehnt, weil die 
Dorausjeßungen des 88231 BGB. nicht erfüllt feien, auf die es dabei doch 
gar nicht ankommt. Dielfacy wurde auf $ 281 zurückgegriffen, ohne zu 
erwägen, ob denn der Konditor überhaupt einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Portier hat. Dabei durfte auch nicht vergejjen werden, daß 
nach Lage der Sache ein Auftragsverhältnis zwilchen beiden vorliegt 
und ein Schadenserſatzanſpruch in dem Salle, in welchem der Onkel 
die Torte nicht zu bezahlen hat, aus 8276 BGB. und ev. 5278 BOB. 
— wenn den Kindern etwa die Torte zur Überbringung an den Mieter 
übergeben wurde — herzuleiten iſt. — Durchweg wurde der Sall für 
„außerordentlich [chwierig” gehalten. 
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5. 
Rechtsfall aus dem Jahre 1914.) 


Der Möbelhändler D. hat an den Privatier K. ein Sofa für 400M. 
verkauft und geliefert. Die Sorde auf den Kaufpreis hat er feinem 
Gläubiger 6. an dahlungsitatt abgetreten. Als aber 6. von K. Zah⸗ 
fung verlangt, weigert diefer die Sahlung mit der Begründung, daß der 
£ederbezug des Sofas ſich fchon nach zweiwöch rungem Gebraud) als 
brüchig erwiejen habe. G. überzeugt ſich davon, daf dies wahr ilt. Er 
klagt nunmehr gegen D. auf Grund diefes Sachverhalts auf Sahlung 
von 400 M. als Schadenserfa wegen Nichterfüllung. D. bittet die 
Klage abzuweijen; er führt an, daß K. ihm noch Reine Mitteilung von 
dem Mangel gemadt habe, alfo noch nicht rechtswirkjam gewandelt 
habe. 

Wie iſt zu entjcheiden ? 
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1. Möbelhändler D. hat die Kaufpreisforderung aus dem Kaufvertrag 
mit K. an feinen Gläubiger 6. an dahlungsjtatt abgetreten. Damit er- 
loſch das zwiſchen D. und 6. bejtehende Schuldverhältnis ($ 364 Abj. 1 
B6B.), aber D. haftet für etwaige Rechtsmängel wie ein Derkäufer der 
Sorderung (8 365 BOB.). 


Il. Nach 8 437 Abj.ı BGB. haftet der Derkäufer für den rechtlichen 
Beitand der Sorderung zur Seit der Abtretung, aljo aud) dafür, daß die 
Sorderung nicht durch Einreden entwertet wird. Iſt nun K. zur 3ah- 
Iungsverweigerung berechtigt ? 


K. wandelt wegen eines unbejtrittenen Mangels der Kaufjadhe. Die 
Wandelung vollzieht ſich zwilchen dem Derkäufer und Käufer und ver- 
pflichtet prinzipaliter den Derkäufer (88 459 Abf.1, 462 BGB.). Wer 
wandeln kann, kann aber aud) die Sahlung des Kaufpreijes verweigern 
und die Wandelung auch einredeweife uerbringen (Dgl. $ 478 BGB.). 
Staglidy ift nur, ob durch Dorbringen der Wandelungseinrede die Wan- 
delung i.S. des 8465 vollzogen ift!). Mit Staudinger und Matthiaß 
(vgl. Staudinger II 1, Anm. IIc zu 8478) wird man annehmen müljen, 
daß die Erhebung diefer Einrede die gleiche rechtliche Bedeutung des 
Dollzuges haben muß wie die Wandelung des 8465, da fie eine wirk- 
lihe Einrede darjtellt. Die Wandelung bedarf daher, fofern jie durch 


1) Man erinnere fi, daß bezüglich der Rechtsnatur der Wandelung (wie der 
Minderung) zwei Theorien bejtehen: Die Dertragstheorie, die jih auf 
8 465 jtüßt und einen zwifchen Derkäufer und Käufer abgeſchloſſenen Wandelungs- 
vertrag erfordert, bevor die Rechte aus der Wandelung geltend gemaht werden 
können (Dernburg, Endemann, Plank, Oertmann). Die Herjtellungstheorie 
(Eccius, Neumann, Sijche-henle, Gaupp-Stein, Biermann, Eneccerus) dagegen ver⸗ 
weilt darauf, daß das Geſetz im 8 465 nur bejtimme, warn die Wandelung voll 
zogen fei, nichts aber darüber bejage, was „Dollziehung“ hier bedente und aud) 
nicht, daß die Dollziehung nicht auch in anderer Weije erfolgen könne. Eneccerus 
insbefondere weit mit Recht darauf hin, daß nad} $ 462 der Wandelungsanſpruch 
auf „Rüdgängigmadhung” der praktiſchen Solgen des Kaufvertrages, aljo auf 
Rüdzahlung des Kaufpreifes gegen Rüdkgabe der Sache gehe bzw. auf Auf: 
hebung der Kaufpreisjchuld (Eneccerus, Lehrbud I, 2. Abt. 8 350 Siff. 2). Es 
kann aljo direkt auf Rückzahlung des Kaufpreifes geklagt werden und vollzogen, 
d. h. bindend fejtgeftellt ijt die Wandelung durch Dertrag oder Urteil. Auch das 
RG. jteht im 66. Band S. 75 auf dem Standpunkt der Herjtellungstheorie, 
indem es ausführt: 

„Sn Bo. 58 S. 423 ff. iſt — ohne Stellungnahme zur Dertragstheorie —, der 

Sat aufgejtellt, daß die Wandelungsklage ohne vorhergehenden Antrag auf 

Derurteilung zur Einwilligung in die Wandelung jofort und unmittelbar auf 

Rücknahme der Sache, Rückzahlung des Preijes ufw. gerichtet werden kann. 

Beiteht dieſes Recht bei der Wandelung, jo muß auch bei der Preisminderung 
dem Käufer das Recht zuftehen, unmittelbar auf Preisminderung und deren 

Ausführung zu klagen, und liegt in einem ſolchen Begehren nicht der Antrag 

auf Abſchließung eines Preisminderungsvertrages.” 
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Einrede geltend gemacht werden kann, keines Dertrages oder rechts⸗ 
kräftigen Richterfpruhs und kann dem Derkäufer ohne weiteres ent- 
gegen gehalten werden. 

III. Nach 8404 BGB. kann der Schuldner dem neuen Gläubiger die 
Einwendungen entgegenfeßen, die zur Seit der Abtretung der Forderung 
gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren. Mithin könnte der 
K. die Einrede aus 8478 BGB. auch dem Anfprudy des 6. entgegen 
halten, denn die Einrede beruht ihrem Redtsgrunde nad) auf dem 
zwiſchen D. und K. abgelchloffenen Kaufvertrag. K. verweigert die dah- 
lung daher auch dem 6. gegenüber mit Recht und in der Derweigerung 
liegt die Erhebung der Einrede aus 8478 BGB. 

IV. Da die an Sahlungsitatt abgetretene Sorderung durch das Dor- 
bringen der Einrede entkräftet wird, hat 6. gegen D. einen Schadens: 
erſatzanſpruch wegen Nichterfüllung aus 88 365, 440, 325 Abj.ı BGB. 
Diefer Anjpruch geht, da derjenige auf Erfüllung ausdrücklich ausge- 
ichloffen ilt, 8249 S.1ı BGB. mithin unanwendbar ilt, grundfäßlic 
auf Gelderſatz (R6.61 $. 353/4). Mit der Geltendmahung des An- 
[pruchs wandelt füch das ganze Dertragsverhältnis um in einen ein- 
feitigen Anfprudy des Käufers ſRG. 57 S.106/7). Der Schaden be- 
jteht aber in dem Nichtempfang der 400 M., folglid) kann 6. von D. 
400 M. verlangen. 

Wenn ſich D. lediglich damit verteidigt, daß K. ihm von dem Mangel 
noch Reine Mitteilung gemacht habe, mithin noch nicht redhtswirkfam 
gewandelt habe, fo iſt dem entgegen zu halten, daß K. die Einrede der 
Wandelung ſchon gegenüber dem öefliontt wirkjam geltend machte, 
als diefer — wenn auch außergerichtlich — Sahlung des Kaufpreifes 
von K. verlangte. Nach der herrichenden Heritellungstheorie bedarf es 
zur wirkjamen Wandelung keines Dertrages zwijchen Derkäufer und 
Käufer, und aud) eine Anzeige der erfolgten Wandelungseintede an den 
Derkäufer ijt nicht vonnöten, wenn die Einrede dem neuen Gläubiger 
gegenüber mit Erfolg geltend gemadht war. 





Der Redtsfall wurde zumeift richtig gelöft. Unerläßlich ift jedenfalls 
— was häufiger überjehen wurde — das Eingehen auf die Theorien 
bezüglich der Rechtsnatur der Wandelung, da darin der Hauptkern der 
Arbeit liegt. Mitunter war auch 8 365 BGB. den Kandidaten nicht be- 
kannt, der doch das Bindeglied zu 88440, 325 BGB. heritellt. Die Ar- 
beit galt im allgemeinen als leicht. 
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6. 
(Redhtsfall aus dem Jahre 1911.) 


Sabrikant Sprengel hat 1904 dem Bauunternehmer Steinel an einem 
in Potsdam gelegenen Gartengrundftück durch notariellen Dertrag ein 
Dorkaufsredt beitellt!). 

Eine Eintragung im Grundbuch erfolgte nicht. 

1905 ftarb Sprengel und wurde von Apt beerbt. 

Apt verkaufte das Grundftük für 4000 M. an König und diefer 
wurde als Eigentümer eingetragen. 

Apt hatte keine Kenntnis vom Dorkaufsrecdhte. Auch fanden fich im 
Nachlaſſe Sprengels keinerlei Aufzeichnungen oder Urkunden. 

König dagegen wußte jehr wohl vom Dertrage, ließ aber beim Kauf 
nichts darüber verlauten. Der Garten hatte einen Wert von 5000 Mt. 

Steinel erklärt jegt fowohl dem König als dem Apt gegenüber, das 
Dorkaufsredht ausüben zu wollen. 

Bat Steinel Anfprüche (und welche gegen Apt und gegen König) ? 


1) Es mag hier zunädjt an die Streitfrage erinnert werden, ob ein obligatori- 
cher Dorkaufsvertrag in Bezug auf ein Grundſtüch der Sorm des $ 313 BEB. 
bedarf. Im 60. Band S. 232/3 hatte das Reihsgeriht die Stage zunächſt ver- 
neint, indem es darauf hinwies, daß durch die Einräumung des Vorkaufsrechts 
überhaupt keine Derpfliditung, das dem Dorkauf unterliegende Grundjtük zu 
veräußern oder erwerben, aud) nit in bedingter oder betagter Sorm begründet 
werde. Denn ungeadtet des Dorkaufstechtes könne der Verpflichtete das Grund- 
jtück vertaufchen, verfhenken und jeinen Erben verkaufen. Erjt dadurch, daß der 
Derpflichtete einen Kaufvertrag mit einem Dritten abjchließe, entjtünde für ihn 
die Derpflidtung, das Grundſtück zu veräußern. Diejer Dertrag mit dem Dritten 
unterliege dem Sormzwang des 8313 BOB. Diefe Anſicht hat das Reichsgericht 
jedodh im 67. Bande S. 45 ff. aufgegeben und den gegenteiligen Standpunkt ars 
genommen. In diefer Entfcheidung wird ausgeführt, daß zwar der Eigentümer, 
der ein Dorkaufsredht eingeräumt habe, das Grundftüd nicht veräußern brauche, 
daß er ſich aber gleihwohl für den Sal, daß er es veräußere, vertraglich ge- 
bunden habe und daß dieje rechtliche Gebundenheit bereits gegenwärtig bejtehe 
und nidt von einem künftigen Wollen abhängig gemacht fei. Der Käufer erwerbe 
bereits jeßt einen bedingten Anjprud gegen den Dorkaufsverpflicdteten. Schließ- 
lich bezwecke die Vorſchrift des 8313, Teichtjinnigen und übereilten Deräußerungen 
vorzubeugen und diefer Swek würde bei formlojer Geftaltung des Dorkaufs- 
vertrages nur unvollkommen erreidyt werden. An dieſer Anſicht hat die Plenar= 
entiheidung im 72. Band S. 385 ff. feitgehalten und darauf hingemwiefen, daß 
der Dorverkäufer feinen Willen endgültig erklärt und ſich für den Sall der Dor- 
nahme des Derkaufs gebunden habe. Es läge eine fogen. gemijchte und nicht 
eine „poteftative“, d. h. im bloßen Willen des Derpflichteten liegende Bedingung 
vor. Ob der Berechtigte gebunden fei oder nicht, fei gleichgültig, wenn nur der 
Derpflictete gebunden fei. 
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I. Da Sprengel dem Bauunternehmer Steiner nur ein obligatoriſches 
Dorkaufsrecht in der vorgejchriebenen Sorm des 8313 BGB. eingeräumt 
hat, wird durch den Dertrag nur Sprengel und demgemäß fein Erbe 
verpflichtet, während das Dorkaufsrecht anderjeits nach 8 514 auf den 
Erben des Berehtigten in Ermangelung einer bejonderen Bejtim- 
mung nicht übergeht, es fei denn, daß es auf eine bejtimmte öeit be= 
fchränkt ilt. Die Derpflichtung aus dem Dorkauf ging mithin mit dem 
Tode Sprengels auf deſſen Alleinerben Apt über. 


II. Welchen Einfluß hat nun die Deräußerung des Grunditüks an 
König in Unkenntnis des für Steinel beitehenden Dorkaufsrechts für den 
aus dem Dorkauf verpflichteten Erben Apt? 

Sur Entſcheidung diefer Stage bedarf es des Eingehens auf die ju- 
riltiihe Natur des Vorkaufsrechts, die jtreitig iſt. 

a) Nach Planck (Dorbem. 4 zu 8504) wird durch den Dorkauf lediglich 
ein den Derpflichtenten bindender Dertragsantrag geſchaffen, dejlen An- 
nahme durdy Ausübung des Dorkaufsrechts erfolgt. 

b) Nach Eneccerus, Staudinger und R6.69 S.281 Liegt dagegen 
im Abſchluß des Dorkaufsvertrags ein doppelt-bedingter Kaufvertrag 
über das Grundftück vor, bedingt dur den Derkauf des Grundjtücks 
an den Dritten und durch die Ausübung des Dorkaufsrechtes. 

Solgt man der eritgenannten Theorie, jo kommt ein Derirag zwi— 
ihen Apt — dem Erben des Dorkaufsverpflichteten — und Steinel 
erft dur) die Ausübung des Vorkaufsrechts feitens des Steinelmad, der 
übereignung des Grundjtüks an Stemel zuftande. Die Sache liegt alfo 
ebenfo, wie wenn jemand eine ihm nicht gehörende Sache verkauft. 
Steinel Bann aljo gegen Apt auf Erfüllung des Kaufvertrages klagen 
und, da Apt hierzu aus fubjektiven Gründen außerjtande iſt, nad) 
8283 BGB. Schadenserfaß verlangen. Steinel kann aber aud; direkt 
Schadenserfaß verlangen. 8306 BOB. liegt nicht vor, denn diejer Para- 
graph gilt nicht für das urfprüngliche Unvermögen. Wohl aber folgt 
der Schadenserfaßanfprud; aus 8 276 BGB. So auch R6.69 5.357: 

„Für den Sal, daß Schuldner nicht leiſten kann und hierzu auch 
bereits zur Seit der Begründung des Schuldverhältniljes unvermögend 
war, enthält das Bürgerliche Gejebuch bejondere Dorjchriften über- 
haupt nicht. Indeſſen bedurfte es deren audy nit, da fi} die Der- 
tretungspflicht des Schuldners unmittelbar aus dem Dertrage ergibt; 
denn mit der Derpflichtung zur Leiftung übernimmt der Schulöner zu⸗ 
gleich auch die Haftung für feine Leijtungsfähigkeit; er hat für dieje ein- 
zujtehen und Rann fich deshalb auf das — ſubjektive — Unvermögen 
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zur Leiftung nicht berufen. Das dauernde Unvermögen des Schuldners 
zur Leiſtung beredhtigt den Gläubiger, Schadenserjaß zu fordern, und 
zwar ohne daß er gehalten ijt, zuvor den Anſpruch auf die Leiltung 
fetbjt geltend zu machen. Daß der Gejeßgeber eine für den Redtts- 
verkehr völlig 3wecklofe und überflüffige Handlung gewollt haben 
follte, ift nicht anzunehmen. Biernad; ijt der Anſpruch auf Schadens 
erjaß nicht von dem Nachweiſe eines dem Beklagten etwa zur Laſt 
fallenden argliltigen Derhaltens abhängig.‘ ') 

hiernach muß Apt für die Nichterfüllung des Dorkaufvertrages durch 
Leiltung von Schadenserfa einjtehen. 

Solgt man dagegen der herrjchenden Theorie, fo hat Apt keinen Schadens- 
erjaß zu leilten. Da bereits vor der Deräußerung des Grundſtücks an 
König ein bedingter Kaufvertrag zwilchen Apt und Steinel vorlag, 
handelt es fih um nachträgliches Unvermögen des Apt i.S. des 
8 275 Abj.2 BOB. Dasjelbe iſt unverjchuldet, da Apt guigläubig war 
und bei Deräußerung des Grundftücs von dem Beitehen des Dorkaufs- 
rechts des Steinel keinerlei Kenntnis hatte und infolge des Sehlens 
irgendwelcher Aufzeichnungen im Nachlaffe des Sprengel auch Reine 
Kenntnis haben konnte?). 


Ill. Hat Steinel Anfprüche gegen König ? 

Da eriterem nur ein obligatorifches Dorkaufsrecht eingeräumt 
war, jo wirkt es nicht gegen König, obwohl er das Dorkaufsreht bei 
Dertragsichluß Rannte. 8 823 Abſ. 1 BGB. liegt nicht vor, da lediglich 
eine Dermögensbefhädigung und nicht die Bejchädigung eines der in 
diefem Paragraphen genannten Redtsgüter vorliegt. Die Derlekung 
obligatorijcher Rechte fällt aber nicht darunter. Auch 8823 Abj.2 BGB. 
greift nicht Plab, da kein Schußgejeg zum Schuß obligatorifcher Be- 
rechtigter vorhanden ijt und insbefondere Betrug in ftrafrechtlichem 
Sinne ausfcheidet. Sonach bleibt nur $ 826 BGB. übrig, der auch tat- 
ſächlich auf Sälle vorliegender Art angewendet worden iſt. Es läßt ſich 
auch jehr wohl fagen, daß König durch die Entgegennahme der Auf- 
lafjung in Kenntnis des Beitehens des obligatorijchen Anſpruchs des 
Steinel gegen Apt gegen die guten Sitten verftieß und Steinel vorfäßlich 
einen Schaden zufügte. 


1) Urjprüngliches Unvermögen ift felten. Es liegt aber 3. B. auch dann vor, 
wenn eine Ehefrau ohne die erforderliche Zujtimmung des Mannes einen zum 
eingebraditen Gut gehörenden Gegenftand veräußert oder wenn der Mieter einer 
Wohnung einen Untermietvertrag abſchließt und der Dermieter der Hauptſache 
jeine Suftimmung hierzu verfagt (R6. 81 S. 63). 

2) Ebenjo RO. 67 5. 234—256 für den gleichen Sal zu gem. Reht u. BGB. 

3* 
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Dgl. R6.62 S. 137—139: „Durch $ 892 BOB. ilt zum Ausdruck 
gebradit, daß bloß perjönlide Rechte den Erwerb eines ihnen ent- 
gegenitehenden Rechts am Grundftücke niemals zu hindern vermögen, 
auch dann nicht, wenn der Erwerbende beim Erwerbe fie gekannt hat. 
Eine andere Srage aber ijt, inwieweit diefer Grundfat durdy die ganz 
allgemein lautende Vorſchrift des 8 826 eine Einjchränkung erleidet. 
Das Reichsgericht hat bereits wiederholt ausgefprochen, daf der $ 826 
illoyalen Schädigungen im Derkehrsleben wirkjam entgegenzutreten 
bejtimmt iſt und daher auch auf eine in Ausübung eines formalen 
Rechts vorgenommenen Handlung, falls dieje dem anderen in einer 
gegen die guten Sitten verjtoßenden Weiſe Schaden zufügt, Anwendung 
finden muß. Hiervon eine Ausnahme für den Fall zu machen, daß das 
mißbraudte formale Recht ein die bloß perjönlichen Anfprüche über- 
windendes dinglihes Recht an einem Grundjtük ift, Tiegt kein An- 
laß vor.‘ 

Dieje Enticheidung iſt allerdings injofern bedenklicy, als bei Anwen- 
dung diejes Grundſatzes das auf dem gleichen Gedanken beruhende jus ad 
rem des ALR. wieder in das Bürgerlihe Geſetzbuch hineingenommen : 
wird, nachdem man es vorerjt vorjäßlidy und mit Überlegung aus dem- 
jelben verbannt hatte. 

In welcher Weife hätte nun König den Schadenserfat zu leilten ? 

Nach 8249 BGB. dur Heritellung des Hormalzuftandes, aljo 
nicht durch Rückauflaffung des Grundſtücks an den Deräußerer Apt 
— das wäre die Wiederheritellung des früheren Suftandes, die 8 249 
nicht verlangt —, fondern durch Auflafjung des Grunditücks an Steinel, 
denn der Normalzuftand beiteht in der Eintragung des früher obliga- 
toriich Berechtigten als Eigentümer im Grundbud}!). 





Den vorliegenden Rechtsfall habe ich zur ſchriftlichen Bearbeitung bis- 
lang nicht geftellt und mur mündlich befprochen. Meiſt fand ich dabei, 
daß die Theorien über die Rechtsnatur des Dorkaufsrechts den Kandi- 
daten unbekannt waren. 


1) In der gen. Entjcheidung des Reichsgerichts (62 S. 137—9) gibt das Reichs« 
gericht der Klage des gejhädigten Käufers auf „Nichtigkeitserklärung“ des Kauf: 
vertrages gegen Deräußerer und Erwerber jtatt. Das iſt nit richtig. 8 138 
liegt zweifellos nicht vor, wird aud in den Gründen nirgends erwähnt, und aus 
8 826 folgt nicht die gleichzeitige Anwendbarkeit des 8 138. Bei Billigung des 
vom Reichsgeriht ausgeſprochenen Grundfages müßte auch hier der geichädigte 
obligatorifch beredhtigte Käufer gegen den Erwerber nad $ 249 auf Heritellung 
des Mormalzuftandes, d.h. quf Auflaffung des Grundſtückes an ihn Klagen. 
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7. 
(Rechtsfall vom Mai 1913,) 


Altmann, der als Mieter eine Wohnung im Haufe des Eger innehat, 
hat rechtzeitig zum 1. April 1913 gekündigt. Es gelingt dem Eger, die 
Wohnung zum 1. April an Neumann zu einem Jahreszins von 1800 M. 
zu vermieten, während Altmann 1200 NT. jährlich zahlte. Ende März 
erkrankte Altmann ſchwer, und mehrere Ärzte erklären übereinitimmend, 
dat ein Transport des A. am 1. April mit Lebensgefahr verbunden ſei. 
Neumann, der infolgedeifen nicht einziehen kann, ilt genötigt, einen Galt- 
hof aufzufuden. Auch ſonſt entjtehen für ihn erhebliche Koiten. Mitte 
April wird A. transportfähig und Neumann zieht ein. 

1. Kann Neumann 

a) von Altmann, 

b) von Eger 
Erjat jeiner Kojten, insbejondere Bezahlung feiner Gajthofsrechnung 
verlangen ? 

2. Kann Neumann für die erite Hälfte April den Mietzins zurück- 
behalten ? 

3. Muß Altmann für die erſte Hälfte April 75 M., d. h. den bei einem 
Jahreszins von 1800 M. auf die erjte Hälfte April entfallenden Betrag, 
bezahlen ? 
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I. a) Zwiſchen dem bisherigen Mieter Altmann und dem neuen Mieter 
Neumann beiteht kein Dertragsverhältnis. Huch eine unerlaubte Hand- 
lung liegt nicht vor, höchſtens eine indirekte Dermögensbejhädigung 
ohne jedes Derjchulden des Altmann. Auch iſt Teßterer nicht auf Koften 
des Neumann ungeredhifertigt bereichert, denn Altmann muß felbit weitere 
Mietszinfen zahlen.: Schließlich fcheidet auch die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag ohne weiteres aus. 

Neumann hat daher gegen Altmann keinen Anſpruch. 

b) Infolge des Mietspertrages mit Neumann mußte Eger erjterem am 
1. April die Wohnung einräumen. Die Nichteinräumung der Miets- 
wohnung berechtigte den Neumann nur zur Kündigung des Mietsver- 
trages nad) 8 542 BGB. Jedoch wird durch 8 542 BGB. die Anwen- 
dung der allgemeinen Dorfchriften über Unmöglichkeit, insbefondere 8275 
B6B., nicht ausgefchloffen (R6.62 S.228). Tatſächlich it Eger nicht 
in der Lage, den ſchwer erkrankten Mieter Altmann aus der Wohnung 
su entjeßen, da — wie zu III auszuführen ift — der Sall des 8904 
BGB. nicht vorliegt. Sum Erſatze des Schadens ift daher auch Eger nicht 
verpflichtet, da auf feiner Seite unverjchuldete, nicht vertretbare ſub— 
jektive Unmöglichkeit der Gebraudhsgewährung vorliegt. 


II. Da Eger infolge der Überlaffung des Gebrauchs der Mietsfache an 
Altmann außerjtande ijt, dem Mieter den Gebrauch derjelben in der 
eriten Hälfte des April zu gewähren, iſt Neumann zur Entridhtung des 
Mietzinfes für diefe Zeit nach 8 552 Sag 3 BGB. nicht verpflichtet. Ein 
„Zurückbehaltungsrecht“ im Sinne des 8273 BGB. beiteht natürlid 
nicht, da überhaupt keine Sahlungspflicht des Mieters beiteht. 


III. Math 8557 BGB. kann Eger von Altmann für die Dauer der 
Dorenthaltung der Mlietswohnung nad Beendigung des Mietsverhält- 
niffes — das infolge der Kündigung nicht etwa nad} $ 568 BGB. auf 
unbejtimmte 3eit fortgejegt wird — als Entjhädigung den vereinbarten 
Mietszins, alfo für einen halben Monat nur 50 M., verlangen. Jedoch 
it nad} 8557 Satz 2 die Geltendmachung eines weiteren Schadens nicht 
ausgefchloffen. Diefe Geltendmachung jeßt aber den Nachweis des Scha- 
dens — der hier 25 MT. beträgt — und die Dertretbarkeit der Nicht: 
rückgabe der Mietsſache nad} allgemeinen Grundjäßen voraus. Da ein 
Derfchulden feitens des bisherigen Mieters nicht vorliegt, kommt Tedig- 
lich 8904 BOB. in Srage. Diejer bejagt: 

„Der Eigentümer einer Sache ijt nicht berechtigt, die Einwirkung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung zur 

Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der drohende 
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Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer ent- 
jtehenden Schaden unverhältnismäßig groß ijt. Der Eigentümer kann 
Erja des ihm entjtehenden Schadens verlangen.“ 


Da die hiernach gegebenen Dorausfeßungen ſämtlich vorliegen, kann 
Eger den ihm in Höhe von 25 M. entitandenen Schaden von Altmann 
erjett verlangen). 


Der vorliegende Sall wurde von den Kandidaten durchweg im ganzen 
richtig gelöjt, wenn auch nicht alle auf $ 904 BGB. kamen. Auch wurde 
häufig der nicht zutreffende $ 568 BGB. zitiert — an Stelle des 8557 —, 
wobei überjehen wurde, daß infolge der Kündigung des Mieters das 
Mietsverhältnis beendet wurde (das VLG. Srankfurt in Ripr. 8. OCG. 7, 
5.18 wendet 8 563 aber auch bei vereinbarter Aufhebung des Mliets- 
verhältnijjes an) und die Sortbenugung der Mietsfache nur infolge eines 
zufälligen Umitandes — der Krankheit — erfolgte und ſich nur auf 
ganz kurze Zeit eritreckte. (So auch Staudinger Il1 8 568 II 1b). Es 
wurde ſchließlich auch die Anficht vertreten, daß Heumann von Eger die 
Abtretung der Anfprüche gegen Altmann aus 88 557, 904 BGB. nad 
8 325 Ab}. 2 verlangen könne. Dem kann nicht beigetreten werden, weil 
Heumann ja jelber von jeder Sahlungspflicht frei ijt! Auch ijt der Er- 
ſatzanſpruch gleich dem Geldwert, den Heumann ſelbſt dafür leilten müßte 
(Erſatzanſpruch: 50+25 = 175 M., Öegenleiltung: 75 M.). 


3) Die Anwendbarkeit des $ 904 BGB. auf die Miete ſpielt auch bei der 
Entiheidung der Stage, ob ein Gajthausbejier den durch zufällige Krankheit 
und Tod eines Gajtes im Gaſthof entjtandenen Schaden erjegt verlangen kann. 
Lehnt man den Abſchluß eines jtillihweigenden Dertrages zwiſchen Wirt und 
Gajt bezüglidy der Erjatpflicht des Gajtes ab, jo bleibt nur $ 904 BGB. übrig. 
Allerdings hat das OLG. Srankfurt im Jahre 1905 den $ 904 für unanwendbar 
erklärt und den Schadenserjaganjprud des Dermieters gegen den Gajt — der 
infolge Tnphus das Simmer nicht verlajjen konnte — abgewiejen, weil der 
Mieter nah dem Mietsvertrage ein vertragsmäßiges Redt auf die Benußung 
des Simmers gehabt habe und deshalb feine Einwirkung auf das Zimmer auf 
Grund des Mietsvertrages erfolgt jei (Sitiert bei Grudot, Beiträge Bd. 56 
S. 183). Mit Recht hält Wurzer in Gruchot 56 S. 193 hier $ 904 für anwend- 
bar, weil das Derbleiben des Tnphuskranken im gemieteten Simmer wegen der 
Anjtekungsgefahr dem Dertrage widerjprad), der Mieter deshalb kein vertrags- 
mäßiges Recht auf ein ferneres Derweilen hatte und der Dermieter nad) dem 
Dertrage nicht verpflichtet war, es zu dulden. — Derjtirbt ein Gaſt im Gafthof, 
jo kann von einer „Einwirkung“ auf die Sache nicht gejprohen werden. Jedoch 
ergibt fi} eine Erjagpflict der Erben aus den Grundjägen der Gejhäftsführung 
ohne Auftrag bzw. der ungeredhtfertigten Bereicherung. So auch Wurzer a.a.®, 
S. 185—187. 
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8. 
Rechtsfall aus dem Jahre 1914.) 


Mm. ift bei D. mit feiner Miete im Rũckſtande. Da er fürchtet, D. könne 
fein Pfandrecht an alten ererbten Silberfadhen des M. geltend machen, 
packte er diefe in einen Koffer und reicht fie feinem Sreunde F., der draußen 
wartet, nachts elf Uhr aus einem Senfter feiner Parterrewohnung her: 
aus. D., der gerade nach Haufe kommt, fieht von weiten diefen Vor⸗ 
gang, eilt dem F. nad) und erreicht ihn in einer Entfernung von 500 m 
vom Baufe und entreißt ihm nad} heftigem Ringen den Koffer. Bei dem 
Kampfe ift dem $. fein Hut in eine Pfüße gefallen, jein Rock bejchädigt 
worden und außerdem hat er ſich den Arm verjtaudjt. 5. verlangt nun 
von D. 1. Erſatz der bejchädigten Kleidungsftücke, 2. Schmerzensgeld, 
3. den Koffer mit Inhalt zurück. 

Wie iſt zu entjcheiden ? 
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I. Die Klage des $. gegen den Dermieter D. iſt zunächſt auf Erfat der 
befhädigten Kleidungsjtüce und auf Sahlung von Schmerzensgeld ge- 
richtet. 

Als Klagegrund kommt nur 88231 und 8823 II BOB. in Der- 
bindung mit 88 303, 223 StrGB. und 8 847 BOB. in Stage. 

Bandelte D. widerredttlih ? 

D. hatte an dem Koffer und den Silberjachen ein Dermieterpfandrecht 
{88 559, 580 BG6B.). Nach 8 560 konnte er der Entfernung diejer 
Sachen widerjprechen, da die Entfernung nicht im regelmäßigen Ge— 
\häftsbetrieb des Mieters erfolgt oder den gewöhnlichen Lebensverhält- 
niſſen entjpriht und auch anzunehmen ijt, daß die zurückbleibenden 
Sachen zur Sicherung des Dermieters offenbar nicht ausreichen. Diejes 
Widerſpruchsrecht des Dermieters verjtärkt ji zum Redit, die Ent- 
fernung der Sachen audy ohne Anrufen des Gerichts zu verhindern und, 
wenn der Mieter auszieht, die Sachen in feinen Befit zu nehmen (8 561 
BO6B.). Zunächſt kann es fraglidy fein, ob das Recht zur Inbejfiß- 
nahme beiteht, wenn der Mieter nur einzelne Sahen aus der Woh- 
nung wegzushaffen im Begriffe ijt, da unter „Auszug‘ die unmittel- 
baren Dorbereitungen zu einem volljtändigen Auszug veritanden 
werden müllen. (So auch Staudinger Il1, 8561 II2.) Jedenfalls ijt 
das Selbithilferecht des Dermieters nad $ 561 Abf.1 BGB. dann aus- 
geihhlojen, wenn die Sachen vom Grundſtück des Mieters entfernt 
find. Sür diefen Sall gibt das Gejeh im $ 561 Abſ. 2 BGB. nur einen 
— aud) gegen Dritte gehenden Anſpruch — auf Herausgabe der Zu— 
rückſchaffung in das Grundftük und, wenn der Mieter ausgezogen iſt, 
auf Überlafjung des Beſitzes. Ein Selbithilferecht fteht dem Dermieter 
nur nach der allgemeinen Dorjchrift des $ 229 BGB. zu. Die Doraus- 
ſetzungen hierfür liegen aber vor. Obrigkeitliche Hilfe ift elf Uhr nadıts 
nicht zu erlangen — die Polizei mifcht fid) grundſätzlich in Mietsjtreitig- 
Reiten nicht ein, es fei denn, daß ganz offenfichtliches „Rücken‘‘ des 
Mieters vorliegt —, die Durchführung des Anfprudhs aus $ 561 BGB. 
it auch ohne fofortiges Eingreifen des Dermieters mindejtens wejentlid; 
erſchwert, da die Ermittelung nach dem Derbleiben des Koffers mit den 
Silberfachen außerordentlid, ſchwierig fein dürfte. Hiernach handelte D. 
nicht rechtswidrig. Er durfte den Widerjtand des Derpflichteten gegen 
die Wegnahme des Koffers brechen, da F. infolge feiner Beihilfe zur 
verſuchten Dereitelung der Swangsvollitrekung zur Herausgabe des 
Koffers ebenfo verpflichtet war wie nad 8 561 Abſ. 2BGB. 

Da mithin die Widerrechtlichkeit der Handlungsweile des D. fehlt, 
liegt weder Sachbejchädigung noch Körperverletzung vor. 
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F. kann aljo weder Erjaß für feine bejhädigten Kleidungsſtücke noch 
Schmerzensgeld verlangen. 

II. Wie fteht es mit dem Anfpruch des 5. gegen D. auf Herausgabe 
des Koffers ? 

Die Selbfthilfe des D. war — wie zu I ausgeführt wurde — zu— 
läſſig. Nach $ 230 Abj.2 BOB. iſt aber bei Wegnahme von Saden, 
fofern nicht die Swangspollitreckung erwirkt wird, der dingliche Arreit 
zu erwirken. Bei Derzögerung oder Ablehnung des Arreitantrags hat 
die Rückgabe der weggenommenen Sachen unverzüglich zu erfolgen 
(8 230 Abſ. 4 BGB.). Ein Recht zum Beli der Sachen ſteht dem D. 
auch erjt dann zu, wenn der Mieter ausgezogen ijt. Die Herausgabe 
des Koffers an F. würde aber höchſt unbillig fein. Deshalb wird man 
mit der vom R6K. (I, S. 198, öiff. 2 zu 8 230) vertretenen Anficht da- 
hin entfcheiden, daß der Arreft in den Sällen nicht nötig it, in welchen 
es fih niht um eine bloße Sicherungsmaßregel — wie in den Regel- 
fällen des 8250 —, fondern um die Wiederheritellung des verletzten 
Rechtes handelt, fo 3. B. in den Fällen, in welchen der Eigentümer einer 
Sache diefe dem Diebe, oder der Pfandbeſitzer die ihm verpfändete Sache 
dem Derpfänder, der fie widerrechtlich fortnahm, im Wege der Selbit- 
hilfe wieder abnahm. Allerdings iſt D. erjt dann bereditigter Pfand- 
bejißer, wenn der Mieter ausgezogen iſt. Dorher Kann er nur die Ent- 
fernung der Sachen verhindern, aljo etwa das immer, in welches er 
den Koffer einjtellen wird, verjchließen und den Schlüfjel an ſich nehmen, 
denn das Maß der Mittel, deren fich der Dermieter im Salle des 8 561 
Abj.ı BGB. bedienen kann, richtet fic) jeweils nach dem Derhalten des 
Mieters. 

Die Klage ilt daher auch injfoweit abzuweilen, als fie auf Herausgabe 
des Koffers geht. 





Auch diefer Sall wurde im allgemeinen richtig gelöft, wenn auch die 
Begründung der Abweifung der Klage auf Herausgabe des Koffers viel- 
fah falſch war. Meiſt wurde das Recht der Selbithilfe des D. aus 
8561 BOB. hergeleitet und hierbei überjehen, daß die Entfernung der 
Dfandfachen aus dem Grundftüc bereits erfolgt war. Warum 8 230 
Abj.4 BGB. Keine Anwendung finden darf, wurde nur in feltenen 
Sällen richtig ausgeführt. 
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9, 
Rechtsfall aus dem Mai 1914.) 


A. bejtellt beim Oberkellner zum Goldenen Löwen ein Simmer für 
mehrere Tage. Es wird ihm immer Nr. 10 angewiefen. Er läßt fein 
Gepäck dahin bringen, macht Toilette in dem Zimmer und geht dann 
auf Gejchäftsbejuche. Als er gegen Abend ins Hotel und auf fein Simmer 
kommt, ijt dort B., der gerade feine Koffer aufjchließen will. Der Ober⸗ 
Rellner hatte vergefjen, das Zimmer als bejegt zu notieren, der Wirt 
hatte dem B. das öimmer angewiefen. Nach einem Wortwedfel faßt 
A. den B. am Kragen und drängt ihn hinaus; B. verjtaudt ſich den 
Suß, muß einige Tage das Bett hüten und verfäumt wichtige Geſchäfte. 

B. verlangt von A. und dem Wirt Schadenserjab. 

Kann er das? 
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1. B. kann den Schadenserfaganfpruc; gegen A. nur auf 8 823 BGB. 
ftüßen, wenn A. widerredhtlic handelte. 

Unzweifelhaft war dem A. vom Oberkellner als Stellvertreter des 
Wirtes auf Grund des Mietsvertrages der Beſitz des Simmers über: 
Iaffen, in welches auch fein Gepäck abgeftellt wurde und in weldem er 
Toilette gemacht hatte. A. war alſo Beſitzer des Zimmers und verlor 
ihn auch durch eine vorübergehende Entfernung nit ($ 856 Abj. 2 
B6B.). Wenn jegt B. von dem Zimmer des A. Beſitz ergriff, jo beging 
er verbotene Cigenmacht gegenüber A., da es hierbei auf ein Derjchulden 
nicht ankommt (8 858 B6B.). A. konnte ſich der widerrechtlichen Be- 
figentziehung mit Gewalt erwehren (8 859 Abj.1 BGB.), d.h. äußeriten 
Salles den B. aus dem Zimmer mit Gewalt verdrängen. Dies aber nur 
ſofort. 

Dgl. Staudinger III, S. 38 II2: „Die Wiederbemächtigung durch 
Entſetzung des Täters iſt nur dann erlaubt, wenn ſich dieſe zeitlich ſo⸗ 
fort an die Beſitzentziehung anſchließt.“ 

Hier war es alfo zur Selbithilfe nad; 8859 BGB. zu ſpät. mithin hat 
A. widerrechtlidy gehandelt und B. gegen ihn aus $ 8251 BGB. einen 
Schadenserſatzanſpruch. 

Den Umfang des letzteren regeln 88 842, 843 BGB. 

In der Aufgabe ift nicht direkt gefagt, wofür Schadenserjaß gefordert 
wird. Aus.den Solgen des „Wortwechſels“ ergibt ſich jedoch der Schaden. 

a) B. hat fid} den Fuß verftaucht und muß einige Tage das Bett hüten. 
B. wird hiernach Erſatz der Heilungskoften einfchlieglich der Koſten für 
den Aufenthalt im Hotel oder Krankenhaus verlangen. Dies Bann er 
nach 8843 BGB., da es ſich hierbei um eine „Dermehrung der Be- 
dürfniffe‘ handelt. 

(Staudinger will für die Heilungskojten 8 249 BOB. ergänzend heran- 
ziehen, was nicht erforderlid; ijt.) 

Rach 8 847 BGB. könnte B. aud; Schmerzensgeld verlangen. 

b) Serner iſt gejagt, daß B. „wichtige Geſchäfte verfäumt”. Damit 
wird auf 8842 BGB. angefpielt, wonach die Derpflihtung zum Scha= 
denserfa wegen einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten hand⸗ 
lung ſich auf die Nachteile erſtreckt, welche die Handlung für den Erwerb 
oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt. Dieſen Schaden müßte 
jedoch B. näher ſubſtantiieren. 

II. Kann B. von dem Wirt Schadenserſatz verlangen? 

a) Zunächſt kann fraglich fein, ob ein Dertragsverhältnis zwiſchen 
beiden vorliegt, da Simmer 10 bereits vermietet war. Es dürfte aber 
nicht nur Unvermögen zur Leiftung feitens des Wirtes vorliegen, welches 
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die Gültigkeit des Dertrages nicht berührt. Auch |priht 8541 BGB. 
gegen die Annahme der Unwirkjamkeit des Mietsvertrages, da er ge= 
rade eine Sonderregelung für den Sall des Unvermögens bei der Miete 
darjtellt, die hier Anwendung findet. 

Dorausjeßung der dem Mieter nach 8541 BOB. zuitehenden Rechte 
it, daß ihm durch das Redht eines Dritten der Gebrauch der Mietsſache 
entzogen wird. Die unmittelbare Urſache der Gebraudhsentziehung ilt 
der Belif des A., alfo Rein Recht, fondern eine „Rechtspoſition“. Aber 
dem tatſächlichen Beligverhältnis des A. Tiegt auch ein rechtliches zu 
Grunde, nämlich der Mietsvertrag zwiſchen A. und dem Gajtwirt. Auf 
Grund diefes Mietsvertrages hat A. ein Recht zum Beſitz. Mithin hätte 
B. an ſich einen Erſattanſpruch gegen den Wirt aus 88 541, 538 Abi. 1 
BOB. Dieſer Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung umfaßt aber 
nur das befondere Erfüllungsintereffe wegen des Mangels und würde 
nur einen etwaigen höheren Mietszins in einem anderen Gajthof, mit 
Einfluß der Umzugskoften, umfalfen, nicht aber den durch das redhts- 
widrige Derhalten des A. entitandenen Schaden. Für diejen fehlt es an 
einem Kaujalzulammenhang. Schließlich würde auch noch Ronkurrieren- 
des Derjchulden des B. zu berücjichtigen fein, da fich diefer erſt in einen 
Wortwecfel mit A. einläßt, jtatt fofort das Simmer zu verlaflen und 
den Wirt herbeizuholen. 

b) Auch aus $ 851 BGB. läßt ſich eine Haftung des Wirtes für das 
Derjchulden des Oberkellners nicht herleiten, da ein adäquater Kaufal- 
zujammenhang zwilchen der fahrläfjigen Unterlaffung des Oberkellners 
und der Derlekung des B. fehlt, der auch zumindelt durch das felb- 
jtändige Handeln des B. durchbrochen iſt. 





Der Sall wurde troß feiner Einfachheit überwiegend nicht richtig ge- 
löjt. Sumeijt wurde das Derhalten des A. für rechtmäßig erklärt, wobei 
überjfehen wurde, daß der Wideritand gegen verbotene Bejitentziehung 
ſich unmittelbar an letztere anſchließen muß. Die Stage, ob das Miets- 
verhältnis zwilhen B. und dem Wirt wirkjam ijt, wurde überhaupt 
nicht erörtert. Sodann wurde vielfah eine Schadenserfaßpflicht des 
Wirtes aus 8541 BOB. hergeleitet, was unrichtig ilt. 
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10. 


Rentner A. vereinbart mit dem Arzt B., er folle für 300 M. jährlich 
die Behandlung feiner felbjt und die feiner Samilie, beitehend aus Frau 
und Tochter, übernehmen. Am 28. Juni jtirbt Rentner A. nad) fchwerer 
Krankheit. Am 30. Juni bittet Srau A. den B., feine Honorarforderung 
anzugeben, da fie zu ihrer, feit dem 1. Februar in München verheirateten 
Tochter überjiedeln wolle. 

B. verlangt 300 M. Srau A. meint, B. könne hödjtens 150 MT. 
fordern, ja eigentlicdy nicht einmal diefe Summe, da ihre Tochter ſeit 
dem 1. Sebruar ihren Wohnfit in München habe und demgemäß feiner 
Behandlung entzogen fei. 

Wie iſt zu entfcheiden ? 


Mohn, Klaußswarbeiten. 1. 
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Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Arzt und feinen Klienten wird 
— ebenfo wie das zwijchen Anwalt, Notar und Klient — als ſog. 
Arbeitsvertrag angejehen, auf welchen die Dorjchriften des Dienitver- 
trages nur analog angewendet werden!). Die Annahme eines reinen 
Dienitvertrages wird deshalb abgelehnt, weil dem Dienftgeber die Lei- 
tung der zu leiftenden Arbeit fowie das Abhängigkeitsmoment des 
Dienitverpflichteten fehlt. Diefe Konſtruktion ilt rechtlich bedeutungslos 
und überflüffig, denn das Gejeg erwähnt felbit die „Dienite höherer 
Art” und gibt Sondervorfchriften für fie, 3. B. im 8 627 und 8 622 
BGB. 

Aud das Redhtsverhältnis zwijchen dem Hausarzt und dem Samilien- 
haupt ift ein Dienftvertrag „höherer Art”. In bezug auf die Behand- 
lung von Stau und Tochter liegt zugleich ein Dertrag zu Gunſten Dritter 
vor; verpflichtet wird nur der Hausherr, berechtigt aber neben ihm aud) 
Stau und Tochter, da der Dertrag zu ihren Gunſten einen Akt der Sür- 
forge darftellt 2). 


I. Wenn jebt A. ftirbt, jo wird das Dienjtverhältnis mit dem Arzt 
durch den Tod gelöjt, jomweit die Perfon des A. in Srage kommt. Da 
für den Arzt nunmehr teilweije Unmöglichkeit der Dienitleijtungen vor⸗ 
liegt, greift jetzt 8 323 Abf.ı BOB. ein, aljo verhälinismäßige Minde- 
rung der Dienitvergütung, foweit fie die Perjon des A. betrifft. Da das 
Gefamthonorar jährlich für drei Perfonen 300 M. beträgt, darf in Er— 
mangelung bejonderer Anhaltepunkte — etwa bejonderer oder häufigerer 
Kränklichkeit — angenommen werden, daß das Honorar für jedes Sa- 
milienglied 100 M. im Jahre beträgt. Serner muß unterjtellt werden, 
daß der Dienftvertrag vom 1. Januar ab läuft. Wenn nun A. Ende 
Juni ftirbt, fo dürften für feine Behandlung bzw. die Möglichkeit feiner 
Behandlung 50 M. gefordert werden. Diefe Sahlungsverpflichtung geht 
nad dem Tode des A. auf deffen Erben über, die als Gejamtjchuldner 
haften ($ 2058 BGB.). 


II. Der Anſpruch wegen der Behandlung der Srau A. geht auf volle 
hundert Mark, auch wenn fie alsbald nad Münden überjiedelt. Die 
Unmöglichkeit der weiteren Behandlung iſt hier von der Srau A. zu ver⸗ 
treten, da fie als „der andere Teil” anzujehen ilt, denn fie ift — wie 
zu I ausgeführt wurde — als Mitberechtigte anzufehen; auch haftet 
fie — als Allein oder Miterbin — für das Honorar. Allerdings müßte 
fi der Arzt B. anrechnen laſſen, was er infolge der Befreiung von der 





1) Dgl. Staudinger, BGB. I12, Dorbem. IV zum Dienftvertrag. 
2) vgl. Protokolle zum BGB. I S. 751, 755f. 
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Leiltung oder durch anderweitige Derwendung feiner Arbeitskraft er- 
wirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. Das wird fich aber ziffern- 
mäßig kaum bejtimmen lajjen. 

III. Was den Anfpruch wegen der Behandlung der Tochter betrifft, 
die feit dem 1. Sebruar geheiratet hat und ihren Wohnſitz nach Münden 
verlegt hat, fo gilt 8 324 BGB. für fie nicht, da fie die Unmöglichkeit 
der weiteren Behandlung ihrer Perfon nicht zu vertreten hat. Denn bei 
ihr beruht die Tatjache, daf ihre Derjon der Behandlung des Arztes 
entzogen ijt, nit nur auf ihrem freien Willen, fondern auch auf ihrer 
rechtlichen Derpflichtung, den Wohnfit bei ihrem Ehemanne in München 
zu nehmen (8 1354 B6B.). Es muß daher aud) hier $ 323 BGB. — teil- 
weife Unmöglihkeit — Platz greifen, jo daß der Arzt nur einen ver- 
.hältnismäßigen Anſpruch für einen Monat Behandlung oder Behand- 
dungsmöglichkeit hat, alſo 100:12 = 8,33 M. fordern Bann. 

Die Gefamtforderung des Arztes jtellt ſich demnach auf 50-+-100-+ 8,33 
Mark = 158,33 Mark, wofür die Erben als Geſamtſchuldner haften. 





Mit diefem einfahen Hal wußte die Mehrheit der Kandidaten nichts 
anzufangen, nur ganz vereinzelt kamen einige auf die Paragraphen 
über die Unmöglichkeit. Daß fi für jedes Samilienglied das Honorar 
im öweifel auf 100 MT. jtellt, wurde nur felten ermittelt, obwohl es 
doch recht nahe liegt. Meiſt wurde verjuht, den Fall aus den Dor: 
fchriften des Dienftvertrages zu löfen und der Schwerpunkt der Arbeit 
auf die Kündigungsmöglichkeiten gelegt, insbejondere $ 626 BGB. an- 
gewendet, während 8 627 BOB. hierbei überjehen wurde. | Wiederholt 
kam es vor, daß Kandidaten, die fonit durchaus Genügendes leiſteten, 
leere Blätter abgaben, weil ihnen halt gar nichts einfiel. Lebterer Um⸗ 
Itand beweijt, daß das Studium auf die Behandlung praktijcher Sälle 
des täglichen Lebens wohl zu geringes Gewicht legt. 
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11. 


A. fährt mit einer Drofchke der Bedaggefellichaft, die vom Chauffeur 
€. geleitet wird, zu einem Sreunde. Unterwegs jtößt die Drojchke, weil 
EC. zu kurz und zu jchnell um eine Straßenecke biegt, mit einem Lait= 
wagen zufammen. Infolge des Stoßes fliegt A. mit dem Kopfe gegen 
die Wagentür, und daraus entiteht bei ihm troß vorgenommener Opera= 
tion ein dauerndes Ohrenleiden, welches feine Erwerbsfähigkeit um 
50% mindert. 

A. verlangt von der Bedaggefellihaft eine diefer Erwerbsminderung 
entſprechende Jahresrente von 150 MT. bis zu feinem 65. Lebensjahre, 
Eritattung der Arztkoften von 300 M. und ein Schmerzensgeld von 
100 M. Die Bedaggefellihaft wendet ein, A. müffe eine Schuld des C. 
beweilen, jie bejtreite ſolche; außerdem hafte fie nicht für Derfchulden 
des C., Schmerzensgeld könne A. niemals von ihr fordern. 

Wie ift zu entfcheiden ? 


54 Werkvertrag. 


1. Das Redtsverhältnis zwiſchen dem Sahrgaft und der Bedaggejell- 
ſchaft iſt ein Werkvertrag, jedoch mit der Eigentümlichkeit, daß die Dor- 
fchriften des Werkvertrages durchweg — mit Ausnahme der $3631/2 
BGB. — nicht paffen. Die Haftung der Transportgejellihaft gegen- 
über dem Sahrgaft folgt lediglich aus 88 276, 278 BGB. Hierüber führt 
das RG. (62 S.120/1) folgendes aus: 

„Durch den Abjchluß des Transportvertrages entitand für die Be- 
klagte (Motorwagengefellichaft) die vertragsmäßige Derpflichtung, die 
Klägerin ohne Gefährdung ihrer Gefundheit an ihr Reifeziel zu be- 
fördern. Diefer Pflicht hat die Beklagte zuwidergehandelt, wenn fie 
durd ihr Derhalten bei der Ausführung ihrer Dertragsleiltung, der 
Beförderung, Anlaß zur Gefährdung der Klägerin gab, und fie haftet 
nach 8276 BGB. für den entitandenen Schaden, wenn fie dabei fahr- 
läſſig gehandelt hat. Sie hat aber auch ein Derjchulden der Perfonen, 
deren fie fi zur Erfüllung ihrer Derbindlichkeit bedient hat, nad, 
8 278 daf. in gleichem Umfange wie eigenes Verſchulden zu vertreten. 
Die Berufung auf die Dorjchrift des $ 831 Abſ. 1 Satz 2 daſ. die für 
den Erfat des aus unerlaubter Handlung erwachſenen Schadens gegeben 
ift, bleibt ihr verfagt. Ihre Haftpflicht als Dertragspartei ijt eine 
ſchärfere, als fie es fein würde, wenn es ſich um ein ihr außerhalb 
des Rahmens eines Dertrages zur Lajt fallendes Derfchulden han- 
delte.“ 


Die Bedaggeſellſchaft haftet hiernach dem Fahrgaſt aus dem von 
dieſem mit ihrem Vertreter, dem Chauffeur, abgeſchloſſenen Transport- 
vertrag nad} 88 276, 278, 249, 251 BGB. Das „Geſetz über den Der- 
kehr mit Kraftfahrzeugen“ vom 3. Mai 1909 kommt nicht zur Ainwen- 
dung, weil die Vorſchrift des 8 7 des Geſetzes über.die Haftpflicht des 
Sahrzeughalters nach 88 3.1, dafelbjt nicht anwendbar ift, wenn zur 
3eit des Unfalls der Derletste durch das Sahrzeug befördert wurde. 


II. In welhem Umfange haftet nun die Bedaggejellichaft ? 
Maßgebend find die 88249, 251—3 BGB. 
A. verlangt nun 


1. wegen der Erwerbsminderung eine entiprehende Jahresrente von 
150 NT. bis zum 65. Lebensjahre. Diefe Rente kann nad} 8251 BGB. 
verlangt werden. Dafelbjt heißt es zwar, daß der Erſatzpflichtige den 
Gläubiger in Geld zu entichädigen hat. Das bedeutet nad freiem Er- 
meffen des Richters Entichädigung durch Geldrente oder Kapitalsabfin- 
dung. (So auch R6.68 $.431.) Die Höhe und Dauer der Rente be- 
jtimmt das Gericht nach 8 287 3PO. nad freiem Ermeilen (RG. 62 


Werkvertrag. 55 


S.385). Maßgebend ift die mutmaßliche Lebensdauer der verlegten 
Derfon, die fich wieder nad) dem Beruf, Gejundheitszuitand und den 
Lebensgewohnheiten richtet?). 

2. Eritattung der Arztkoften in Höhe von 300 M. Diejer Anſpruch 
it nah 8249 Sab2 BGB. begründet. Er läßt ſich auch auf die Ge- 
Ihäftsführung ohne Auftrag jtüßen, wenn A. bei der Hinzuziehung des 
Arztes den Willen hatte, ein Geichäft der Bedaggelellihaft zu führen. 

3. Schmerzensgeld. Nach 8253 BGB. Rann für nicht vermögensredit- 
lichen Schaden eine Entfhädigung nur in den durch das Geſetz beitimm- 
ten Sällen gefordert werden. Hier kommt nur $ 847 BOB. in Stage, 
der aber nur bei unerlaubten Handlungen gilt (R6.65 S. 20ff.) und 
dann ausgeichloffen iſt wenn der Anſpruch lediglich aus einem Dertrags- 
verhältnis begründet wird, was hier der Sall iſt. Dieje Entjcheidung iſt 
offenbar unbillig, läßt ſich aber angefichts der Stellung des 8847 BGB. 
nicht anders fällen. Das R6. weilt — gleichfalls in einer Automobil- 
Unfallſache — im 65. Bande S. 21 ausdrücklich darauf Hin, daß ein 
innerer Grund für diefe Derjchiedenheit der Haftung aus Derträgen und 
aus unerlaubten Handlungen „vielleicht nicht aufzufinden iſt“. 


III. Die Einwendungen der Bedaggejellihaft find folgende: 

1. A. müſſe zunächſt eine Schuld des Chauffeurs beweijen. 

Über diefe Srage von prinzipieller Bedeutung für alle Sahrgäfte möge 
hier die eingehende Erörterung.des OLG. Hamburg in ROLG.28 $.191 
Auskunft geben: 


1) Dgl. RO. 16 5.85 (zu 8 5 Abj. 2 des Reichshaftpflichtgejeges): „Sunädjt 
hat aljo das Geridt vor Sejtfegung der Rente im Hinblik auf $ 3 Nr.2 des 
Geſetzes zu prüfen, weldyen Erwerb der Derlette künftig gemaht haben würde, 
wenn der Unfall nicht eingetreten wäre. Bei diejer Prüfung wird eine volle 
Gewißheit nidyt zu erlangen, vielmehr nur feitzujtellen fein, weldhe Einnahmen 
der Derleßte, unter Sugrundelegung jeiner Erwerbsverhältniffe zur Seit der Der- 
legung, nad den Regeln der Erfahrung mit Wahrfcheinlihkeit ohne das Da- 
zwijchentreten des Unfalles erwarten durfte. Mag nun aud) regelmäßig anzu— 
nehmen fein, daß der Derlegte denjenigen Erwerb, welchen er zur Zeit des Unfalles 
hatte, bis zu feinem Lebensende behalten haben würde, jo können doch ſchon bei 
der Subilligung der Rente mandyerlei Umftände vorliegen, weldhe einen früheren 
Wegfall oder eine frühere Minderung jenes Erwerbes fiher als mindejtens nad) 
dem natürlichen Laufe der Dinge wahrjheinlich erjcheinen laſſen. Daß jolde 
Umjtände von dem Prozeßgerichte bei der Entfcheidung zu berücjichtigen find, 
jofern fie vor der Sejtfegung der Rente zur Spradye kommen, insbefondere von 
dem Derpflidhteten mit ausreihendem Beweisantritte vorgebracht werden, kann 
nad; den angezogenen Vorſchriften des Haftpflichtgefeges einem Bedenken nicht 
unterliegen.” Dies gilt audy für $ 844 Abj. 2 BGB. infolge des gleihen Wort- 
lautes wie 83 Abf. 2 des Haftpflichtgefeges. Und ſchließlich hat das gleiche auch 
für die Sälle der 88 249 ff. zu gelten. 
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„Ob bei einem Betriebsunfall der verlegte Sahrgalt beweilen muß, 
daß dem Unternehmer oder deſſen Leuten ein Derfchulden trifft oder 
ob umgekehrt der Unternehmer darzutun hat, daß er oder fein Wagen- 
führer die verkehrserforderlihe Sorgfalt betätigt haben, ijt eine Srage, 
die fich in Ermangelung gefeßlicher Beweisregeln nicht allgemein, jon- 
dern nur von Sal zu Sall beantworten läßt, aber hier zuunguniten 
des Betriebsunternehmers zu beantworten ijt. Denn der Sahrgait be- 
fand fich im Wagen und hatte Rein Recht und jedenfalls keine Der- 
anlafjung, dem Wagenführer Weifungen zu geben, durfte ſich vielmehr 
gänzlich) auf deffen Umficht verlaffen, konnte ihn auch nit wohl in 
der Nacht kontrollieren. Unter folhen Umftänden wäre es ungerecht, 
von dem Sahrgajt den Beweis eines Derjchuldens des Wagenführers 
erfordern zu wollen; denn um einen foldyen Beweis zu erbringen, 
müßte der Fahrgaſt die Urjache des Sujammenjtoßes aufklären, wozu 
er aber nicht in der Lage iſt, weil er im Innern des Wagens nicht 
fehen Bann, wie der Wagenführer draußen hantiert, und auch nicht 
zu beurteilen vermag, ob defjen jeweiliges Derhalten techniſch richtig 
oder verkehrt it. Dagegen ijt der Wagenführer in der Lage, den 
äußeren Derlauf des Unfalls anzugeben und dadurd dem Betriebs- 
unternehmer die Möglichkeit eines Entlajtungsbeweifes zu bieten. Mit⸗ 
hin muß in einem Sal wie dem vorliegenden der Betriebsunternehmer 
ſeinerſeits Schuldlofigkeit Jeines Wagenführers beweiſen. Su demjelben 
praktifchen Ergebnis würde man auch gelangen, wenn man an ſich 
dem Kläger den Beweis eines Derjchuldens des Unternehmers oder des 
Wagenführers auflegen wollte. Denn hier liegt der Primafacie-Be- 
weis eines Derfchuldens eben ſchon in der Tatjache, daß die Droſchke 
von der Sahrjtraße abgebogen und gegen einen Kantitein gerannt iſt. 
Da ein derartiger Betriebsunfall bei gewöhnlichem Derlauf der Dinge 
durch Anwendung der nötigen Sorgfalt ſich vermeiden läßt, jo muß, 
wenn ein folcher Betriebsunfall, ſich ereignet, zunächſt vermutet wer⸗ 
den, daß der Wagenführer ein Derfehen begangen hat. 


Wenn man diefer zutreffenden Anjicht des Oberlandesgerihts folgt, 
fo genügt es unter allen Umftänden, wenn der Sahrgajt lediglich die 
Behauptung aufitellt, daß der Chauffeur zu kurz und ſchnell um die 
Straßenecke gebogen ijt, jo daß der Sujammenjtoß mit dem Lajtwagen 
erfolgte. Sache des Beklagten ijt es dann, aufzuklären, wiejo troß alle- 
dem ein Verſchulden des angeitellten Chauffeurs nicht vorliege. 

2. Der Einwand der beklagten Geſellſchaft, daß fie nicht für ihren 
Chauffeur hafte, ift bereits durch die zu I ausgeführten Erwägungen 
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erledigt. Es jcheint, als ob die Beklagte auf $ 831 BGB. anjpielen will. 
Die Dorausfegungen diefes Paragraphen mit der Möglichkeit des Ent- 
lajtungsbeweifes Tiegen aber bei Anwendbarkeit der 88 276, 278 BOB. 
nicht vor. 

3. Die Srage bezüglich des Schmerzensgeldes ilt bereits in 113 er- 
örtert. 


Der einfache Rechtsfall wurde zumeilt richtig gelöſt. Die Dispoſition 
fehlte vielfach, obgleich fie jich gerade im vorliegenden Fall faſt von 
felbjt ergibt. Die Nichtanwendbarkeit des Autogejeges mußte erwähnt 
werden (Bevagdrojchken ſind elektrifche Automobile der Berliner Elek— 
trizitäts-Drofchken-Aktiengejellichaft !). Dielfad) wurde die Anwendbar- 
Reit des 8 847 BGB. auf den vorliegenden Fall aus dem Grunde be- 
hauptet, daß zugleid) eine unerlaubte Handlung vorliege. Lebteres ijt 
jedoch nach der herrichenden Anficht nicht der Fall, ſofern und ſoweit eine 
Dertragsverlegung vorliegt. Wäre man anderer Anficht, jo müßte auch 
Itets der Entlajtungsbeweis des 8 831 BGB. möglid) fein, den 88 276, 
278 BOB. gerade ausichliegen wollen. Die Einwendungen der Gejell: 
ſchaften mußten gruppiert und einzeln bejprodyen werden, und zwar nad) 
der vorgehenden Prüfung des Klagevorbringens. Das wurde vielfach 
nicht beachtet. 
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12. 


A. war von dem Chirurgen C. behandelt worden. Auf feine Bitte er- 
bielt er eine Liquidation in Höhe von 200 M. Da ihm diefer Betrag zu 
niedrig erjchien, fchickte er Dr. €. drei Hundertmarkicheine unter Bei- 
fügung feiner Difitenkarte, auf der die Worte ftanden: 

„Anbei 300 M. mit dem Ausdrucke größter Dankbarkeit.” Dr. €. 
bejtätigte umgehend dankend die gejandten 300 MT. Erſt jpäter merkte 
er, daß ein Hundertmarkichein falſch war. 

Er verlangt von A. Erſatz. Mit Recht? 
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I. öwifhen A. und C. liegt ein Dienſtvertrag höherer Art oder ein 
fog. Arbeitsvertrag vor (vgl. Sall 10). Die Höhe der Dergütung wird 
vom Arzt im Rahmen der Medizinaltare vom 15. Mai 1896 (Min.-Blatt 
f. d. innere Derwaltung 1896, $.105) — die in Ermangelung einer 
ausdrücklichen oder jtilljehweigenden Dereinbarung auch für Spezialiften 
gilt — beitimmt und iſt bier nach $ 316 BGB. von €. auf 200 Mt. feit- 
gelebt worden. 


11. &. fchickt dem Arzt auf die Überfendung der Liquidation 300 M., 
da ihm der geforderte Betrag zu niedrig erfchien. Welche rechtliche Be- 
deutung kommt diefer Mehriendung zu ? 

a) Es dürfte die Offerte zu einem ſog. Schuldabänderungsvertrag vor- 
liegen (F 305 BO6B.), die vom Arzt €. durch dankende Bejtätigung der 
Sendung angenommen wird. Mithin iſt das Honorar vertraglich auf 
300 M. feitgejegt. Wenn nun ein Hundertmarkfchein falſch ilt, fo ſteht 
dem C. kraft des Abänderungspertrages noch eine Forderung von 100 M. 
zu. Selbft wenn abſichtlich von A. ein falſcher Schein beigefügt war, iſt 
an diefer Entjcheidung feitzuhalten, da trotz der Sujendung deslelben der 
Wille des A. erklärt war, 300 M. zahlen zu wollen. Wenn A. gleid}- 
wohl nur 200 M. in echtem Gelde zahlen wollte, jo ijt dies eine gegen- 
über feinem erklärten Willen unbeaditlihe Mentalrefervation i. $. des 
8 116 Sat ı BGB. In jedem Salle kann aljo €. Sahlung von 100 M. 
fordern. 

b) Man könnte auch der Anjicht jein, daß bezüglich der zuviel ge- 
fandten 100 MT. eine Schenkung vorliegt. Dagegen |pricht allerdings der 
Umitand, daß es in der Aufgabe ausdrücklich heißt, daß dem A. der Be- 
trag zu niedrig erſchien. Mithin wollte A. die dritten Einhundertmark für 
die vom Arzt zu niedrig bemeſſene Behandlung, aljo nicht unentgeltlich, 
zahlen. Nimmt man gleihwohl Schenkung von 100 M. an, fo fragt id, 
ob das formlofe Schenkungsverfjprechen erfüllt ijt, da die gejchenkten 
hundert Mark falſch find. (Es darf davon ausgegangen werden, daß die 
beiden echten Hundertmarkfcheine zur Tilgung der Schuld dienen, wie 
denn 8 366 BGB. einen ähnlihen Gedanken zum Ausdruck bringt.) In 
der Sahlung von 200 MT. in echtem Gelde liegt nur die Erfüllung der 
Bauptverbindlichkeit, und in der Mlitjendung von 100 M. in faljchem 
Gelde zugleih eine Schenkungsofferte bezüglich diefer Summe. Das 
formloje Schenkungsverjprehen kann aber nur „durch Bewirkung der 
verjprochenen Leijtung‘ geheilt werden ($ 518 Abj.2 BGB). Die Lei- 
Itung muß vollwirkfam fein, wie auch das R6.71, 5.292 eine Heilung 
nur dann annimmt, wenn eine Leiltung der Art erfolgt, daß eine Sorde- 
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rung des Gläubigers nicht beitehen bleibt). Da nun hier eine wirkjame 
Leiltung nicht vorliegt, iſt auch das formloje Schenkungsverfprechen 
nicht durch nachträgliche Erfüllung geheilt und dem €. ilt eine Klage auf 
Sahlung der 100 M. zu verfagen, weil das Derjpredyen nicht gerichtlich 
oder notariell beurkundet war (8 518 Abf.ı BGB.). 

III. 3u bemerken iſt fchließlich no}, daß die Beweislaſt für die Un- 
echtheit des einen Hundertmarkſcheins und des Empfangs durch den A. 
den Chirurgen €. trifft, da diejer die ihm als Erfüllung angebotene 
Leiltung angenommen hat (8 363 B6B.). 





Der vorliegende Klaujurfall wurde von einem Teil der Kandidaten 
vollitändig richtig gelöft, während etwa ein Drittel vollitändig an ihm 
Icheiterte ; darunter waren Kandidaten, die die Prüfung glatt ausreichend 
und fogar gut beitanden. Lebteren war die Eriltenz eines Schuldabände- 
rungsvertrages völlig unbekannt. Sie kamen zumeilt auf eine Schen- 
Rung und nahmen die Heilung des formlofen Schenkungsverfprechens 
durch Erfüllung an, operierten wohl aud) mit Sach- und Rechtsmängeln 
der gejchenkten Sache. Auch hier zeigte ſich wiederholt, daß relativ ein- 
fache Fälle des täglichen Lebens den Kandidaten vielfach größere Schwie- 
rigkeiten bereiten, als kompliziertere Rechtsfälle. 


1) In der zit. Entjheidung wird ausgeführt, daß ein jchenkweife erteiltes 
Wechſelakzept keine Leiftung i. 5. des 8 518 Abj. 2 ſei. 
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15. 
(Redtsfall aus dein Jahre 1913.) 


Bei einer Sejtlichkeit der Gaftwirtichaft des W. hat der Wirt ſelbſt eine 
Garderobe eingerichtet, in der die Seitbefucher ihre Überkleider gegen 
Gebühr abgaben. 

Dem X. wurde der von ihm abgegebene Überzieher gejtohlen und W. 
leijtete fchon am folgenden Tage die verlangten 80 M. Erſatz. Wenige 
Tage |päter wurde der Dieb polizeilich ermittelt, der gejtohlene Über- 
zieher bei ihm gefunden und dem W. von der Polizei zugejtellt. Schaden 
genommen hatte der Überzieher nicht. X. hatte fich bereits für 75 M. 
einen neuen Überzieher gekauft. W. verlangte von X. unter Anbietung 
des alten Überzieher Herausgabe des neuen und Zahlung von 5 IM. 

Iſt er im Recht? 
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I. Zwiſchen W. und &. liegt ein entgeltlicher Derwahrungsvertrag vor. 

W. haftet mithin nach 88 276, 278 BGB. und hat, da er zur Heraus: 
gabe des Mantels zunädjt außeritande ilt, nach 8 280 BGB. Schadens: 
erſatz zu leilten, wenn er die Unmöglichkeit zu vertreten hat. Die Be- 
weislalt für die Nichtvertretbarkeit trifft den W. ($ 282 BGB.). Sum 
Antritt eines Beweifes in diejer Richtung dürfte er Raum die Möglichkeit 
haben, weil er eben durdh fein Perfonal dafür forgen muß, daß Garde- 
robendiebftähle und Verwechſelungen ausgeſchloſſen ind. Da Natural: 
rejtitution hier nicht möglid) it, muß W. den X. in Geld entihädigen. 
Wegen der Höhe der Entichädigung kommt es darauf an, wielange das 
geitohlene Kleidungsjtück getragen zu werden pflegt und in welchem 
Jahre nad) dem Kauf desjelben der Diebitahl erfolgte. Unterjtellt man 
bei einem Herrenmantel eine dreijährige Tragbarkeit desjelben, fo reprä- 
fentiert der Mantel im erjten Jahre den vollen Einkaufswert für den 
Eigentümer, im zweiten Jahre einen um ein Drittel, im dritten Jahre 
einen um zwei Drittel des Kaufpreijes geringeren Wert. Bier hat nun 
der Gläubiger 80 MT. verlangt und auch von W. erhalten ; der Schuldner 
it alſo feiner Erjatpfliht nachgekommen. 


Il. Welche Bedeutung hat nun das Wiedererlangen des gejtohlenen 
Mantels? 

Die Anfichten hierüber find geteilt. 

a) Nach der herrfchenden und richtigen Anjicht hat der Erſatzberech— 
tigte, wenn er wieder in den Bejit der abhanden gekommenen Sache ge- 
langt, den geleijteten Erjfaß nadı 8 812 Abj.ı Satz2 BGB. ganz oder 
teilweife wieder zurückzuzahlert, da der rechtliche Grund für die Erja- 
Teiftung wieder weggefallen ift. 

So Staudinger, Anm. 6 zu $ 255, R6K. Anm.2 zu $ 255. 

Ebenſo Dertmann, Anm. 3 zu 8 255. 

„Der Entihädigte muß die Erſatzſumme wohl zweifellos bei Rück- 
erlangung der verlorenen Sache dem Pflichtigen je nachdem ganz oder 
teilweife nach 8 812 zurückerjtatten. Das wird als der Natur der Sache 
entfprechend anzunehmen fein, jelbjt ohne ausdrückliche Beſtimmung.“ 
Ebenjo Dernburg, Schollmeyer, Endemann, Rehbein, Tojack, Hellwig. 
b) Anderer Anficht find Kipp in Windicheids Dandekten Band II, S.72 

und Dlandk, B6B., Anm.4 zu 8 255: 

„Der Wortlaut des 8 255 läßt die Deutung zu, daß der Erſatzpflich— 
tige auch dann noch Abtretung verlangen kann, wenn er ohne Ab- 
tretung vollen Erſatz geleiltet hat... . Aus diefer Auffafjung ergibt 
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fich weiter, daß, wenn der Erſatzberechtigte die Sache wiedererlangt, 
er fie dem Erfaßpflichtigen herausgeben und ihm das Eigentum daran 
übertragen muß. 

Weder er noch der Erfatpflichtige find berechtigt, von der durch die 
Leiſtung des vollen Erjaßes eingetretenen definitiven Regelung des 
Derhältnifjes zurückzutreten und Rückgewähr des geleijteten Erjaßes 
gegen Überlajfung der Sache an den Erfahberechtigten zu fordern bzw. 
anzubieten.” 


Nach diefer Anficht könnte W. Tediglich die Übertragung des Eigentums 
bezüglich des alten Überziehers verlangen, nicht aber den neuen Über- 
zieher und auch nicht die überſchüſſigen MI. Denn wenn der entjtandene 
Schaden tatſächlich 30 M. betrug, jo blieb es dem X. überlafjen, was er 
mit dem Gelde madıte. Nur wenn der Wert des Mantels weniger als 
80 M. betrug, könnte W. das sine causa Geleiftete kondizieren (8 812 
Abſ. S.2 B6B.). 

Der zweiten Anſicht dürfte nicht beizutreten fein. Mit dem Wieder- 
erwerb des geitohlenen Mlantels ijt doch zweifellos der Rechtsgrund für 
die Erfaßleiftung weggefallen und es kann daher der Erſatz kondiziert 
werden, foweit X. noch bereichert ilt. Zunächſt muß aljo X. die noch vor⸗ 
handenen, nicht verwendeten 5 MT. herausgeben. Im übrigen ijt er nad) 
8 818 Abſ. 2 BGB. zum Werterfat verpflichtet, foweit er noch bereichert 
iſt. Lebteres ift er aber um den Wert des neuen Überziehers und er 
muß daher dem W. auch diefen Wert — alfo 75 M. — erfegen. Den 
neuen Überzieher ſelbſt braucht er nicht herauszugeben, da 8 818 Abj. 1 
BGB. nicht vorliegt, denn der neue Überzieher ijt nicht als Erſatz für 
die Entziehung des erlangten Gegenitandes (80 MT.) erworben. Es ift 
zuläjlig, hier $ 820 Abſ. 1 Say 2 BGB. anzuwenden, der bekanntlich) 
— ebenfo wie $ 819 — eine Ausnahme von $ 818 Abj.3 BGB. dar- 
itellt, da der Wegfall des Rechtsgrundes der Zahlung der 80 M. nach 
dem Inhalt der Erſatzpflicht immerhin als möglich angefehen werden 
mußte und wohl auch wurde. Da nun der Rechtsgrund tatfächlich weg- 
gefallen ift, Rommt es bei der Srage nach dem Umfang der Eritattungs- 
pfliht nicht mehr darauf an, ob X. tatfächlich noch bereichert ijt, was 
3. B. von Bedeutung wäre, wenn X. die reftlichen 5 M. gerade mit Rüc- 
jiht auf den Empfang der. 80 M. als überſchüſſige Differenz für einen 
guten 3weck gejtiftet hätte, was ihm anfonft nicht eingefallen wäre). 





.9 Es ſei darauf hingewieſen, daß die Geltendmachung des Wegfalls der Bes 
reicherung (8 818 Abſ. 3) nach RG. 83 S. 160 als Geltendmachung eines rechts⸗ 
vernichtenden Einwands anzufehen ift. 


Mohn, Mlaufararbeiten. 1. 5 
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Auch diefer Rechtsfall bereitete ſelbſt tüchtigen Kandidaten Schwierig- 
Reiten. Die Kenntnis beider im Anſchluß an 8 255 BGB. vertretenen 
Anfichten war nur ganz ſpärlich vertreten. Mit der Differenz von 5 IN. 
wußten die wenigiten etwas anzufangen und übergingen fie jtillichwei- 
gend, was doc nicht angeht. Dielfach wurde dahin entjchieden, daß X. 
den neuen Mantel nach $ 8181 BGB. herausgeben müfje, der doch hier 
nicht anwendbar it. Auf $ 829 BOB. ijt keiner der Kandidaten ge= 
kommen, obwohl er doch nahe liegt. 
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14. 
(Rechtsfall aus dem Januar 1913.) 


M. lebt mit feiner Srau in Gütertrennung. Er ift vermögenslos und 
arbeitet gegen ein Gehalt von 1000 M. im Geichäft feiner Stau. 

Anfang 1911 hat er den gemeinſchaftlichen Sohn wegen einer erniten 
Krankheit von dem Arzte Dr. A. behandeln lafjen, wofür A. den an- 
gemefjenen Betrag von 100 M. Tiquibdiert. 

Da er das Geld von M. nicht erlangen kann, verklagt er die Stau, 
obwohl diefe zu der Behandlung Reinerlei Auftrag gegeben hatte. 

Hat er Ausſicht, den Prozeß zu gewinnen ? 
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I. Nach der Aufgabe hat M. feinen Sohn von dem Arzt Dr. A. „be⸗ 
handeln laſſen“. Entweder hat er nun perſönlich dem Arzt den Auftrag 
zur Behandlung feines Sohnes gegeben, oder dies durch den Sohn oder 
ichlieglich feine Ehefrau ausrichten laſſen. Der Sohn hätte dann als 
Stellvertreter des Daters, die Ehefrau Kraft ihrer Schlüffelgewalt ($ 1357 
B6B.) lediglich den Dater zur Sahlung verpflichtet. 

II. Bat nun der Arzt bei der Dermögenslofigkeit des M. Ausficht, die 
Ehefrau in Anſpruch zu nehmen ? 

a) Eine „Geihäftsführung ohne Auftrag” kommt nit in Stage, da 
dieje bei der Gejchäftsführung den Willen erfordert, das Geihäft für 
einen andern zu beforgen. Dieſen Willen hatte aber der Arzt zweifel- 
los deshalb nicht, weil er zunädhlt das Honorar von IR. zu erlangen 
juchte. Daraus geht hervor, daß er lediglich ihn als Vertragspartei 
angejehen hat und mithin nicht den Willen haben konnte, ein Geichäft 
der vermögenden Ehefrau zu führen. Daß die Behandlung des gemein- 
Ichaftlichen Sohnes im Intereſſe der Ehefrau gelegen hat, reiht zur Ans 
wendbarkeit des $ 677 BGB. nicht aus (RG. bei Gruchot 62 S.1002). 
Ganz abgejehen hiervon iſt es recht zweifelhaft, ob ärztliche Behand- 
lungen als „Geſchäftsführungen“ i. S. des 8677 BOB. angejehen wer- 
den können, was 3. B. Staudinger fim Gegenjaß zu Hellwig und Crome 
verneint. 

b) Wohl aber kommt 8 812 BGB. in Srage, und zwar aus folgendem 
Grunde. Nach 88 1603, 1606, 1607 BGB. it bei gänzlicher Dermögens- 
lojigkeit des Daters die Mutter dem Kinde gegenüber unterhaltspflichtig. 
Die Mutter erfpart alfo auf Kolten des Arztes eine ihr dem Kinde gegen 
über obliegende notwendige Ausgabe, um die jie mithin ungerechtfertigt 
bereichert ilt. 

Auf demjelben Standpunkte ftehen die Lanögerichte II und III in 
Berlin und das Landgericht Hannover. Lebteres führt aus: 

„Die Mutter hat aber durch die ihrem Sohn zuteil gewordene ärzt- 
-Tihe Behandlung ohne rechtlichen Grund injofern einen Dermögens- 
vorteil erlangt, als fie verpflichtet war, auf ihre Koften ihrem Sohne 
ärztliche Behandlung angedeihen zu laflen. Deshalb muß fie das 

Bonorar bezahlen” (D. J.:5. 1912, $. 231). 

Das Reichsgericht würde nad) feinem Standpunkt diefe Enticheidung 
nicht billigent). Es folgert aus den Worten „auf deſſen Koſten“ im 8 812 


1) Auch im Wechſelrecht hat fich eine von der Praris des Reihsgerihts und 
der Oberlandesgerichte abweichende Rechtiprechung der Untergerichte zu Art.82 TOO. 
herausgebildet. Die exceptio doli ijt nach der Pragis der oberen Gerichtshöfe 
nur dann begründet, wenn der .Sall der Kollufion vorliegt, d.h. wenn Be- 
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BGB. eine unmittelbare Dermögensverfchiebung zwiſchen den Parteien 
{fo RG. 66 S.80, 69 S.247, 73 5.177) und fchließt die Anwendung 
des 8 812 BGB. dann aus, 

„wenn die Leiltung infolge Dertrages mit einer Mittelsperjon ge- 

fchieht und gegen diefe einen Anfprud; begründet” (RG. in D. J.-5. 

1907, S. 965). 

Diefe Auslegung ijt zu eng und es ift nicht einzufehen, warum nicht 
auch eine mittelbare Vermögensverſchiebung die Anwendbarkeit des 
8 812 BGB. rechtfertigen follte. Der Anficht der obengenannten Land- 
gerichte ijt daher der Dorzug zu geben, um fo mehr, als die Anwendbar- 
Reit eines anderen Gejeßesparagraphen nit in Srage kommt. (Dal. 
auch Eneccerus, 1.Band, 2. Abt. $441a II 41). 





Der vorliegende Fall wurde troß feiner Einfachheit vielfach nicht ge= 
löft. Entweder kamen die Kandidaten auf die nicht zutreffende Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag, oder fie jtüßten die Anſprüche des Arztes gegen 
die Srau lediglich auf die Dorfchriften über die Unterhaltspflicht, ein 
recht [hwerwiegender Sehler, da die Unterhaltspflicht nur dem Kinde 
gegenüber bejteht und nur diefem ein Recht gegen die Mutter verleiht. 
In der Prüfung wurde die Arbeit eines Kandidaten, der den Anjprud) 
des Arztes auf 8812 BGB. in Derbindung mit den Dorfcriften über 
die Unterhaltspflict jtüßte, als „gut“ bezeichnet. Die Kenntnis des vom 
Reichsgericht vertretenen Standpunktes iſt nicht verlangt worden, würde 
aber natürli zu einem noch bejjeren Prädikat verholfen haben. 


geber und Nehmer zufammen gewirkt haben, um den Wechſelſchuldner um eine 
beftehende Einrede zu bringen. Nach der Praris der unteren Gerichte genügt 
aber bloßer Erwerb eines Wedjels in. Kenntnis des Bejtehens einer Einrede, um 
diefe deni Erwerber entgegen halten zu können. 

1) Eneccerus weift auf S. 566 mit Recht darauf hin, daß ſich aus den Worten 
des 8812 BGB. „auf deifen Koften“ die vom Reicdhsgericht vertretene Einjhrän« 
kung nicht ergebe. „Die Worte ‚A. hat etwas auf meine Kojten erlangt‘ jagen 
nicht das Geringfte darüber aus, wie er es erlangt hat, ob direkt oder indirekt 
durch den Umweg über ein anderes Dermögen, ob durch mid; oder durch Mittel«- 
perfonen irgendwelcher Art. Die behauptete Beihränkung des Bereiherungsane« 
ſpruchs ergibt ſich alfo nicht aus $ 812, fondern ift mit deſſen allgemeiner Sajjung 
nidt im Einklang.” 


Ungereditfertigte Bereiherung. 71 


16. 
(Rechtsfall aus dem Jahre 1912.) 


Die Sparkaffe in X. gibt nad) ihrem Statut Sparkajjenbücher auf den 
Hamen des Geldeinlegers aus mit der Maßgabe, daß fie ohne Prüfung 
der Berechtigung des Präfentanten durch Sahlung an dieſen befreit iſt. 

A. legt 300 MT. bei der Sparkafjfe an und empfängt ein auf feinem 
Namen lautendes Bud). B. entwendet ihm das Buch und verkauft es 
für 250 M., die ihm bezahlt werden, an C., welchem er glaubhaft vor- 
Ipiegelt, daß A. ihm das Bud) verkauft habe. 

C. hebt das Guthaben von 300 M. ab. 

Kann nunmehr A. gegen €. auf Sahlung von 300 MT. klagen ? 
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I. Das Sparkaffenbudy!) fällt unter die Legitimationspapiere des 8 808 
B6B., da es mit der Bejtimmung ausgegeben ijt, daß der Schuldner 
die in der Urkunde verjprochene Leitung an jeden Inhaber des Buches 
bewirken kann. Ob dieje Statutenbejtimmung dem A. ausdrücklich mit- 
geteilt wurde, iſt gleichgültig, da jih A. durch Anlegung eines Spar- 
Rajlenguthabens und Empfangnahme des Buches ſtillſchweigend den Be= 
ſtimmungen des Statuts unterworfen hat. Aud ift es unerheblich, daß 
lich die in Srage Kommende Bejtimmung im Statut nicht mit dem Wort⸗ 
laut des 8808 BGB. deckt, da es genügt, daß fie inhaltli dem 
8 808 BGB. entipricht, was hier der Sal it. Das Sparkaſſenbuch ijt 


1) Wegen der großen praktijhen Bedeutung des Sparkaffengutfabens mögen 
hier die wichtigften rechtlichen Bemerkungen folgen. 1. Durch Einzahlung einer 
Geldfumme bei der Sparkafjfe wird mit diefer (meijt einer Stadtgemeinde) ein 
irregulärer Derwahrungsvertrag ($ 700 BGB.) geſchloſſen, nit etwa der Spar- 
kaſſe ein Darlehen gegeben, wie RG. in Straff. 43 S. 18 annimmt. 2. Dur; 
Ainlegung eines Sparkajjenbudes und Einzahlung eines Guthabens auf den Namen 
eines anderen als den des Einzahlers, erwirbt der andere nody Reine Sorderung 
gegen die Sparkajfe nach 8 328, da der Sparkafje der Name des Einlegers gleid}- 
giltig ijt und fie nur mit derjenigen Perfon den Dertrag ſchließen will, die ihr 
in Wirklichkeit das Geld gibt (So R65.60 S.145 u.11 S. 241, RG. in Straf]. 43 
'S. 18.). Das ijt von großer praktijcher Bedeutung für Konkurs und Nadjlaßver- 
walter jowie für Teftamentsvollitrecker. 3. Die Übertragung des Guthabens erfolgt 
nad den Grundjägen der Übertragung einer Forderung, aljo nad $ 398 BGB. 
durd) formloje Abtretung. Mit diejer Abtretung wird zugleih nach 3 952 Abf. 1 
(jo RGX., nad Ab. 2 die übrigen Kommentatoren) das Eigentum am Sparkaffen- 
bud übertragen, ohne daf es aljo einer Übergabe des Buches bedarf. A. Die Der- 

pfändung des Guthabens erfolgt nad den Grundjäßen der Derpfündung von 
Sorderungen, aljo nad .88 1273, 1274, 398, 1279, 1280 BGB. durch Pfandver- 
trag und Anzeige — es genügt mündlihe — der Derpfändung an die Sparkaffe 
jeitens des Gläubigers. Mit diefem Pfandvertrag erwirbt der Pfandgläubiger 
nah 8 952 Abſ. 1 S. 2 ohne weiteres ein Pfandreht am Sparkaffenduh. Wird 
die Anzeige vergeffen, fo ijt der Pfanödvertrag nah $ 125 BGB. unwirkjam. 
Selbjt wenn das Bud; übergeben würde, ijt nicht an dieſem allein ein Pfandredit 
entjtanden, denn „es ijt nicht Träger des verbrieften Rechtes, hat vielmehr die 
Natur eines Legitimationspapiers ($ 808 BGB.). Derartige Papiere können an 
ſich nicht Gegenjtand eines Pfandrechts, fondern allenfalls eines Surükbehaltungs- 
rechts fein” (RO. 68 5. 281/2). Wohl aber kann die nidhtige Derpfändung im 
Wege der Konverfion ($ 140) als obligatorifdhes, vereinbartes Surückbes 
haltungsredht aufrecht erhalten werden, das den Dorausjeßungen das 8873 BOB. 
nicht zu entjprehen braucht, jo daß alſo 3.B. die Sälligkeit fehlen kann. Diefes 
Surücbehaltungsrecht hat aber im Konkurje keine dingliche Wirkung (Dgl. RG. 68 
S. 282 u. 51 5.86), berechtigt aljo nicht zur abgejonderten Befriedigung. Das 
Reichsgeriht ſteht allerdings im 79. Bande S. 308/9 auf dem Standpunkt, daß 
8 140 für unwirkjame Gejchäfte nit gelte, insbefondere dann nit, wenn 
die nach $ 1280 BGB. erforderliche Anzeige des Gläubigers an den Schulöner nicht 
erfolgt fei. Im praktifchen Leben wird meift Tediglich mit dem Buche operiert. Es 
ift dann jeweils der Wille der Parteien zu ermitteln, ob in der Abergabe eine 
jolde zwecks Derwahrung, Abtretung oder Derpfändung liegen fol. 
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Rein Wertpapier, das Bud; folgt vielmehr dem rechtlichen Schickfal der 
Sorderung ($ 952 BGB.). 

II. Hat nun €. durch die Abtretung der Forderung an die Sparkajje 
auf Grund des Kaufvertrages (über die Sorderung !) die Sorderung 
gegen die Sparkalje erworben ? 

Die Srage ift zu verneinen, obwohl €. gutgläubig iſt. Denn das BOB. 
Rennt einen guigläubigen Erwerb von Forderungen, abgejehen von 
S 405 BGB., überhaupt nit. Auch das Eigentum am Sparkaſſenbuch 
bat €. nicht erworben, da es als Legitimationspapier nicht felbitändig 
Träger befonderer dinglicher Rechte fein kann, vielmehr nach $ 952 
BGB. dem jeweiligen Gläubiger der Sorderung — das ilt hier noch 
immer der A. — zuſteht und überdies auch noch gejtohlen ilt. 

Ill. Kann nunmehr A. gegen €. auf dahlung der von dem Buch ab- 
gehobenen 300 M. klagen ? 

Nach 8816 Abj.2 BGB. it, wenn an einen Tlihtberecdhtigten eine 
Leiltung bewirkt wird, die dem Berechtigten gegenüber wirklam ijt, der 
Nichtberedhtigte zur Herausgabe des Geleilteten verpflichtet. Die Leiltung, 
d. h. Sahlung von 300 M. üt hier an einen Nichtberechtigten bewirkt, 
da CE. nicht Gläubiger der Forderung geworden war (vgl. II). Die Lei- 
tung ijt dem berechtigten A. gegenüber wirkfam, weil die Sparkaſſe 
troß Sahlung an den nichtberechtigten Präfentanten von ihrer Sahlungs- 
verpflichtung frei geworden ilt (8 808 BGB.). Solglih muß €. „das 
Geleijtete”’ herausgeben, aljo 300 M. an A. herauszahlen und muß ſich 
feinerjeits an B. nad} den Grundfäßen über Rechtsmängel beim Kauf 
(88 437, 440, 325 BOB.) halten. 

IV. Kann €. aber nicht wenigitens die für die Abtretung gezahlten 
250 M. abziehen, weil er doch infoweit nicht bereichert iſt? Die Srage ift 
. 3u verneinen, weil 8 816 Abj.2 BGB. ſchon feinem Wortlaut nad zur 

Herausgabe des ganzen $erlangten Betrages — alfo 300 M. — un= 
abhängig von der Höhe der tatjächlichen Bereicherung verpflichtet. Auch 
darf nicht vergeffen werden, daß C. wegen bes Schadens ein Rückgriffs- 
recht gegen B. in Höhe von 300 M. hat, weil ihm infolge des Redits- 
mangels ein Schaden in diejer Höhe entitanden ift (8 437, 440, 325 
B6B.). 

Die Stage des Abzugsredhts iſt allerdings ftreitig. Manche, 3. B. Stau- 
dinger, verweifen auch zu 8 816 BGB. auf 8 818 Abſ. 3 BGB. und laffen 
damit ein Abzugsreht wohl zu. 

Dol. Staudinger, BGB. II2, Anm. 3 zu 8 816. 

Eingehender verbreitet fich Oertmann (Bem. zu $ 816) über diefe 
Stage: 
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„Dami+ hängt die Srage zufammen, ob der (— aus 8 816 —) Be- 
klagte den Preis oder die fonjtigen für den Erwerb der Sache feiner- 
zeit gemachten Gegenleijtungen in Anſatz bringen dürfe. (Dagegen 
Meisner, Kipp-Windjheid, Kuhlenbek.) Man könnte (wie früher 
Windſcheid) jagen, der Deräußerer der fremden Sache fei doch um ihren 
ganzen Erlös bereichert, denn er fei ja vorher der ‚Dindikation aus- 
geſetzt geweſen und habe aud; ihr gegenüber Rein Abzugsrecht gehabt. 
(A. A. Sreund, Der Eingriff in fremde Rechte, 1902, 5.58, Schulz, 
Syſtem der Rechte im Archiv für ziviliftiiche Praris 105, S. 347). 

Die Entfcheidung hängt davon ab, ob man dem nad} $ 816 in An- 
ſpruch genommenen Deräußerer, ebenjo wie nad} der Eviktion, einen 
Erſatzanſpruch gegen feinen eigenen Derkäufer zubilligt._Bejaht man 
diefe Stage — und man wird fie nach Analogie von $ 440 Abf. 3’be- 
jahen müffen (fo außer den oben Genannten v. Chur, Feſtſchrift! für 
Becker 1907, S. 17 und Sreund), fo dürfte von einem Abzugsrecht der 
hier in Srage ftehenden Art keine Rede fein können. Der Deräußerer 
iſt in der Tat durch den Derkauf um den vollen Preis bereichert, da er 
vorher nur die Rückgriffsmöglichkeit, nachher Preis und Rüdkgriffs- 
möglichkeit beſaß.“ 

Den Ausführungen Oertmanns dürfte beizutreten fein. 





Der vorliegende Sal wurde im allgemeinen von der Mehrheit der 
Kandidaten gelöft. Schwierigkeiten bereitete nur die Srage, ob €. 50 M. 
abziehen kann. Mitunter wurde aud dem A. ein Eigentumsaniprud 
bezüglich des Sparkaſſenbuchs gegen €. gegeben, wobei vergejjen wurde, 
daß die Sparkafje nach Abhebung des Gejamtguihabens das Buch zu⸗ 
meift zurückbehält, um Fälſchungen zu vermeiden. Hierzu ift fie auch 
nach 8371 BGB. beredhtigt. Die Reditsvorgänge bei dem Sparkaſſen⸗ 
buch waren aber einer ganzen Anzahl von Kandidaten unbekannt, wes- 
halb in der Anmerkung die wichtigſten Rechtsfolgen in Kürze mitgeteilt 
werden. 
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16. 


Alberti, der bisher in dem Geſchäft des Kaufmanns Korn angeſtellt 
war, hat bei ſeiner Entlaſſung verſchiedene Wertpapiere ſeines Prinzi— 
pals entwendet, darunter einige auf Sicht geſtellte Wechſel, die auf das 
Bankhaus Berndt gezogen und blanko indoſſiert waren. Er hat alsbald 
die Wechſelbeträge bei Berndt abgehoben, für einen Teil des Geldes, 
etwa 1000M., preußiſche Schuldverſchreibungen gekauft und die Papiere, 
nach der Lieferung, jeiner Braut Täcilie gejchenkt. Täcilie wußte nichts 
von der Unredlichkeit des Alberti. Mach Entdeckung des Sachverhalts 
bat ſich Alberti entleibt. 

1. Iit Täcilie "Eigentümerin der preußifchen Staatsſchuldverſchreibun— 
gen geworden? 

2. Kann Korn von ihr Herausgabe der Papiere fordern, um ſich wegen 
feines Schadens einigermaßen decken zu können ? 

3. Weldye Rechte hätte Korn gegen Täcilie, wenn diefe, als fie die 
Dapiere erhielt, den ganzen Sachverhalt gekannt hätte? 
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I. Alberti hat die Wechſel — allo Wertpapiere — feinem Chef ge— 
jtohlen, denn der in einem Laden angeltellte Handlungsgehilfe hat 
keinen Gewahrfam an dem Warenlager und den Wertpapieren feines 
Chefs!). Wenn er die blanko indofjierten Sichtwechjel beim Bezogenen 
einkailierte, fo erwarb er an den Geldjtücken das Eigentum, obwohl er 
als Nichtberechtigter die Wechſelſummen einzog, denn der Wechſelſchuldner 
hatte den Willen, das Eigentum an den Geldjtücken auf Alberti zu über- 
tragen und letzterer den Willen, dasjelbe zu erwerben. Nach 8816 Abj.2 
B6B. hätte alferdings Korn einen Anſpruch auf Auszahlung des be- 
hobenen Betrages gehabt (neben $ 8281 auch 8 823II B6B., 8 242 
StrGB.). Nun hat aber Alberti für einen Teil des Erlöfes preußijche 
Schuldverſchreibungen — aljo Inhaberpapiere — gekauft und auch ge= 
liefert erhalten. An diefen erwarb er mithin das Eigentum. Die ge- 
kauften Wertpapiere fchenkte er fodann feiner guigläubigen Braut, die 
Eigentum an ihnen erwarb, da Alberti als Berechtigter über die Papiere 
verfügte. 


II. Bat Korn einen Anſpruch gegen Täcilie auf Herausgabe diejer 
Dapiere ? 

Zunächſt kommt $ 816 Sa 2 BOB. nicht in Frage, da Alberti über 
die Inhaberjchuldverichreibungen als Berechtigter verfügte, denn er 
hatte Eigentum an ihnen erworben. Auch 8822 BGB. kommt nicht zur 
Anwendung, da diefer Paragraph die Derfügung des Beredtigten, 
aber ungerechtfertigt Bereicherten betrifft und außerdem die Derpflich- 
tung des Erftempfängers zur Herausgabe der Bereicherung nah 8 818 
Abſ.z, 8819 Abſ. 1 BGB. nicht ausgeichloffen iſt?). Alberti ijt aber 


1) Dgl. über die Gewahrſamsfrage RG. in Straff. 30 5.90: „Es iſt davon 
auszugehen, da Sachen, die von jemand in den Räumen eines anderen in deſſen 
Abwefenheit, aljo auf feine bejondere oder allgemeine Anweiſung niedergelegt 
werden, in den Gewahrſam des Inhabers der Räume fallen, jhon ehe er von der 
Niederlegung Kenntnis erlangt. Diefe Wirkung wird auch durd die Anweſenheit 
einer anderen Perjon nicht ausgefchloffen, da deren Stellung eine derartige zu 
fein vermag, daß fie den Eintritt der HKerrichaft des Wohnungsinhabers über 
den Gegenjtand ein Hindernis nicht bereitet. Und wenn die Gegenjtände durch 
die Hände einer in den Räumen bedienjteten Perjon gehen, jo ſteht auch das 
nicht entgegen. Man kann nicht als Grundſatz aufjtellen, daß in folden Sällen 
der Gewahrfam zunächſt der den Gegenstand in Empfang nehmenden Perjon er: 
worben werde und erjt durch einen Akt derjelben, 3. B. durch Niederlegen in eine 
Kaffe, auf den Gejhäftsinhaber übergehen könne,“ Hiernady hat das RG. an 
genommen, daß ein kaufmänniiher Angeitellter bei Empfangnahme des Geldes 
jeitens der Käufer Eigentum und Gewahrjam am Gelde für den Chef erwirbt, 
durch Sueignung desjelben alſo Diebjtahl begeht. 

2) Wegen der für die jchriftliche Prüfung jo überaus wichtigen $$ 816, 822 fei 
hier im folgenden der Inhalt und der Gegenjat derfelben ausführlicher beſprochen. 
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um die gekauften Papiere nicht ungerechtfertigt bereichert. Die einzige 
Handhabe bietet das Anfechtungsgefet, und zwar 8 3 Siff. 3 desfelben. 
Nach diefer Beftimmung find die in dem legten Jahre vor der Anfechtung 


a) 8 816 BGB. behandelt die Fälle der Derfügung des Nihtberehtigten, 
die dem Beredhtigten gegenüber nad) den Dorjhriften über den Erwerb im guten 
Glauben — bejonders nad) 88 932 ff., 892 ff., 2366/7 BEB.— wirkjam find. 
Herauszugeben ijt hier — wie auch im Sall des $ 822 — „das Erlangte“. Dies 
ift nur der unmittelbar durch die Derfügung erlangte Gegenjtand, nicht das, 
was auf Grund des erlangten Gegenftandes weiterhin durch eine erneute Der- 
fügung erworben wurde. So ROÖK., Staudinger, Koſack, Oertmann, OI6. Naum- 
burg im Öegenjag zu Crome, Pland, Goldmann-Lilienthal. Lebtere Anſicht ift 
unhaltbar, weil dem BOB. ein allgemeines Surrogationsprinzip fremd ift. Hat 
aljo 3.B. jemand mir eine Mark gejtohlen und fi dafür ein Los gekauft, fo 
muß er mir das Los als den durch die Derfügung über die Mark erlangten 
Gegenjtand herausgeben. Hat der Dieb jedody bereits einen Gewinn auf das Los 
eingezogen, jo kann ich dieſen nicht verlangen, denn der Gewinn ijt nicht der un- 
mittelbar dur die Derfügung erlangte Gegenftand, vielmehr verfügte der Dieb 
über das Los, an dem er Eigentum erwarb, als Berechtigter (Natürlich habe id 
aber gegen den Dieb einen Aniprud aus $ 823 BGB.). Wendet der Dieb die 
gejtohlene Mark feiner Sreundin zu, jo erwirbt dieſe bei ſchlechtem Glauben kein 
Eigentun daran (8 935); ich habe gegen jie einen Eigentumsanfprud; wegen der 
Mark, der aber faſt nur theoretifche Bedeutung hat, da ich ſie nit bejtimmt 
in der Klage bezeihnen kann (8 253 3iff.2 3PO.). 8816 Sa 1 zejfiert, da die 
Derfügung über die Mark mir gegenüber ja unwirkjam ift. Aus diefem Grunde 
jcheidet $ 816 Sa 2 gleihfalls aus. Schenkt der Dieb feiner Sreundin aber das 
Los, das diefer mit der gejtohlenen Mark kaufte, fo erwirbt diefe an ihm das 
Eigentum. $ 816 Sat 2 paßt nicht, da er die Derfügung eines Nihtbercd- 
tigten vorausfeßt, der Dieb aber über das Los, an dem er Eigentum erwarb, 
als Beredjtigter verfügte. Schenkt der Dieb die geftohlene Mark feiner gut- 
gläubigen Steundin, jo erwirbt fie daran Eigentum (88 932, 9354B6B.). Jet 
greift aber $ 816 Sayi2 Platz, da hier eine unentgeltliche Derfüdung des nicht⸗ 
beredhtigten Diebes über das geftohlene Geldftük vorliegt. — $816 gilt ſchließ— 
lid nad} der überwiegenden Meinung auch dann, wenn die Derfügung im Wege 
der Öwangsvollitredung erfolgt. So insbejondere dann, wenn der Geridtsvoll- 
zieher eine dem Schuldner nicht gehörige Sache pfändete, verfteigerte und den 
Erlös an den Gläubiger abführte. Nach 8$ 1242, 1244 BGB. erwirbt der gut- 
gläubige Erſteher Eigentum an der verfteigerten Sache. Der Erlös der Der- 
Heigerung iſt das durch die Derfügung (im Wege der Zwangsvolljtrekung) „Er- 
langte* (So R6. in IW. 06, S. 15ff.). 

$ 816 Abj. 2 trifft die Sälle der 88 169 ff., 406 ff., 412/3, 851, 893, 969 uſw. 

b) 8 822 dagegen behandelt den Sal der Derfügung des Bereätigten, 
aber ungeredhitfertigt Bereicherten. Sahle ih 3. B. an A. 1000 M. in der Mei- 
nung, ihm diefe Summe fehuldig zu fein, fo wird A. Eigentümer der Geldſumme, 
ijt aber ungeredhtfertigt bereichert. Schenkt jegt A. diefe Summe an B., was er 
nur mit Rückſicht auf die erhaltenen 1000 M. tat, fo verfügt er als Berectigter, 
hier geht aber der Kondiktionsanjprudy aus 8 822 gegen B. — Dorausfegungen 
des 8 822 find demnach: 1. Sunähjt mußte der Erjtempfänger einer Leiftung um 
diefelbe ungerechtfertigt bereichert fein. 2. Er muß fodann das Erlangte einem 
andern zugewendet haben. 3. Infolge diejer Zuwendung an den andern muß 
die Bereicherung des Erftempfängers ausgejchloffen fein, was der Fall ift, wenn 
der Eritempfänger die Zuwendung nur mit Rücfiht auf die Bereicherung vor- 


18 Ungeredhtfertigte Bereicherung. 


vom Schuldner vorgenommenen unentgeltlichen Derfügungen!) mit Aus- 
nahme der gebräuchlichen Gelegenheitsgejchenke anfechtbar. Die Scyen- 
kung iſt eine folche Derfügung. Im übrigen ift formelle Dorausjegung 
diefer Anfechtung, daß der Gläubiger (hier Korn) einen Dollitreckungs- 
titel gegen den Schuldner (hier Alberti) hat, feine Forderung fällig iſt 
(was der Sall ift) und daß die Swangsvollitrekung in das Dermögen 
des Schuldners zu einer volljtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht 
geführt hat oder anzunehmen ift, daß fie zu einer folhen nit führen 
würde (8 2 Anf. G). Lebteres iſt Tatfrage. 

Die Anfehtung müßte der Täcilie gegenüber, und zwar gerichtlich er: 
folgen (R6.58 S.47). Sie geht niht auf Herausgabe der Schulöver- 
Ichreibungen an Alberti, fondern auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in die genannten Papiere zwecks Befriedigung des Klägers. Da der 
Gläubiger, foweit es zu feiner Befriedigung erforderlich ilt, beanjpruchen 
kann, daß dasjenige, was durch die anfechibare Handlung aus dem Der- 
mögen des Schuldners veräußert, weggegeben oder aufgegeben ijt, als 
noch zu demjelben gehörig zurückgewährt werde ($ 7 Anf.G), find mit- 
hin die fraglihen Gegenjtände, deren Deräußerung angefochten wird, 
dem Gläubiger zur Swangsvollitreikung bereit zu jtellen (R6.56 5.195). 

III. Auch bei Schlechtgläubigkeit der Cäcilie wäre die Anfechtung aus 
83 3iff. 3 des Anf. G. zuläfjig, aber nicht nur mit der Befchränkung auf 
die Herausgabe der Bereicherung ($ 7 Abj.2 Anf.G), da hier auch 83 
Ziff. 1 Anf.G (die fog. Deliktspauliana) vorliegt. Alberti hätte dann die 
Deräußerung in der dem andern Teile bekannten Abſicht der Benachteili⸗ 
gung des Gläubigers vorgenommen. Dabei iſt zu beachten, daß be- 
züglich der Benachteiligungsabſicht das Bewußtjein eines die Gläubiger 
benadteiligenden Erfolges genügt, fofern deſſen Eintritt nad} dem ge⸗ 





genommen hatte, er darf aljo nichts erjpart haben. Dagegen bleibt der Erjtemp- 
fänger der „Bereicherte* und der Anſpruch aus 8 822 gegen den Dritten ijt aus« 
gejchloffen, wenn er eine Ausgabe in Höhe des Erlangten erjpart hat, aljo wenn 
er 3. B. die Suwendung an den Dritten auch ohne die Bereiherung vorgenommen 
häfte oder wenn 88 819, 820 BGB. (Ausnahme von 8 818 Abi. 3 BGB!) votre 
liegen, da es hier, auf den Wegfall der Bereicherung nicht ankommt. 

Das „Erlangte iſt auch hier — wie i. $. des $ 816 — nur das unmittelbar 
Erlangte. Hat aljo der Empfänger 3. B. für das erlangte Geld, um welches er 
ungerechtfertigt bereichert iſt, einen Gegenſtand erworben und dieſen dem Dritten 
zugewendet, ſo greift 8 822 nicht Platz. 

1) Es ſei daran erinnert, da der Begriff „unentgeltliche Verfügung“ ein 
weiterer als der der Schenkung ift. Nicht nur Schenkungen, fondern au Bürg- 
ſchaften und Pfänder für fremde Schuld, Verzichte, Ausjtattungen und Stiftungen 
gehören dazu. nicht aber ijt die Ausihlagung einer angefallenen Erbſchaft an- 
fechtbar, weil hierbei nichts aus dem Dermögen des Schuldners veräußert, weg- 
gegeben oder aufgegeben wird (RG. 54 S. 289). 
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wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten iſt und daß der äwerk der Kecht⸗ 
handlung nicht die Benachteiligung zu fein braucht (KG. 23 5.14). 

Dol. au R6.24 5.26: 

„Auch das Bewußtfein des Eintritts der |chädigenden Wirkung für 
einen bejtimmten Sall genügt, wenn diefe Wirkung, es ſei auch nur 
eventuell, gewollt war. 

Nicht zum Ziele würde die Anwendung des $ 817 BGB. führen, weil 
fie gerade für den Sal beiderjeitiger Unfittlihkeit ausgejchloljen ijt, im 
übrigen im Sat 1 auch nur dem Leiltenden ſelbſt einen Anſpruch ge- 
währt. Allerdings hat das Reichsgericht im Salle Grünthal im 48. Bande 
(S.295—296) folgendes ausgeführt: 

„Die Stau verjtößt durch die Annahme der mit gejtohlenem Gute 
angeſchafften Mittel gegen die guten Sitten, aljo iſt die Schenkung 
nichtig (1), und wenn auch der Geber die Geſchenke nicht zurückfordern 
Rann, weil er gleichfalls gegen die guten Sitten verjtößt (8 817), fo 
ſteht dod; ein gleiches gefeliches Hindernis, die Hichtigkeit geltend zu 
machen, Dritten, weldye durch, die nichtige Schenkung in ihren Der- 
mögensinterejjen verle&t find, nicht entgegen.” 

Dad) diefer Enticheidung würde Korn bei der Pfändung der Täcilie 
übereigneten Wertpapiere die Widerſpruchsklage unter Hinweis auf 817 
B6B. zur Abweifung bringen können. Aber ein direkter Anſpruch auf 
Herausgabe der Papiere läßt ſich troß der vom Reichsgericht vertretenen 
Anſicht nit aus 8 817 herleiten. Wohl aber liegt zweifellos 8 826 
BGB. vor, wenn jemand Gejchenke in Kenntnis des Umitandes, daß lie 
mit verbrecheriſchen Mitteln erworben find, in Empfang nimmt, und 
verpflichtet demgemäß auch über die Herausgabe der Gegenjtände hin- 
aus zu weiterem Schadenserjaß, fofern ein weiterer Schaden entitanden ift. 





Der vorjtehende Rechtsfall wurde von den Kandidaten meilt befjer ge- 
löſt, als ich erwartet hatte. Allerdings kamen verfchiedene Kandidaten 
überhaupt nicht auf den Gedanken der Anfechtbarkeit nad) dem An- 
fechtungsgeſetz. In diefem Salle muß die Arbeit als mißlungen bezeichnet 
werden, da gerade hierin die Löfung der Sragen 2 und 3 liegt. Auch der 
Unterjchied zwiſchen 8 816 und 8 822 BGB. begegnete immer wieder 
Schwierigkeiten. 8817 BGB. wurde keinmal erwähnt, was natürlich 
kein Sehler ift, da er tatjächlich unanwendbar ift. Fälſchlich wurde aber 
auch mitunter eine Schadenserfaßpfliht der Täcilie nach 8 823 Ab]. 1 
oder 2 BGB. angenommen, was unridtig it, da fie weder das Eigen- 
tum des Korn fchädigt noch eine |trafbare Handlung begeht, denn Hehlerei 
liegt nicht vor, weil die Staatspapiere felbit nicht durch eine ſtrafbare 
Handlung erlangt find. 
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17. 
(Rehtsfall aus dem Januar 1913.) 


Eine Arznei kann wegen plößlicher Erkrankung des einzigen am Orte 
vorhandenen Apothekers von diefem nicht angefertigt werden. Auf drin- 
gendes Erjuchen des Arztes bereitet fie ein Drogiit, obwohl er ſich der 
Gefahr der Strafverfolgung aus 8 367 Ur. 3 Str&Bs. ausjeßt. 

Die vorjchriftsmäßig zubereitete Arznei verfchlimmert den Zuſtand des 
Kranken und verurfadht ihm körperliche Schmerzen. Der Kranke klagt 
gegen den Drogiſten auf Schadenserfat und Schmerzensgeld. 

I. Wird er mit der Klage durchkommen ? 

II. Kommt es darauf an, ob der Kranke ein Angehöriger des Dro- 
gilten i. 5. von 85211 und 854 StrGB. ilt? 


Mohn, Klaufurarbeiten. I. 6 
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I. Haftet der Drogiit auf Schadenserſatz? 

Zunächſt iſt zu prüfen, ob eine Dertragshaftung begründet it In 
diefer Richtung gibt der Hall keine Auskunft darüber, wie die Beftellung, 
d. h. der Kaufvertrag, zuſtande Ram. Entweder beitellte der Arzt die 
Medizin beim Drogiften felbft, dann fteht nur er mit ihm in einem Der- 
tragsverhältnis. Oder der Arzt erjuchte den Drogijten nur, die Medizin 
für den Kranken zuzubereiten, in welchem Salle er wohl als Stellver: 
treter des Kranken auftrat. Oder fchlieglich der Patient beftellte die 
Medizin felbjt oder ließ fie bejtellen unter Bezugnahme auf das drin- 
gende Erjuchen des Arztes, welches ja auch dem Drogijten ſchriftlich oder 
telephonijch jeitens des Arztes zugegangen fein kann. In den beiden 
legten Sällen Tiegt ein Dertragsverhältnis zwiſchen Patient und Drogiit 
vor. Fraglich iſt es, ob ein Kaufvertrag oder ein Werklieferungsvertrag 
in bezug auf eine vertretbare Sache vorliegt. Auf jeden Sall hatte die 
Arznei aber keinen Mangel und war durchaus vorfariftsmäßig zu- 
bereitet. Eine Haftung aus dem Dertrage kommt daher nicht in Stage. 


II. Aud) eine Haftung aus 8 823 Abſ. 1 BGB. iſt ausgeſchloſſen, da 
von einer ſchuldhaften Körperverlegung feitens des Drogijten nicht 
gejprochen werden Kann, denn er konnte natürlich nicht vorausfehen, 
da die vom Arzte verorönete Medizin das Leiden des Patienten ver- 
ſchlimmern würde. 


III. hiernach bleibt nur noch die Anwendung des $ 825 Abj.2 BGB. 
übrig. 

Iſt 8 367 3.3 Str6B.!) ein Schußgefeß i.S. diejes Abjates ? 

a) Der Begriff des Schußgejeßes iſt jehr umitritten. Eine engere 
Meinung fieht nur folche Geſetze als Schutzgeſetze an, welche den Schuß 
einzelner Menjchen oder gemwiljer Perjonenklajjen bezwecken. Un- 
zweifelhaft dient aber 8 367 3.3 StrGB. dem Schutz des geſamten 
Publikums. 

b) Die herrſchende Anſicht — fo Crome, Coſack, Eneccerus, RG. bei 
Gruchot 46 S. 973 — erachtet als Schutzgeſetze auch diejenigen, welche 
die Geſamtheit und damit auch den einzelnen ſchützen. Dies gilt aber 
auch für 8 367 Abſ. 3 StrGB. Denn dieſe Beſtimmung 


„dient dem Schutz des Publikums gegen Gefahren, welche aus dem 
Dertriebe und der Subereitung von Arzneimitteln durch unzuverläſſige 


1) Er lautet: Mit Geldſtrafe bis zu 150 M. oder mit Haft wird beſtraft. 

3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, ſoweit der Kandel 
mit denjelben nicht freigegeben ift, zubereitet, feilhält, verkauft oder fonjt an 
andere überläßt. 
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und nicht beauffichtigte Perſonen drohen”. (OLG. Hamburg in Redt 

1910 Nr. 3175.) 

Die erjtgenannte Anficht ift unhaltbar. Dies ergibt ſich aus der Be- 
trachtung der Dorjchriften des Strafgejegbuhs über die Derpflichtung 
zum Streuen bei Glatteis oder über langſames Sahren in den Straßen. 
Nach diefer Anficht würden — fofern man nit 8823 Abj.ı BGB. an- 
nehmen könnte — diejenigen, welche diefe Dorfchriften verlegen und 
dadurch die Körperverlegung eines Menjchen verurjachen, zivilrechtlich 
nicht haftbar fein. Das wäre ein unannehmbares Ergebnis. 

Solgt man der herrichenden Anſicht, jo hat zunächſt der Apotheker 
gegen ein Schußgejeß verſtoßen. 

IV. Iſt der Apotheker aber nah $ 823 Abj.2 BOB. haftbar ? 

Zunächſt ift davon auszugehen, daß der Sinn des $ 823 BGB. nicht 
der fein kann, daß jeder, der infolge der Derlekung eines Schußgeleßes 
durch einen anderen direkt oder indirekt Schaden erleidet, Erfah ver- 
langen kann. Dieje Bejtimmung ilt vielmehr einjchränkend zu inter- 
pretieren?). 

Insbejondere ijt als Dorausjegung für die Haftung der Grundjaß auf- 
zuftellen, daß die Derleßung aus einer Gefahr herrührt, zu deren Der- 
bütung das Schußgefet bejtimmt iſt. Mit andern Worten: es muß ein 
Sadyzujammenhang zwijchen der Derlegung und der Gefahr, die das be- 
treffende Geſetz verhüten will, vorhanden fein. Das iſt aber hier nicht 
der Sall. Denn 8 367 3iff.3 Str6B. will nit überhaupt die Gefahr 
verhüten, die dem Publikum durch Seilhalten uſw. von Giften und Arz- 
neien droht, fondern nur die Gefahr, daß Gifte und Arzneien ſchlecht zu— 
bereitet oder in Quantitäten (man denke an Morphium) oder unter be- 
fonderen Umjtänden (3. B. ohne ärztliche Derordnung) in das Publikum 
gelangen und Leib und Leben des einzelnen gefährden. 


1) äutreffend führt Endemann (I [1903] S. 1263) folgendes hierüber aus: „So= 
wohl die zum Schuße des einzelnen Redtsjubjekts als audy die im Interejfe der 
allgemeinen Ordnung und Sicherheit ergangenen Normen enthalten Gebote und 
Derbote, deren Verlegung nit nur die dem Schuge diefer Norm unterjtellten 
pPerjonen, fondern auch unbeftimmt viele dritte Perfonen fchädigen kann. Die 
Haftung für jeden aus der Derlegung eines derartigen Schutzgeſetzes entitandenen 
Schadens würde über das Maß der Schugbedürftigkeit und über den Inhalt der 
Norm jelbjt hinausgehen.) Darum ift als Dorausfegung der Haftung fejtzuhalten, 
daß die Schädigung gerade ein ſolches Redtsgut trifft, deifen Schu durch die 
bejtimmte Norm bezwedkt wird, daß die Derlekung ferner aus einer Gefahr 
herrühtrt, zu deren Derhütung das Schutzgeſetz beſtimmt ift I— ebenjo Rümelin, 
Derwendung der Kaufalbegriffe (1900) S. 137 — und daß endlich Erjag nur zu 
leijten ift, wenn der Derlegte dem Kreiſe der Perſonen angehörte, zu deren Siches 
rung gegen Gefährdung es dienen ſoll.“ 

6* 


38 Miete. 


I. a) äwilchen dem bisherigen Mieter Altmann und dem neuen Mieter 
Neumann beiteht kein Dertragsverhältnis. Auch eine unerlaubte Hand- 
lung liegt nicht vor, höchitens eine indirekte Dermögensbeihädigung 
ohne jedes Derjchulden des Altmann. Auch ift Teßterer nicht auf Koſten 
des Neumann ungeredhifertigt bereichert, denn Altmann muß jelbjt weitere 
Mietszinfen zahlen.: Schließlich ſcheidet auch die Gefchäftsführung ohne 
Auftrag ohne weiteres aus. 

Neumann hat daher gegen Altmann Reinen Anjprud). 

b) Infolge des Mietsvertrages mit Heumann mußte Eger erjterem am 
1. April die Wohnung einräumen. Die Nichteinräumung der Miets- 
wohnung berechtigte den Heumann nur zur Kündigung des Mietsver- 
trages nah 8542 BGB. Jedoch wird durch 8 542 BGB. die Anwen- 
dung der allgemeinen Dorichriften über Unmöglichkeit, insbefondere 8275 
B6B., nicht ausgefchloffen (R6.62 $.228). Tatſächlich iſt Eger nicht 
in der Lage, den Ichwer erkrankten Mieter Altmann aus der Wohnung 
zu entjegen, da — wie zu III auszuführen ift — der Sall des 8 904 
B6B. nicht vorliegt. Sum Erſatze des Schadens iſt daher auch Eger nicht 
verpflichtet, da auf feiner Seite unverjchuldete, nicht vertreibare jub- 
jektive Unmöglichkeit der Gebraudhsgewährung vorliegt. 


II. Da Eger infolge der Überlaffung des Gebraudys der Mietsfadhe an 
Altmann außeritande ijt, dem Mieter den Gebrauch, derfelben in der 
eriten Hälfte des April zu gewähren, ijt Neumann zur Entridhtung des 
Mietzinjes für diefe Seit nach 552 Sa 3 BGB. nicht verpflichtet. Ein 
„surücbehaltungsredt” im Sinne des { 8273 BGB. beſteht natürlich 
nicht, da überhaupt keine Sahlungspflicht des Mieters beiteht. 


Ill. Nah 8557 BGB. kann Eger von Altmann für die Dauer der 
Dorenthaltung der Mietswohnung nach Beendigung des Mietsverhält- 
niffes — das infolge der Kündigung nicht etwa nady 8 568 BGB. auf 
unbeftimmte 3eit fortgejegt wird — als Entjhädigung den vereinbarten 
Mietszins, alfo für einen halben Monat nur 50 M., verlangen. Jedoch 
it nad; 8557 Sa 2 die Geltendmachung eines weiteren Schadens nicht 
ausgeſchloſſen. Dieſe Geltendmachung fett aber den Nachweis des Scha- 
dens — der hier 25 M. beträgt — und die Dertretbarkeit der Nicht: 
rückgabe der Mietsjache nad) allgemeinen Grundjäßen voraus. Da ein 
Derjchulden feitens des bisherigen Mieters nicht vorliegt, kommt ledig⸗ 
fih $904 BGB. in Stage. Diefer bejagt: 

„Der Eigentümer einer Sache ijt nicht berechtigt, die Einwirkung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung zur 

Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der drohende 


Miete. 39 


Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer ent- 
jtehenden Schaden unverhältnismäßig groß ijt. Der Eigentümer kann 
Erja des ihm entjtehenden Schadens verlangen.“ 


Da die hiernad) gegebenen Dorausfegungen ſämtlich vorliegen, kann 
Eger den ihm in Höhe von 25 M. entitandenen Schaden von Altmann 
erjett verlangen). 


Der vorliegende Sall wurde von den Kandidaten durchweg im ganzen 
richtig gelöjt, wenn auch nicht alle auf $ 904 BGB. kamen. Auch wurde 
häufig der nicht zutreffende $ 568 BGB. zitiert — an Stelle des 8557 —, 
wobei überjehen wurde, daß infolge der Kündigung des Mieters das 
Mietsverhältnis beendet wurde (das VLG. Srankfurt in Ripr. 8. OCG. 7, 
5.18 wendet 8 563 aber auch bei vereinbarter Aufhebung des Mliets- 
verhältnijjes an) und die Sortbenugung der Mietsfache nur infolge eines 
zufälligen Umitandes — der Krankheit — erfolgte und ſich nur auf 
ganz kurze Zeit eritreckte. (So auch Staudinger Il1 8 568 II 1b). Es 
wurde ſchließlich auch die Anficht vertreten, daß Heumann von Eger die 
Abtretung der Anfprüche gegen Altmann aus 88 557, 904 BGB. nad 
8 325 Ab}. 2 verlangen könne. Dem kann nicht beigetreten werden, weil 
Heumann ja jelber von jeder Sahlungspflicht frei ijt! Auch ijt der Er- 
ſatzanſpruch gleich dem Geldwert, den Heumann ſelbſt dafür leilten müßte 
(Erſatzanſpruch: 50+25 = 175 M., Öegenleiltung: 75 M.). 


3) Die Anwendbarkeit des $ 904 BGB. auf die Miete ſpielt auch bei der 
Entiheidung der Stage, ob ein Gajthausbejier den durch zufällige Krankheit 
und Tod eines Gajtes im Gaſthof entjtandenen Schaden erjegt verlangen kann. 
Lehnt man den Abſchluß eines jtillihweigenden Dertrages zwiſchen Wirt und 
Gajt bezüglidy der Erjatpflicht des Gajtes ab, jo bleibt nur $ 904 BGB. übrig. 
Allerdings hat das OLG. Srankfurt im Jahre 1905 den $ 904 für unanwendbar 
erklärt und den Schadenserjaganjprud des Dermieters gegen den Gajt — der 
infolge Tnphus das Simmer nicht verlajjen konnte — abgewiejen, weil der 
Mieter nah dem Mietsvertrage ein vertragsmäßiges Redt auf die Benußung 
des Simmers gehabt habe und deshalb feine Einwirkung auf das Zimmer auf 
Grund des Mietsvertrages erfolgt jei (Sitiert bei Grudot, Beiträge Bd. 56 
S. 183). Mit Recht hält Wurzer in Gruchot 56 S. 193 hier $ 904 für anwend- 
bar, weil das Derbleiben des Tnphuskranken im gemieteten Simmer wegen der 
Anjtekungsgefahr dem Dertrage widerjprad), der Mieter deshalb kein vertrags- 
mäßiges Recht auf ein ferneres Derweilen hatte und der Dermieter nad) dem 
Dertrage nicht verpflichtet war, es zu dulden. — Derjtirbt ein Gaſt im Gafthof, 
jo kann von einer „Einwirkung“ auf die Sache nicht gejprohen werden. Jedoch 
ergibt fi} eine Erjagpflict der Erben aus den Grundjägen der Gejhäftsführung 
ohne Auftrag bzw. der ungeredhtfertigten Bereicherung. So auch Wurzer a.a.®, 
S. 185—187. 
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I. D. Rlagt als „Inhaber der elterlichen Gewalt‘, alſo als geſetz— 
licher Dertreter feines prozeunfähigen Sohnes gegen den Schwieger- 
vater auf Schadenserfat, macht aljo einen Anſpruch feines Sohnes geltend. 

Steht dem Sohn ein Dertragsaniprud gegen feinen Großvater zu ? 

Ein fog. Denjionsvertrag (eine Miſchung von Dienit- und Mietvertrag) 
liegt zwifchen beiden nicht vor, da zu unterjtellen iſt, daß die Aufnahme 
beim Großvater unentgeltlich ijt. Im übrigen find auch bei Penjions- 
verträgen nur die gefeßlichen Dertreter des Kindes und der Pflegevater 
als Parteien anzufehen. HAuch eine Schenkung jcheidet aus, weil das 
Kind durch die Leiltungen des Großvaters nicht bereichert wird, denn 
all diefe Leiltungen erhält es fonjt vom Dater. Aud; hier könnte höd)- 
itens eine Schenkung gegenüber dem Dater D. vorliegen, der Ausgaben 
erfpart und folglich bereichert ijt. 


Auch ein Auftragsverhältnis ijt abzulehnen, weil der Großvater Rein 
Geichäft des Daters bejorgt. 


Wohl aber Läßt ſich jagen, daß 6. dem D. gegenüber die an ſich 
lekterem obliegende Sürforgepflicht der Ausübung nach — da fie jelbjt 
unübertragbar iſt — durch konkludente Handlung übernommen hat, 
indem er den Enkel zu ſich nahm. Das muß als zuläjjig erachtet werden. 

Dol. aud) Staudinger IV 2 8 1631 I 5d. 

Es würde dann ein im Bürgerlichen Geſetzbuch nicht geregelter Der- 
tragstypus zwijchen D. und 6. vorliegen). Der Großvater 6. würde 
demnad; wie der Dater nad} 88 1631, 1664 BGB. dem Kinde gegen: 
über nur für diejenige Sorgfalt, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt, einzujtehen haben. Bei Derlegung diejer Sorgfalts- 
pfliht haftet 6. nach 88 249 ff. BGB. Dieje Verletzung jtellt keine un- 
erlaubte Handlung dar, jo daß der Anfprud aus ihr erjt in 30 und 
nicht in 3 Jahren verjährt. Wohl aber kann mit einer Pflichtwidrigkeit 
des/8 1664 BGB. zugleich der Tatbeitand einer unerlaubten Handlung 
erfüllt fein, in welchem Salle beide Anſprüche konkurrieren. 

Dol. auch Staudinger IV 2, $ 1664 öiff. 7. 

Auf Grund des zwiſchen 6. und D. bejtehenden Dertragsverhältnifjes 
liegt in der mangelhaften Beauffihtigung des Knaben zwar eine Der- 
le&ung der dem 6. gegenüber D. obliegenden Pflicht zur Beauflichtigung 
des Knaben. Jedoch ſchließt die Derleung einer Dertragspflicht nicht 


1) Im BGB. nicht geregelte Dertragstypen find vor allem die gemiſchten 
Derträge, die kumulative Schuldübernahme (vgl. R6. 71 5. 115, 64 S. 230), der 
Garantievertrag (RG. 61 S. 160), der Trödelvertrag und der Schiedsrichterver- 
trag (RG. 59 $. 247). 
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das gleichzeitige Dorliegen einer unerlaubten Handlung aus. So aud 
RO. bei Gruchot 1911 S.971: 

„Der vertraglich, die Erfüllung von Öbliegenheiten übernimmt, 
deren Dernadhläffigung Gefahren für andere erzeugen Rann, begeht 
mit der Ichulöhaften Derleßung der Dertragspflicht zugleich eine un- 
erlaubte Handlung und wird dem durch feine Pflichtverfäumnis Be- 
\chädigten haftbar.‘ 

Und in der Tat liegt hier feitens des 6. eine Derlegung des 8 823 
Abſ. 1 BGB. vor, indem der Großvater durch feine Unterlafjung 
Tahrläjlig den Körper und die Gejundheit des Enkels verlegte. Denn als 
Eigentümer der gefährlichen Mafchine mußte*er entweder für eine Siche- 
rung der im Betriebe befindlichen Machine forgen, oder wenigitens da- 
für, daß der Knabe nicht zu ihr gelangen konnte, folange fie ohne 
Sicherung im Betriebe war, oder ſchließlich eine zuverläflige, die Sprache 
des Kindes redende Perjon anjtellen. Mag nun die Klage auf 8 1664 
BOB. oder auf 8 823 Abj.ı BGB. gejtüßt werden, in jedem Salle liegt 
eine fahrläfjige Derlegung der Sürforgepflicht vor, die er auch bei eigenen 
Angelegenheiten nicht außer acht laffen durfte. Auch ein Kaufalzufam- 
menhang zwilchen der Derlegung der Aufjichtspflicht und dem ein- 
getretenen Schaden liegt vor und leßterer ijt auch als adäquat anzufehen. 

Der Umfang des Schadenserfaganipruchs bejtimmt ſich, wenn die haf— 
tung auf 8 1664 BGB. geſtützt wird, nad) 88 249 ff., wenn aus 8 823 
geklagt wird, dagegen nad} 8 843 B6B. 8 254 BGB. greift in keinem 
Salle ein, da von einem mitwirkenden Verſchulden eines jechsjährigen 
Knaben nit geſprochen werden kann. 

Worauf im vorliegenden Halle D. die Klage geftüßt hat, geht aus dem 
Klagevorbringen nicht hervor. Klagegrund kann 8 1664 oder 8 823 
BOB. fein. Da beide Anſprüche konkurrieren, hat Kläger auch beide 
geltend gemadt!). 

Die Klage ijt daher materiell begründet. 

Su erwägen wäre noch, ob nicht vielleicht eine Haftung des 6. aus 
8851 BGB. Pla greift, fo daß ihm ein Entlajtungsbeweis möglich) 


s 1) Dgl. auch Hellwig, Lehrbuch des Deutihen Zivilprozeßrechts, 3. Band, 1. Abt. 
. 24 zu b: | 
„Insbejondere braucht fich der Kläger, wern er angegeben hat, daß er mit 
dem Beklagten in einem bejtimmten Dertragsverhältniffe jtehe und daß er 
durch ein bejtimmtes Derhalten des Beklagten gejchädigt fei, nicht darüber 
auszulafjen, ob der Anſpruch ein Dertragsanfprudy oder ein Anſpruch aus un- 
erlaubter Handlung oder beides fei. Konkurrieren dieje beiden, jo hat er fie 
beide geltend gemadjt; ‚liegt nur Gejegeskonkurrenz vor, fo iſt derjenige er: 
hoben, der ſich aus der maßgebenden lex specialis ergibt.” 
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wäre (wenn nicht 8 823 vorläge!). 8 831 dürfte deshalb nit anwend- 
bar fein, weil der Schaden nicht durd den zur Derrichtung beitellten 
Arbeiter verurfacht wurde, fondern Jich der Sohn felbft ſchädigte. Ein 
Unterlafjen des Arbeiters kommt auch nicht in Sage, da für ihn keine 
Rechtspflicht zum Handeln beitand und er im übrigen den Sohn in feiner 
Sprahe auch gewarnt hatte. 

Il, Nach der Aufgabe heißt es, daß D. gegen 6. „auf Schadens: 
erſatz“ klagt. Über die Höhe iſt nichts geſagt, ebenfo nicht, ob es ſich 
um eine Leijtungs= oder Sejtitellungsklage oder die Derbindung beider 
handelt. In prozejjualer Beziehung ijt hierzu zu bemerken, daß eine 
Klage auf bloße Seititellung der Leiltungsverpflihtung „salva liqui- 
datione‘, d.h. ohne gleichzeitige Sejtitellung der Höhe der Schadens- 
erfaverpflihtung in dem gleichen Prozeß, grundjäßlich unzuläffig iſt, 
weil nach 8 253 3PO. die Klage den Inhalt des Anſpruchs „genau‘ 
angeben muß!). Nur dany gilt eine Ausnahme, wenn das Schuld- 
verhältnis noch unfertig it daß der Inhalt der Derpflihtung ob- 
jektiv noch gar nicht feititeht, wenn alfo 3. B. — wie hier — ein Kind 
eine Derlegung erleidet. Hier ijt eine Klage auf Sejtitellung der Schadens- 
erſatzpflicht bei Dorliegen der Dorausfegungen des $ 256 3PO. auch 
ohne gleichzeitige Sejtitellung der Höhe der Erjabpflicht zuläſſig. 

III. Schließlich mag nod) geprüft werden, ob etwa das Beltehen eines 
Anfpruchs des D. den Anſpruch des Kindes ausjhließt. Wie zu I aus- 
geführt wurde, kann hier von einem Dertragsverhltnis zwiſchen ©. und 
D. fehr wohl gefprodyen werden. Auf Grund desjelben würde dem D. 
ein Schadenserſatzanſpruch aus 8 276 BGB. gegen 6. zuitehen. Diefer 
Anſpruch konkurriert mit den beiden Anfprüchen des Sohnes dergeitalt, 
daß die dem Dater D. gewährte Entihädigung infoweit den Aniprud 
des Kindes ausschließt, da damit der dem andern Teil entitandene Schaden 
als erjeßt zu gelten hat, was 3. B. für die durch die ärztliche Behandlung 
erwachſenen Koften von Bedeutung ift. Machte aljo der Dater in diejer 
Beziehung Aufwendungen, fo kann er diefelben nad; $ 276 BGB. oder, 
wenn man ein Dertragsverhältnis zwiſchen 6. und D. ablehnt, nadı 
den Grundfäßen über Geichäftsführung ohne Auftrag bzw. nad) 88 812ff. 
B6B. von 6. erfeßt verlangen, ohne daß es dabei eine Rolle |pielt, daß 
D. kraft feiner Unterhaltspflicht zue Aufwendung der Heilungskolten 
feinem Kinde ſelbſt verpflichtet war?). 





1) Dal. R6. 21 S. 384 (D56.) u. hellwig, Lehrbuch des PDiſch. Sivilprozeß- 
rechts I (1903) S. 393. 

2) So auch RG. 47 S. 211 (zu 8 843): „Der Unterhaltspflictige kann, wenn 
er für den Derleßten kraft feiner Unterhaltspflicht Heilungskoften uja. aufgewen- 
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Der vorliegende Fall wurde gewöhnlich von einem Drittel der Kandi- 
daten ausreichend oder beffer gelöjt, während zwei Drittel derjelben 
verjagten. Zunächſt wurde vielfach, über eine durchaus gebotene Erörte- 
rung, ob ein Dertragsverhältnis zwijchen dem Enkel und Großvater 
vorlag, hinweggegangen ober aber ein Auftragsverhältnis angenommen. 
Allgemein unbekannt war der Sab, daß die Derleßung einer Dertrags- 
pflicht zugleich eine unerlaubte Handlung daritellen kann. HAuch das 
Dorliegen des Kaufalzufammenhanges zwilchen der Unterlajjung des ©. 
und der Verletzung des Knaben wurde vielfach nicht erwähnt. Häufig 
wurde die Haftung ohne nähere Begründung aus $ 831 BOB. her- 
geleitet, obwohl derjelbe hier nicht Pla greifen kann. Prozeſſuale Be- 
merkungen über die Klage „auf Schadenserſatz“ fehlten allgemein, ob- 
wohl fie hier durchaus am Plate waren. Im ganzen wurde der Sal 
als ‚einfach‘ bezeichnet, weil die Schwierigkeiten nicht recht erkannt 
wurden. Jedenfalls ift der Klaufurfall nicht zu den leichteren zu rechnen. 


det hat, nach den Vorſchriften der auftraglojen Geihäftsführung vom Schadens- 
erfaßpflichtigen Erfag verlangen, wenn er die Abſicht hierbei hatte, den Aufwand 
vom Schädiger erfegt zu erhalten. Sehlte diefe Abſicht, fo kann er den Schädiger 
immer noch nach den Grundfägen der ungerehhtfertigten Bereicherung wegen deſſen 
Befreiung von einer Schuld belangen.“ 
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19. 


Zwei ſechsjährige Knaben ſpielen Ball und zertrümmern dabei die 
Fenſterſcheibe eines Gemüſehändlers. Der händler verlangt von den 
Dätern der beiden Knaben je 2,50 M., im ganzen 5 M. 

Der A., der Dater des einen Knaben, ijt damit einverftanden, und er 
ſchickt feinen fechsjährigen Sohn mit einem Sünfmarkitüc zu dem Händler 
mit dem Auftrage, die 2,50 MT. zu bezahlen und die überjchießenden 
2,50 MT. zurückzubringen. Der Händler behält aber die 5 M. und fickt 
den Knaben fort, ohne die 2,50 MT. herauszuzahlen. Er meint, er könne 
von dem A. den ganzen Schaden erjett verlangen, auch könne ja der A. 
Regreß nehmen. 

Der A. möchte feinerfeits möglichjt das Sünfmarkjtück wieder zurü- 
erhalten, denn der Händler könne ihn auf Schadenserfa verklagen. 

Wie ijt die Rechtslage ? 
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I. Da die Knaben deliktsunfähig find, haften fie in Ermangelung 
eines Derfchuldens nicht aus 8 823 Abj. 1 BGB. wegen der fahrläfjigen 
Beſitzbeſchädigung, es fei denn, daß $ 829 BGB. eingreifen würde. Wohl 
aber haften die Däter der Knaben nad; Maßgabe des 8 832 BGB., da 
ihnen die Auffichtpflicht über die Kinder zujteht und jie es zuliegen, daß 
die Kinder auf dem Sußjteig Ball |pielten. Dafür find die Spielpläße 
geſchaffen. Eine „widerrechtliche Schadenszufügung” der Knaben Tiegt 
vor. Mithin haften deren Däter nad) 88 832, 850 Abſ. 1 Sa 2, 840 
Abſ.1 BGB. als Gejamtjchuldner, jeder alfo nah 8 421 BGB. auf Er- 
faß des ganzen Schadens und nur im Innenverhbältnis zueinander nad} 
8 426 BOB. je zur Hälfte. 

II. Der Gläubiger verlangt nun von A., dem Dater eines der Knaben, 
Sahlung von 2,50 M. Dazu ijt er berechtigt, da $ 421 BGB. auch die 
Geltendmahung von Teilforderungen zuläßt. Natürlich könnte er von 
A. auh 5M. verlangen, jedoch begnügte er fich mit der Hälfte. Wenn 
nun d. feinen Sohn mit einem Sünfmarkftück zum Händler endet, indem er 
mit der Sorderung von 2,50 Mt. einverjtanden ift, fo liegt darin die be- 
dingte Einigung über den Eigentumsübergang bezüglich des Sünfmark- 
jtücks, bedingt durdy Herauszahlung der Differenz von 2,50 M.!). Hun 
hat der Gläubiger zweifellos gegen A. einen Anjprud auf Sahlung 
weiterer 2,50 M., da ein Dergleih oder Erlaß bezüglich der reftlichen, 
zunächſt nicht geforderten zweiten Hälfte der Schuld nicht darin zu er- 
blicken ijt, daß er zunächſt von A. nur 2,50 M. forderte. Dagegen 
ipricht, abgejehen von der Derkehrsauffaflung, $421 Satz 2 BGB., 
welcher fagt: „Bis zur Bewirkung der ganzen Leiltung bleiben jämt- 
liche Schuldner verpflichtet.” Aber ein Recht auf das nur bedingt über- 
eignete Fünfmarkſtück hat der Händler nit, da ihm nur_ein obliga- 
toriſcher Anſpruch auf Zahlung weiterer 2,50 M. zufteht. 

III. Mithin hat A. bezüglich des übereigneten Fünfmarkſtücks einen 
Eigentumsanfprud; auf Herausgabe,-da die Bedingung der Übereignung 
— die Rückzahlung von 2,50 M. — nicht eingetreten iſt. Praktijche 
Bedeutung hat die rei vindicatio von Geld meiſt nit, da die nach 8 253 
3DO®. erforderliche beitimmte Angabe des Klagegegenitandes meiſt 
ausgefchloffen fein wird, es fei denn, daß das Geld ſich in einem be- 


1) Das iſt auch in allen Sällen anzunehmen, in denen jemand im Laden oder 
im Gafthaus zur Begleichung feiner Rechnung ein größeres Geldflük zur Sah- 
lung gibt, als feine Schuld beträgt. Die Sahlung von Geld iſt eine Über- 
eignung einer Sache und bewirkt Erlöjchen des Schulduerhältniffes. Der Sahe« 
Iende verfügt über eine Sache, der Empfänger über die Sorderung, da dieje 
durch Annahme der gefchuldeten Leiftung untergeht. Nur bei der Darlehnshingabe 
erfolgt die Jahlung nicht solvendi, fondern credendi causa. 
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ftimmten Umfchlag, Kaften oder dergleichen befindet oder die Nummern 
einer Banknote bekannt find, fo daß eine beitimmte Angabe möglid; 
wird. Daher wird in der Praris gewöhnlich zur Bereicherungsklage 
gegriffen werden, die ja mit dem Eigentumsanſpruch konkurriert. 

Cheoretifh kann aljo A. das Sünfmarkjtük nach 8 985 BGB. vom 
Händler zurükfordern. Wenn der Händler behauptet, daß er von A. den 
ganzen Schaden erfeßt verlangen könne, fo iſt das an ſich richtig, gibt 
ihm aber Rein Recht zur Surückbehaltung des Sünfmarkitücs, wie zu II 
ausgeführt wurde. Eine Aufrechnung der beiderfeitigen Anjprüde 
kommt nicht in Srage, denn einmal fehlt die nach $ 387 BGB. erforder- 
liche Gleichartigkeit der Sorderungen — der Händler hat einen obligato- 
riihen Anſpruch auf Sahlung von 2,50 M., der A. dagegen einen ding- 
lihen Eigentumsanipruhd) —, und dann it die Surückbehaltung des 
Geldes dur I. eine mindeitens nad; $ 823 Abj.ı BGB., aber aud) ev. 
nach $ 823 Abi 2 B6B., $ 246 Str&B. widerrechtliche unerlaubte Hand- 
lung. Selbit wenn allo A. das Sünfmarkitük nad) $ 825 BGB. zurück- 
verlangen wollte, aljo eine Geldforderung geltend machen würde, jo würde 
troß der Gleichartigkeit der beiderfeitigen Sorderungen nad) 8393 BB. 
eine Aufrehnung gegenüber der Sorderung des A. ausgeſchloſſen fein. 

Denn der Händler weiter den A. darauf verweijen will, daß er Kegreß 
gegen den Dater des anderen Knaben nehmen könne, fo ilt dies infofern 
unrihtig, als nad) 8426 Abj.2 Sag ı BGB. der Sorderungsübergang 
erjt nad} der Befriedigung des Gläubigers durd; einen Geſamtſchuldner 
itattfindet!). 

Hiernady kann A. das Fünfmarkſtück zurückverlangen, iſt aber auf 
Derlangen des Händlers zur Sahlung von fünf Mark verpflichtet. 


IV. Wenn der Händler das Sünfmarkjtüc bereits ausgegeben hat, ijt 
der Eigentumsanjprud) ausgeſchloſſen, da die Leiltung unmöglich it. 
Dann haftet aber der Händler nad) 88 992 BGB. — den zu zitieren 
man nicht unterlaffen darf, da es jich um das Recdhtsverhältnis zwilchen 
Eigentümer und Bejier handelt —, 825 BOB. auf Schadenserfah, da 
widerrechtliche Eigentumsentziehung und verbotene. Eigenmacht vorliegen. 
Der Händler muß alſo fünf Mark Schadenserja leijten. Eine Auf: 


1) Hierzu mag no folgender, vom Reihsgeriht aufgejtellter Grundſatz er- 
wähnt werden: 

„Die Rechtsgemeinſchaft unter den Gejamtjhulönern bejteht von vornherein 
und hat die Bedeutung, daß jeder dem andern gegenüber verpflichtet ijt, feinen 
Anteil entjprehend zur Befriedigung des Gläubigers mitzuwirken, aljo bei 
Sälligkeit der Schuld einen feinem Anteil entſprechenden Betrag an den Gläu— 
biger zu zahlen und dadurch jo zu handeln, daß es überhaupt nicht zu einem 
Rüdgriff zu kommen braudt.” RO. 79 S. 290, 
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rechnung mit feiner Sorderung in gleicher Höhe ift nad 5393 aus- 
gejchloffen. 





Auch diefer Fall wurde ebenfo wie der vorige von etwa 3wei Dritteln 
der Kandidaten nid? richtig gelöft. Die Mehrzahl nahm den Abſchluß 
eines Dergleichs zwiſchen dem Händler und A. an, weshalb erſterer nur 
2,50 M. von A. fordern könne. Daß das Sünfmarkftük nur bedingt 
übereignet wgr, wurde nur von wenigen erkannt. Ein vielfach aud) in 
anderen Sällen beobadhteter Sehler wurde auch hier wiederholt gemacht: 
er liegt in dem Nichteingehen auf jeden Sat; des Klaufurfalles. Wenn 
es 3. B. bezüglich des Händlers heißt, daß er der Meinung fei, daß A. 
Regreß nehmen könne, oder von A., daß er möglidjit das Sünfmarkjtük 
wiedererhalten möchte, fo muß doch hierauf eingegangen werden. Mande 
Kandidaten kamen auf die Möglichkeit der Aufrechnung überhaupt nicht, 
andere nahmen die Suläfligkeit derfelben an, wobei überjehen wurde, 
daß die fraglihen Anſprüche nicht gleichartig find. 


I. Klaufurfälle aus dem Allgemeinen Teil. 
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20. 


A. Normann, der Dater und Mutter rajch hintereinander verloren 
hatte, wurde für volljährig erklärt, da das Dormundfchaftsgericht nach 
den Ermittelungen annahm, er fei bereits 18 Jahre alt und nad) feiner 
Derjönlichkeit und feinen Derhältnilfen die Dolljährigkeitserklärung für 
gerechtfertigt hielt. Der Bejchluß wurde dem TI. am 15. November 1909 
zugeitellt. Im Januar 1910 verkaufte und übergab Normann an Sonder- 
berg eine vom Dater ererbte eijerne Truhe für den Alteijenwert von 
5 Mt. Sonderberg hatte fofort gejehen, daß die Truhe einen bedeutenden 
Altertumswert hatte und verkaufte fie nach Raum acht Tagen für 1000M. 
an ein Mufeum. Kurz darauf verunglücdte und ſtarb N. Sein Erbe 
hörte von dem Schichfal der Truhe und möchte wilfen, ob und worauf er 
klagen kann, fei es gegen Sonderbderg, jei es gegen die Dertretung des 
Mufeums. Er glaubt die Klage nicht nur auf Betrug und Wucher, fon- 
dern vor allem darauf jtügen zu können, dab U. in Wahrheit bei der 
Doljährigkeit erjt 17 Jahre alt gewefen und nur 17% Jahre alt ge- 
worden ilt. 


Mohn, Klaufurarbeiten. 1. 7 
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I. Iſt ein Kaufvertrag zwijchen Hormann und Sonderberg zuftande 
gekommen ? 

Die Entjheidung der Stage hängt davon ab, ob die Dolljährigkeits- 
erklärung troß des Sehlens einer geſetzlichen Dorausjegung nad 8 3 
B6B. wirkjam iſt. 

Da die Dolljährigkeitserklärung kein Rechtsgefchäft ist, ſcheiden 88 125, 
134 BOB. hier aus. Dieje Dorjhriften können auf Rechtsakte der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit nicht übertragen werden, denn die Aufgabe der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ijt die Schaffung neuer Recdtsbeziehurigen 
mit dem Unterfuchungs- und Offizialprinzip (8 12 Sr66.). Soweit es 
fich dabei um Akte des Dormundfchaftsgerichts handelt, kommt dem Ge⸗ 
richt geradezu eine quali polizeiliche Stellung zu, nämlid die Über- 
wadhung und Sürforge für die Rechtsverhältniſſe ſchutzbedürftiger Per- 
onen. (Dgl. Hellwig, Lehrbuch des Sivilprozeßredts, 1. Band, S. 79 
öiff. 2.) 87 des Sr66., welder bejtimmt, daß geridtlihe Hand- 
lungen auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit nit aus dem 
Grunde unwirkjam find, weil fie von einem örtlich unzuftändigen Gericht 
oder von einem kraft Geſetzes ausgeichloffenen Richter!) vorgenommen 
jind, kommt nicht zur Anwendung, da er nur eine Derfahrensvorjchrift 
bildet. Wohl aber kann der Grundgedanke des $ 32 Ir66G. heran- 
gezogen werden. Der Paragraph befagt: 

„Iſt eine Derfügung, durch die jemand die Sähigkeit oder die Be- 
fugnis zur Dornahme eines Reditsgefchäfts oder zur Entgegennahme 
einer Willenserklärung erlangt, ungeredhtfertigt, fo hat, fofern nicht 
die Derfügung wegen Mangels der fachlichen Zuftändigkeit des Gerichts 
unwirkfam it, die Aufhebung der Derfügung auf die Wirkjamkeit der 
inzwifchen von ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
keinen Einfluß.“ 
Der Zweck diefer Vorſchrift ijt zweifellos der Gedanke, daß im Inter: 

ejle der Rechtsficherheit derartige Derfügungen der Organe der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit der Nachprüfung hinfichtlicy ihrer Rechtmäßig- 
Reit durd) andere Organe, insbejondere auch Gerichte, entzogen Jein follen. 

Sclieglih it es aud) ein anerkannter Satz des öffentlihen Rechtes, 
daß Akte der obrigkeitlihen Gewalt ſich zunächſt als rehtmäßig be- 
zeugen und nicht jchlechthin nichtig find. Ein Derjtoß gegen geſetzliche 
Dorfchriften ijt Rein Grund zur Unwirkfamkeit, fondern führt nur even- 
tuell zur Unwirkfamkeitserklärung in den vorgejchriebenen Grenzen. 


1) Eine Ablehnung eines Richters wegen Befangenheit ift auf dem Gebiet 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgejchloifen ! 
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Dies gilt für jeden Derwaltungsakt einer Behörde innerhalb ihrer gejeb- 
lichen Kompetenz. (Dgl. Laband, Staatsreht II 8 651).) 

Diefer Grundſatz ift auch für die Bejtellung von Dormündern in 
Theorie und Praris allgemein anerkannt. Man wird daher auch hier 
mit der durchaus herrfchenden Anficht das gleiche für die Dolljährigkeits- 
erklärung annehmen können. 

Daraus folgt, daß Normann nad) 8 56 Abſ. 2 Sr66. mit der Redts- 
kraft des am 15. November 1909 zugeitellten Bejchlujjes,. aljo mit Ab- 
lauf des 29. Tiovember 1909 (vgl. 822 Sr66.) volljährig geworden 
iit, obwohl das Gericht die materielle Dorausjegung der Dollendung des 
18. Lebensjahres (8 3 Abj.ı BGB.) nicht berückfichtigt hat. An ſich ijt 
alfo Yormann damit gejchäftsfähig geworden (8 3 Abj.2 BGB.). Der 
Kaufvertrag ift daher nicht aus dem Grunde der etwa mangelnden Ge— 
\chäftsfähigkeit unwirkjam. 

II. Iſt der Kaufvertrag nun etwa nach 8 123 BGB. anfehtbar ? Nach 
der Aufgabe glaubt der Erbe des Normann hieraus Rechte gegen den 
Eigentümer der Truhe herleiten zu können. Iſt nun Hormann zum Ab- 
\chluß des Kaufvertrages durch argliltige Täujchung bejtimmt worden ? 
Sweifellos gibt es auch eine argliltige Täuſchung durch Derjchweigen, 


1) So auch RG. 81 $. 211/2 gelegentlidy der Stage, ob ein unzuläfjiger Weife 
in das Dereinsregijter eingetragener Wirtjchaftsverein Redtsfähigkeit erlangt, 
die vom RG. daſelbſt bejaht wird: 

„Bei der in der Eintragung in das Dereinstegijter zum Ausdrucke kommen- 
den gerichtlichen Entiheidung handelt es fih um einen Staatsakt, durd 
den eine Rechtsperjönlicdhkeit gefhaffen wird, einerlei ob man lettere mit der 
Eintragung allein oder nur dann entitehen läßt, wenn zugleich die jonjtigen 
gejeglidhen Dorbedingungen erfüllt find. Hat nun das Gejeg einen joldyen 
techtsgejtaltenden Akt, der für einen großen Perjonenkreis Bedeutung hat, in 
die Hände einer bejtimmten Behörde gelegt und zugleich vorgejchrieben, auf 
welchen Wege dejjen Aufhebung erwirkt werden kann, fo ijt grundjäglich, auch 
ohne ausdrüdlihen Ausfprud im Geſetz, im Intereffe der Derkehrsjicherheit 
anzunehmen, daß der Mangel der gejeglichen Dorausjegungen des Alters nur 
auf dem vorgefcdhriebenen Wege geltend gemadyt werden kann und daf der 
Staatsakt bis zu einer auf diefem Wege erfolgenden Änderung allen gegenüber 
wirkjam ijt, daß die Entſcheidung darüber, ob aud feine Dorausjegungen vor—⸗ 
gelegen haben, nicht gelegentlich durch die verjchiedenen Gerichte oder Behörden, 
die zufällig über eine aus dem Staatsakte ſich ergebende Solgerung zu befinden 
haben, mit mögliderweife verjchiedenem Ergebnis, fondern nur einheitlih in 
dem dazu beftimmten Derfahren erfolgen kann. / Dieier Grundſatz ijt 3.B. auf 
die Dolljährigkeitserklärung, die Entmündigung, die Anordnung 
einer Vormundſchaft oder Pflegjhaft anwendbar. Dem entſpricht die Rechte 
ſprechung der 3ivilfenate des Reichsgerihts, wonach nur das Dormundihaftse 
gericht und die diefem übergeordneten Injtanzen über die Dorausjegungen der 
Anordnung einer Dormundjhaft oder Pflegihaft zu entfcheiden haben, und 
die Gültigkeit einer jolhen Anordnung von den Prozekgerichten nit in Swel- 
fel gezogen werden kann.” 


7* 
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wie 88 443, 468 BGB. bezeugen. Es fragt ſich aber, ob der Käufer den 
Derkäufer einer Sache darauf aufmerkfam machen muß, daß letzterer 
die Sache weit unter dem Wert verkaufen würde. Die Derkehrsjitte 
gerade beim Antiquariatshandel fordert derartiges mit Recht nicht. Ob 
dies hier anders Liegt, weil Normann noch jung und unerfahren ift, Rann 
zweifelhaft fein. Selbjt wenn man auf feiten des Trödlers Sonderberg 
ein „argliitiges Derjchweigen‘ des Derkehrswertes der Truhe annehmen 
wollte, würde 8 123 BGB. gleihwohl nicht anwendbar fein, weil der 
Kaufalzufammenhang zwifchen der Täufchung und der Abgabe der Willens- 
erklärung fehlt. Zur Abgabe einer Willenserklärung iſt derjenige nicht 
beftimmt worden, der die Erklärung auch ſonſt abgegeben hätte. In 
diefem Kalle kann höchſtens von dem Benußen eines Irrtums ge- 
fprochen werden. (Dal. auch OCG. Hamburg in Ripr. OL6.2 5.501.) 

III. Wohl aber liegt bezüglich des Kaufvertrages 8 138 Abſ. 2 BOB. 
vor. Der Wucher erfordert das Dorliegen zweier Momente: 

a) eines objektiven Momentes: die Verſprechung oder Gewährung 
von Dermögensvorteilen, welche den Wert der Leijtung dergejtalt über- 
ſteigen, daß den Umftänden nad} die Dermögensvorteile in auffälligen 
Mikverhältnis zur Leijtung ftehen. , 

Das liegt hier bei der Gegenleiltung von 5 M. für eine Truhe im 
Werte von 1000 MT. unzweifelhaft vor. 

b) eines fubjektiven Momentest): die Ausbeutung der Not 
lage, des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit eines anderen. Unter 
lebterer wird man eine gefhäftlihe Unkenntnis verjtehen, die auf den 
Mangel an Einficht oder Lebenserfahrung zurückzuführen iſt. Dieje liegt 
bei dem jungen Normann zweifellos vor, weil er von dem Wert der 
Truhe keinerlei Vorſtellung hatte. 

Auch der Begriff der Ausbeutung ijt erfüllt. Über diefen Begriff 
führt das R6.60 S.11 folgendes aus: 

„Zur Erfüllung des Begriffs der Ausbeutung wird mit Unrecht die 
Abficht der Ausnutzung der Unerfahrenheit erfordert, Es genügt 
dazu fhon die bewußte Ausnugung der Unerfahrenheit zur Er- 
fangung eines übermäßigen Dermögensvorteils. Diejes Erfordernis 
liegt [hon vor, wenn jemand in Kenntnis oder in der Überzeugung 
von der Unerfahrenheit des anderen, ſowie von dem auffälligen Miß— 
verhältnis zwifchen der Leiltung und den ihr gegemüberftehenden Der- 
mögensvorteilen mit dem Vorſatz Handelt, die Unerfahrenheit des 


1) Die Tatbeftandsmerkmale des 8 138 Ab. 2 BOB. dürfen übrigens nicht 
auseinandergeriffen und felbjtändig als ein für ſich allein die Dorausjegungen 
Abi. 1 erfüllender Tatbeſtand betradhtet werden. So auch RG. in JW. 44 5.392. 
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anderen zur Gewinnung der übermäßigen Dermögensvorteile für fich 

oder einen Dritten zu benußen.“ 

Dies trifft hier zu, denn der Wucherer erkannte „ſofort“ den hohen 
Wert der Truhe und ſchwieg. Daß die Initiative nicht vom Wucherer 
ausgegangen ilt, ilt ohne Bedeutung, es genügt auch die Annahme einer 
Offerte (vgl. R6.30 S.41). Der Kaufvertrag iſt alfo nach 8 138 Abſ. 2 
BGB. infolge Wuchers nichtig. 


IV. Welhen Einfluß hat nun die Nichtigkeit des Kaufvertrages auf 
das auf Grund desielben vorgenommene dingliche Erfüllungsgejchäft, 
die Deräußerung? Das iſt eine bekannte Streitfrage. Theorie und 
Draris jtehen auf dem grundfäßlichen Standpunkt der Unabhängigkeit 
des dinglihen Erfüllungsgefchäftes von dem Kaufalgejchäft, die ſich ja 
ſchon aus dem Wortlaut des 8 929 BGB. ergibt, wonad) zur Deräuße- 
rung Übergabe und Einigung über den Eigentumsübergang genügen. 
Das Reicdhsgericht begründet feinen Standpunkt in einem Prozeß über 
einen Bordellkauf aus 8 817 BOB. folgendermaßen: 

„Die ſachenrechtlichen Erfüllungsgeihäfte (3. B. Übergabe, Auf- 
laſſung) jind nad; dem Syſteme des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Redits- 
gejchäfte konjtruiert, die die Macht, eine Jahenredhtliche Wirkung her- 
vorzubringen (3. B. Eigentum zu übertragen), in fich felbjt tragen. 
Man bezeichnet fie deshalb als Tosgelöft von dem Kaufalgefchäft, oder 
man ſpricht von einem dinglichen Dertrage, der ihr eigentliches Weſen 
jei, und der, weil ſich bei ihm der beiderjeitige Wille nur auf die Her- 
beiführung der fahenrechtlichen Wirkung (3. B. auf Übertragung und 
Erwerb des Eigentums) richte, nichts von dem Kaufalgefhäft in fich 
aufgenommen habe. Man nennt die ſachenrechtlichen Erfüllungsgejhäfte 
daher auch abjtrakte Rechtsgefchäfte, abitrakt infofern, als fie auf 
fich ſelbſt geftellt find und in dem Kaufalgejchäfte, das ihnen zugrunde 
Tiegt, zwar ihre Deranlaffung finden, aus ihm aber keinen ihre Wirk- 
jamkeit bedingenden Saktor herübernehmen. Hält man diefen felb- 
ſtändigen Charakter der ſachenrechtlichen Erfüllungsgefchäfte feit, fo 
ijt die von Dernburg auch für das heute geltende Recht vertretene An- 
nahme abzulehnen, 

vgl. Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. ı 8 127 Ur. 2, Bd. 2 Abſ. 2 8 379, 

Bb.3 $64a E. 
daß die Unfittlichkeit des Kaufalgefhäfts und die an fie gefeglich ge— 
knüpfte Solge der Nichtigkeit diefes Gefchäfts auch die farhenrechtlichen 
Erfüllungsgefchäfte (Übergabe, Auflaffung) nichtig madje. Gerade im 
Gegenfaß hierzu ift andererfeits die Meinung aufgeftellt worden, 
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vgl. Eneccerus-Lehmann, das Bürgerlihe Recht, Bd. 1 8 98 Hr. 2, 8 158 
Nr. 4, 8 355 Anm. 1 und Eccius, in der Deutjchen Juriftenzeitung 1903 
S. 41, 

daß die abitrakten Erfüllungsgeihäfte von der dem zugrunde Tiegen- 

den Kaufalgejchäft anhaftenden Unjittlihkeit überhaupt nicht ergriffen 

werden könnten, weil die Elemente, aus denen fie ſich zufammen- 
legen und aus denen Jie ihre Wirkjamkeit entnehmen, mit dem Swecke 
des Kauſalgeſchäfts, der diejes zu einem unſittlichen jtempele, nichts 
zu tun hätten. Ob man fo weit gehen joll, oder ob man nicht vielmehr 
mit Förſter (im Recht 1905, $.356) anzunehmen haben wird, daß in 
der Regel die Unjittlichkeit, die dem Kaujalgefchäft anhaftet, auch dem 

Erfüllungsgefchäft anhaftet, Kann dahingejtellt bleiben. Denn das, 

worauf es ankommt, iſt die Stage, ob auch das Erfüllungsgefchäft, 

wofern ihm eine Unfittlihkeit anhaftet, vom Geſetz als nichtig be- 
handelt wird, und dieſe Srage ilt zu verneinen. Die Nichtigkeit des 

Erfüllungsgefehäfts wäre unvereinbar mit dem 8 817 BGB. Denn 

wäre das Erfüllungsgejchäft nichtig, fo Könnte davon Reine Rede fein, 

daß aus der Leiltung zu unfittlihem Swecke nur eine Rückforderung 

(Kondiktion) jtattfände. Die Nichtigkeit des Erfüllungsgeihäfts, 3.B. 

der Auflaflung, müßte zur Folge haben, daß eine Dermögensverj|die- 

bung überhaupt nicht eingetreten, das Eigentum vielmehr bei dem- 
jenigen, der die Auflaſſung erteilt hat, verblieben wäre und von ihm 
mit der Eigentumsklage (Dindikation) geltend gemacht werden könnte. 

Dies ift nun aber erſichtlich nicht der Standpunkt, den das Bürgerliche 

Geſetzbuch im $ 817 annimmt. Denn wenn dort darüber Bejtimmung 

getroffen wird, wann die Rückforderung zuläfiig, und wann fie aus- 

gejchlofjen fein ſoll, jo ijt damit anerkannt, daß die Dermögensverjchie- 
bung ftattgefunden hat; das abjtrakte Erfüllungsgeihäft (die Auf- 
laffung ufw.) kann alſo nicht nichtig gewefen fein denn fonjt hätte es 
die Wirkung, eine Dermögensverjchiebung herbeizuführen (Eigentum 

zu übertragen), nicht haben können‘ (R6.63 S. 184—6). 

Diejer Anficht von der grundfäglichen Selbjtändigkeit des dinglichen Er- 
füllungsgefchäftes folgt auch fait die gefamte Literatur, jo Oertmann, Eccius, 
Endemann, Goldmann-Lilienthal, Hölder Kohler, Plank, Shollmayer, Stamm- 
ler, Staudinger, Staub, Matthiaß, v. Tmer, Windicheid-Kipp. 

Nun nimmt aber das Reichsgericht gerade bei wuherijchen Ge- 
ihäften eine Abhängigkeit des dinglichen Geſchäfts in Gejtalt der Be- 
dingtheit desfelben von der redhtlihen Wirkjamkeit des obligatorischen 
Rechtsgeſchäfts an, jo daß hierbei das obligatoriihe und dingliche Ge- 
ihäft in ihrem Sufammenhang den im 8 138 BGB. vorgeſehenen Sadı- 
verhalt erfüllten. So R6.575.96/7: 
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„In diefem Paragraphen ($ 138) iſt ausdrücklich} neben der Ent- 
gegennahme des Derfpredens von Dermögensporteilen aud, die 
der Gewährung folder genannt. In lebterer Richtung aber kann 
nicht wieder unterichieden werden zwilchen dem dinglichen Geſchäft als 
folchem, d. h. als ausfchließlicher Grundlage dinglicher Rechtsverände- 
rungen, einerfeits und der ihm gewiejenen Sunktion, zur Erfüllung 
der Derpflichtungen aus dem obligatorijhen Gejchäfte zu dienen, an- 
dererfeits; fondern nichtig ijt der Erfüllungsakt einſchließlich des ding: 
lichen Geſchäfts, in welchem er ſich verkörpert.‘ 

Solgt man diefer Anfiht — und es beiteht kein Grund, es nicht zu 
tun —, fo war hier nicht nur der Kaufvertrag, fondern auch die Über- 
eignung der Truhe an Sonderberg nichtig ($ 138 BGB.). 


V. Run hat aber der Trödler die Truhe an die Mufeumsverwaltung 
weiter veräußert. Sonderberg verfügte als Nichtberechtigter weiter über 
den Gegenſtand. Diefe Derfügung ijt aber nach 8 9352 BGB. wirkjam, 
da der gute Glaube der Muſeumsverwaltung zu unterjtellen iſt und die 
Truhe dem Hormann nicht abhanden gekommen ilt, da er den Beliß an 
derjelben freiwillig aufgegeben hat. Mithin hat die Mufeumsverwal- 
tung — d.h. die Stadt oder der Staat — das Eigentum an der Truhe 
erworben. 


VI. Welche Redte hat nun der Erbe des Normann gegen die Der- 
tretung des Mujeums oder genauer gegen den Eigentümer des Mu— 
leums ? 

Da die Organe der jurijtichen Perfon beim Erwerb der Truhe gut- 
gläubig waren, gibt es gegen die juriftiihe Perſon keinerlei An- 
ſprüche. 

Wohl aber ſtehen dem Erben des Normann, auf den nach 8 1922 
BGB. alle Rechte des Erblafjers übergingen, folgende Rechte zu: 

1. Nach 88 816, 818 Abſ. 3, 819 BGB. kann er von Sonderberg Aus- 
zahlung der erhaltenen 1000 MT. verlangen, ohne daf es dabei darauf 
ankommt, ob S. noch um diefelben bereichert ift, da er den Mangel des 
Red;tsgrundes beim Empfang der Leiftung kannte, mithin 8819 Abf. 1 
BOB. vorliegt. Sinſen von diefer Summe können erjt vom Derzuge 
des S. ab verlangt werden ($ 288 BG6B.). 

2. Serner kann aber auch ein Schadenserſatzanſpruch geltend gemadht 
werden, und zwar nach 88 989, 992 BGB. (denn es gelten die Dor- 
ſchriften des Rechtsverhältniſſes zwilchen Eigentümer und Befißer wegen 
Derlegung des Eigentumsanfpruds), welde auf die 88 823ff. BEB. 
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verweifen!). 8823 Abſ. 1 BGB. iſt wegen Derlegung des Eigentums durch 
Entziehung ebenfo anwendbar wie $ 823 Abj.2 BGB., da 8 138 BGB. 
ein Schutzgeſetz ilt. 

Den Umfang des Schadenserfabanfpruchs regeln die 88 249 ff. BEB. 
Insbefondere würde der Erbe dann den zweiten Klagegrund wählen, 
wenn etwa die Truhe einen nod} höheren Wert gehabt haben follte, da 
aus 8 816 BGB. nur die tatſächlich an S. gezahlten 1000 M. gefordert 
werden können. 

Zu prüfen bleibt ſchließlich noch für beide Sälle (a und b), ob der 
Trödler die an den Erblaſſer gezahlten 5 M. zur Aufrechnung ſtellen kann. 

Soweit die Klage auf 8816 BGB. geftüht wird, hängt die Entfcheidung 
davon ab, ob der Wucherer das feinerjeits Geleijtete kondizieren kann. 
Das Reichsgericht hat dieſe Stage im 70. Bande S.4 unter Bezugnahme 
auf 8 817 Sat 2 BGB. verneint, weil dieje Beſtimmung ſelbſtändi⸗ 
ger Natur fei, die Rückforderung alfo auch dann ſchon ausgejchloffen 
fei, wenn nur dem Leiftenden, alſo dem Wucherer, ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten zur Laft fiele. Dieje Entjcheidung kann nicht als richtig 
erachtet werden. Man wird vielmehr mit Eccius (inD. J.:5.Bd.8 5.40, 
13 S. 1102) dahin entfhheiden, daß $ 817 Sa 2 BGB. nad} feinem 
Klaren Wortlaut (‚gleichfalls !”) nur dann Anwendung finden Bann, 
wenn beiderfeitige Unfittlihkeit vorliegt. Da aber der Bewucherte durch 
den Empfang der Gegenleiltung des Wucherers nicht gegen die guien 
Sitten verftößt, Kann der Wucherer wenigftens das von ihm Geleiltete 
zurückfordern und demgemäß aud zur Aufrechnung jtellen. 

Soweit jedoch die Klage auf 88 992, 825 BGB. geftügt wird, dürfte 
die Aufrehnung nach 8 393 BGB. ausgeſchloſſen fein, weil jeitens des 
Wucherers eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung vorliegt. 
Es kann aber dafür fehr wohl bei der Berechnung des Gejamtjchadens 
der vom Wucherer an den Erblaſſer tatfächlich gezahlte Betrag von 
5 M. mitberückfichtigt werden, da der Schaden dadurch doch tatfächlich 
um diefe Summe verringert worden lt. 





Die Löſung des vorjtehenden, ſehr lehrreichen Rechtsfalles war recht 
ungleich. Die Stage der Kechtswirkſamkeit der Dolljährigkeitserklärung 
wurde zumeift richtig gelöft, während die Anſicht des Reichsgeridhts 


1) Es fei hier — was wenigen Kandidaten bekannt ijt — daran erinnert, daß 
die 88 989 ff. die Derlekung des Eigentumsanfpruchs befonders und eingehend 
regeln und daß injoweit die Dorfchriften über unerlaubte Handlungen nur in den 
von 8992 ausdrücklich bejtimmten beiden Fällen Anwendung finden können (vgl. 
auh RG. 56 S. 316). 
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über das Wuchergef[häft vielfach, unbekannt war. An die Möglichkeit 
des Abzugs der 5M. hat merkwürdigerweile Reiner der zahlreichen Be- 
arbeiter gedacht. Der Schadenserſatzanſpruch wurde ferner durhweg 
auf 8 823 BGB. gejtüßt, ohne 8 992 BGB. heranzuziehen, ein immer 
wieder zu Tage tretender Sehler. 

Was die Anordnung des Stoffes betrifft, jo mußte zuerſt die Stage 
nad) der Wirkfamkeit der Dolljährigkeitserklärung erörtert werden ; dies 
ergibt fich nicht nur aus der Srageitellung (‚vor allem‘ !), fondern auch 
aus logijchen Gründen. Sodann war die Stage nach der Anfechtbarkeit 
des Betruges zu erörtern, die bejonders aufgeworfen ijt. Ohne letzteren 
Umitand war fie natürlich hinfällig, fofern man zu dem Ergebnis ge- 
langt, daß $ 138 BGB. vorliegt, da nichtige Rechtsgefchäfte nicht noch 
anfechtbar find. 

Gerade bei diefem Fall zeigt fich aud) die Notwendigkeit und Zweck— 
mäßigkeit einer äußerlich nad) Buchſtaben und Ziffern fihtbaren Ein- 
teilung des ganzen Stoffes, bei welhem am eheiten ein zielbewußtes 
Dorgehen und das Dermeiden unnüger Wiederholungen ermöglicht wird. 
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2. 
(Rechtsfall aus dem Dezember 1909.) 


Studioſus A., 19 Jahre alt, ftudiert in Bonn und iſt mit Wunſch feines 
Daters Korpsitudent. Als Gejchenk für feinen Leibburfchen kauft er ein 
Raudjfervice für 50 M. bei der Sirma D., und zwar im Anfang des 
Monats. DieRehnung [chickt er feinem Dater, der die Bezahlung weigert. 

1. Muß der Dater fie bezahlen? 

Rechte der Sirma D.? 

2. Wie ilt die Sachlage zu beurteilen, wenn der Sohn inzwijchen voll- 
jährig geworden iſt und die Bezahlung der Sirma D. zufichert ? 

Macht es einen Unterfchied, ob der Dater die Genehmigung verweigert 
hat oder nit? 

5. Wie liegt die Sache, wenn A. das Rauchfervice für fih behalten 
hätte ? 
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I. Wenn ein Dater feinen minderjährigen Sohn in eine fremde Uni- 
verfitätsitadt fchickt und ihm daſelbſt Korpsitudent werden läßt, fo iſt 
die väterlihe Einwilligung zum Abſchluß aller Rechtsgeſchäfte im Einzel» 
falle zu unterftellen, die in den Rahmen des Lebens eines Korpsitudenten 
nach Maßgabe des ihm zur Derfügung geſtellten Monatswechſels fallen. 
Die von dem Studenten abgeſchloſſenen Geſchäfte verpflihten lediglich 
ihn nach 8107 BGB. und find von Anfang an wirkſam. Der jog. 
Tafchengeldparagraph ($ 110 BGB.) kommt wohl nur hinfihtlich des 
feltenen Salles in Stage, daß der Sohn am Ende des Monats noch einen 
überfchuß zur Derfügung hat. Da angenommen werden darf, daß dieſer 
überſchuß dem Sohn vom Dater zur freien Derfügung überlaffen iſt, 
würden demnach in diefem Umfang auch nach $ 107 BGB. nit rechts-⸗ 
wirkfame Gefchäfte bei voller Erfüllung nad $ 110 B6B. wirkjam 
werden. 

11. Sällt nun der Kauf und die „Dedikation‘ eines Raudjlervices für 
50 M. feitens eines Studenten für feinen Leibburjhen in den Rahmen 
derjenigen Gefchäfte, zu denen die Einwilligung des Daters kraft ſeiner 
Zuftimmung zum Eintritt feines Sohmes in ein Korps als erteilt an- 
zufehen ift? Die Entſcheidung kann zweifelhaft fein und ijt von einer 
Reihe von Kandidaten, die einem Korps angehört haben, in verfchiedener 
Weife gelöft worden. Ein Teil nahm an, daß ein Gefchenk im Werte 
von 2025 IM. üblich fei, während andere auch ein Geſchenk von 50 Mm. 
für diefen Zweck nod; für zuläffig hielten. Es wird hierbei wohl auf die 
Höhe des Monatswechſels fowie auf die Gepflogenheiten bei dem be- 
treffenden Korps ankommen. Bei einem Zuſchuß von monatlich 300 M. 
dürfte das Geſchenk zu wertvoll fein, bei höherem Zuſchuß dagegen viel- 
feiht nicht, wenn — was Tatfrage iſt — derartig wertvolle Dedika- 
tionen bei dem betreffenden Korps unter Berückfihtigung der pekuniären 
Lage der Studenten üblich find. Mit Rückſicht auf die Möglichkeit der 
Bejahung wie Derneinung der an die Spitze des Abſatzes geitellten Srage 
muß der Rechtsfall unter Zugrundelegung beider Anfichten gelöft werden. 

a) Geht man davon aus, daß nach Lage der Sadıe der Kauf und die 
Dedikation eines Raudjervices im Werte von 50 M. niht zu koſt⸗ 
ſpielig und die Einwilligung des Daters hierzu als erteilt anzufehen it, 
fo ilt der Kaufvertrag fowohl wie die Schenkung nah \$ 107 BOB. 
wirkfam. Der Sohn iſt hiernad; der Sirma D. gegenüber\zur Sahlung 
verpflichtet. Seine Sahlungspflicht erfüllt er aber nicht, fchickt vielmehr 
die Rechnung feinem Dater, der die Begleichung verweigert. Mit oder 
ohne Recht? 

Dies führt zur Entfheidung der Stage, ob der Dater die Schulden 
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feines Sohnes zu bezahlen verpflichtet iſt. Grundſätzlich ijt die Srage 
dann zu verneinen, wenn und foweit der Dater dem Sohne gegenüber der 
Erfüllung feiner Unterhaltspfliht nachgekommen ijt, d. h. joweit er dem 
Sohne den ausreihenden Betrag zum Leben nach Maßgabe des väter- 
lichen Willens für einen Monat oder höchſtens ein Dierteljahr (vgl. 
88 1614 Abj.2, 760 Abj.2 BGB.) vorausgezahlt hat. Der Umfang 
diejer Derpflichtung ergibt ſich aus den wirtjchaftlichen Derhältnijjen des 
Daters und feinen etwaigen Weifungen an den Sohn, feiner etwa er- 
teilten Zuftimmung zum Eintritt in eine Rojtjpielige Derbindung u. dgl. 
Hat er dies jedoch nicht oder nicht in dem erforderlichen Umfang getan, 
jo kann für diejenigen, welche mit dem Sohne Rontrahiert haben, unter 
Umftänden ein Anſpruch aus der auftraglojen Gejchäftsführung oder 
aus der ungeredtfertigten Bereicherung in Derbindung mit den Dor- 
ſchriften über die Unterhaltspflidt in*Srage kommen, joweit nämlich 
das vom Sohn abgeſchloſſene Redhtsgefchäft als mit väterlicher Zuſtim— 
mung geſchloſſen anzujehen it. Nach der vom Reichsgeridht vertretenen 
Theorie iſt allerdings ein Aniprud aus 88 812 ff. gegen den Dater in 
Ermangelung einer „unmittelibaren Dermögensverjchiebung” deshalb 
ausgejchlofjen, weil dem Dertragsgegner ein Dertragsaniprud; gegen 
den Sohn gegeben ilt. (Dgl. Sall 14 IIb.) 

Die Entſcheidung der Srage hängt aljo im vorliegenden Salle davon 
ab, ob der Dater feine Unterhaltspflicht gegenüber in dem oben ent- 
wickelten Sinne erfüllt hat oder nicht und ilt dementjprechend zu ver- 
neinen oder zu bejahen, ſoweit gegebenenfalls die Dorjchriften über auf- 
tragloje Geihäftsführung bzw. ungerechtfertigte Bereicherung anwend- 
bar find oder nicht. 

b) Derneint man dagegen die Stage nad) der Suläfjigkeit des Kaufes 
und der Dedikation des Rauchſervices, da es zu koſtſpielig ijt, jo find 
jowohl der Kaufvertrag wie die Schenkung an den Leibburſchen nad) 
8 108 BGB. unwirkfam, da der Dater feine Genehmigung verfagt. Der 
Sohn ijt infolgedeſſen nicht verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen, und 
auch gegen den Dater Rommt in Ermangelung einer Bereicherung ein 
Anjprud aus $ 812 BGB. nicht in Srage, aud) kein Anſpruch aus $ 667 
B6B., weil ein der Gefchäftsführung der Sirma D. entgegenjtehender 
Wille des Daters vorliegt und 8 679 BGB. nicht anwendbar it. 

III. Wenn der Sohn inzwijchen, d. h. nach Abſchluß des Kaufvertrages, 
volljährig geworden ilt und darauf die Begleichung der Rechnung der 
Sirma zuſichert, jo kommt es darauf an, ob der Dater die Genehmigung 
zum Abſchluß des Kaufvertrages bereits vorher verweigert hatte oder 
nicht, wobei zu bemerken ift, daß die Derweigerung der Bezahlung der 
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Rechnung als Derfagung der Genehmigung i. S.des $ 108 Abf.ı BGB. 
anzufehen ift. It diefe Genehmigung verweigert, fo it der Kaufvertrag 
endgültig unwirkfam geworden und kann aud nicht mehr vom Sohne 
„genehmigt werden. Da eine Derpflichtung des Sohnes zur Bezahlung 
des Kaufpreifes nicht beiteht, kann die Suficherung der Zahlung nur als 
mangels Wahrung der Form unwirkfames Schenkungsverfprechen auf- 
gefaßt werden. Allerdings läßt ſich hier auch folgende Erwägung an- 
ſtellen: 8518 BGB. erfordert ein. ſchenkweiſes Derjprehen einer 
Leiltung und es kann fraglich fein, ob die „„Ichenkweife” Erteilung eines 
Schuldverfprechens mit einer „unentgeltlichen‘ Derpflichtungsübernahme 
zu identifizieren ift. In diejer Beziehung mögen hier die Ausführungen 
Schröders in feinen Dorträgen über bürgerlich-rechtliche Fälle aus der 
Sammlung Rechtsfälle, Band V (Neue Solge), erjchienen bei €. 3. €. 
Volkmann Nachfolger (E. Wette), Rojtock 1909, S.70/1 zur Enticei- 
dung der Stage, ob ein Schulöner, der nach Erlaß feiner Schuld durch 
den Gläubiger zu guten Dermögensverhältniffen gelangt und infoige- 
deifen dem Gläubiger die nahträgliche Sahlung feiner Shuld in Hus- 
ſicht ſtellt, hierdurch auch bei formlofem Derjprechen verpflichtet wird, 
wiedergegeben werden: 

„Es Bann fich verlohnen, nad} diefer Richtung hin eine genauere 
Unterfuhung anzuftellen und zu prüfen, ob eine ‚jhenkweije‘ Er- 
teilung des Schuldverfprehens mit einer ‚unentgeltlihen‘ Derpflid- 
tungsübernahme zu tdentifizieren ift. In diefer Beziehung werden wir 
erwägen, daß das Merkmal der Unentgeltlihkeit der Dermögens- 
verfchiebung nicht ausreicht, um einer Zuwendung den Charakter der 
Schenkung zu verleihen, daß vielmehr eine Bereiherung hinzu⸗ 
kommen muß, um die Einigung der Kontrahenten zur Schenkung zu 
ſtempeln. Wie nun eine Bereicherung in dieſem Sinne ſtets dann zu 
verneinen ift, wenn ein rechtlich begründeter Anſprrunguf die Be- 
wirkung der Leiſtung befteht, fo ift nad} dem im $ 814 zum Alusdruk 
gelangten Willen des Geſetzes auch dann die Zuwendung nmicht als 
ungerechtfertigt zu erachten, wenn ‚die Leijtung einer ſittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anjtand zu nehmenden Rückfiht entſprach‘. So 
führt das Gejeß, wie Stammler zutreffend fagt, ‚die Norm der fitt- 
lichen Pflicht für die Sejtitellung einer naturalis obligatio‘ ein und er- 
kennt in diefem Umfange an, daß ‚die Schenkungsnafur bei jeder 
Erfüllung entfällt, die fittlihe Pflicht und Anjtand gebieten‘. .... 
„Es erübrigt fich, dazu Stellung zu nehmen, ob die Bewirkung einer 

früher gefehuldeten Leijtung nad Abſchluß eines freiwilligen Akkordes 
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ebenſo als eine fittlihe und foziale Derpflihtung erjcheint, wie dies be— 
züglich der dur! Swangsvergleich untergegangenen Derbindlidkeiten 
faft allgemein anerkannt wird. In diefer hinſicht will ich mid) darauf 
beichränken, Sie auf die zutreffenden Worte Dertmanns zu verweilen, 
der es mit Recht „für traurig und dem fozialen Ideal ſchnurſtracks zu— 
widerlaufend“ erklärt, „wenn man die moralijche Derbindlichkeit der 
Schuldner, ihre Gläubiger nad) Kräften voll auszuzahlen, von Kechts 
wegen verleugnen wollte”. 

Der gleiche Gedanke läßt fich auch hier anwenden, wo zwar eine 
Schuldverbindlichkeit des Studenten nit beitanden Hat, aber gleichwohl 
das Derjpredyen der Leiftung für die erfolgte Gegenleijtung als eine An— 
itandspflicht angejehen werden darf. Fraglich ijt hierbei nur, ob das 
Derjprehen des Studenten nad erreichter Dolljährigkeit als Schuldver- 
Iprechen i. S. des 8 780 BGB. angejehen werden muß, das ja grundjäß- 
lich auf feiten des Derjprechenden der Schriftform bedarf, es jei denn, 
daß man hier den Abſchluß eines Dergleiches (8 782 BGB.) konitruiert, 
da ja die Firma in diefem Sal der Zuſicherung der Zahlung des Kauf- 
preiles auf den ihr zujtehenden Anſpruch aus 8 812 BGB. auf Heraus» 
gabe des Raudjlervices bzw. auf Werterja verzichtet, oder ob man 
einen nachträglich abgefchloffenen Kaufvertrag annehmen will. Jeden- 
falls jteht das Reichsgericht im 76. Bande S.59—61 auf dem Stand- 
punkt, daß ein einmal erlofchenes Schulöverhältnis nur durch eu 
begründung wieder ins Leben treten könne, daB 3. B. nad) dem Erlaß 
einer Darlehnsfhuld das Derjprechen des Darlehnsfchulöners zur neuer- 
lichen Zahlung der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nad 
88 516, 518 BGB. bedürfe, „ſofern der frühere Gläubiger dadurd, be- 
reichert worden ilt und die Parteien darüber einig waren, daß es un= 
entgeltlic erteilt wurde“. 

Lebtere Stage läßt das Reidhsgericht allerdings unentſchieden. Auch 
hier kommt der gleihe Gedanke für das nicht rechtswirkſam entjtandene 
Sculöverhältnis in Frage. 

Wenn der Sohn feine Suficherung bezüglich der Bezahlung des Rauch- 
jervices erteilt hatte, bevor die Genehmigung des Daters der Firma 
gegenüber verweigert war, tritt die Genehmigung des Sohnes an die 
Stelle derjenigen des Daters (8 108 abi.® BGB.), der Kaufvertrag wird 
alfo mit der Zufiherung wirkjam. 

IV. Wenn der Sohn das Raudjfervice für ſich behalten hätte, jo ijt 
das für die Srage nady der Wirkjamkeit des Kaufvertrages hödjtens 
infofern von Bedeutung, als es dann recht zweifelhaft iſt, ob das Service 
zu Dedikationszwecken angeſchafft wurde. Es wird daher angenommen 
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werden können, daß der Dater feine Einwilligung zum Kauf eines fo 
koftipieligen Gegenjtandes für den Sohn ſelbſt nicht erteilt hatte. Soll 
die Dedikation aber ſpäter, etwa am Geburtstage des Leibburfchen, am 
Stiftungsfeit ufw. erfolgen, jo verbleibt es natürlich bei dem vorjtehend 
Ausgeführten. Soweit hiernah ein wirkjamer Kaufvertrag vorliegt, 
iteht der Sirma kein Recht auf die Rückgabe des Kaufgegenftandes zu, 
da fie einen Anſpruch auf Sahlung des Kaufpreijes hat. Soweit dagegen 
der Kaufvertrag unwirkjam ift, hat die Firma D. gegen den Studenten A. 
einen Anipruch auf Rückübertragung des Eigentums am Rauchjervice 
gemäß 8812 BGB. Das Eigentum an demfelben erwarb der Student 
nah 8107 BGB., da er hierbei lediglich einen rechtlihen Dorteil er- 
warbt). Das Urteil auf Übereignung hat einen doppelten Inhalt, es 
geht auf Abgabe der Eigentumsübertragungserklärung nad} 8894 5PD., 
welche mit der Rechtskraft als abgegeben gilt, vorausgejebt, daß auch 
der Dater nicht nur als gejelicher Dertreter des minderjährigen Stu- 
denten, fondern zugleid; auch perſönlich zur Zuftimmung zu der Er- 
klärung feines Sohnes verurteilt iſt, und nach 8 897 3PO. auf Heraus- 
gabe des Gegenitandes. — 


Fall 21 bereitete vielen Kandidaten erhebliche Schwierigkeiten. Bei 
der Zweifelhaftigkeit der Frage, ob die Zuſtimmung des Daters als er- 
teilt angefehen werden kann, bedurfte es des Eingehens auf beide mög- 
lihen Löfungen. Falſch ijt natürlich das Tedigliche Operieren mit dem 
Tafchengeldparagraphen. Daß die Stage, ob der Dater die Schulden 
eines Sohnes bezahlen muß, verjchiedene Löfungen möglich macht, wurde 
nur felten herausgefunden. An die Möglichkeit einer Ablehnung des 
Schenkungsverfprechens bei III auf Grund von $ 814 BGB. kam keiner 
der Kandidaten. 


1) Lediglich einen rechtlichen Dorteil erwirbt der Minderjährige gemäß 8 107 
BGB. beim Eigentumserwerb, bei Entgegennahme eines Schulderlaifes, Ainnahme 
einer Schenkunasofferte; die Annahme eines unbelajteten Dermähtniffes oder det 
Annahme einer gejchuldeten Leijtung fallen aber nicht hierunter, weil hierdurch 
die Sorderung untergeht (a. A. Staudinger $ 107 3iff. 5), ebenjo nit der Alb- 
ſchluß eines Derlöbnijfes, auf welches im übrigen die allgemeinen Vorſchriften 
über Derträge Anwendung finden (RG. 61 S. 272/3). 

Das Kammergeridht in der Rip. d. ©L6. 22 S. 126 jteht auf dem 
Standpunkte, daß bei gegenjeitigen Derträgen nad} der Natur und dem äwedte 
eines folhen Dertrages die an ihn ji knüpfenden rechtlichen Folgen als ein 
Ganzes zu behandeln feien, daß keine Partei die durch den Dertrag beitimmten 
Rechte haben folle, wenn nicht auch der andere Teil die für ihn bedungenen Redite 
erhalte. Demgemäß könne auch im Salle des 8 108 BOB. der Mlinderjährige 
kein Eigentum an dem Kaufgegenftand erwerben, wenn der Kaufvertrag nicht 
zujtande käme. Dem fteht aber der Wortlaut und Sinn des 8 107 BGB. entgegen. 
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22. 


Adolf Plak hat im Geſchäft von &. & Co. verjchiedene Waren ein- 
gekauft und um äufendung mit quittierter Rechnung gebeten. Durch ein 
Derjehen eines Angeitellten von X. & Co. wurde die Rechnung auf den 
Namen „August Plack“ ausgeitellt. In Abwefenheit des Augujt Plack 
bezahlte fein Prokurift die Rechnung, die von einem Gejchäftsdiener von 
X. & Co. präfentiert wurde, gegen Empfang der Ware. 

Die ijt die Rechtslage ? 

Mer ilt jet Eigentümer der Ware? 

Iſt Adolf Plack befreit ? 

Kann Auguft Plak das Bezahlte zurücfordern ? 


Mohn, Klaufurarbeiten. 1. 8 


114 Irrtum. Anfechtung. 


I. Die Firma X. & Co. hat gegen Adolf Dlak als Käufer einen An- 
ſpruch auf Zahlung des Kaufpreifes. Da letzterem die Ware jedoch noch 
nicht übergeben wurde, hat diejer die Einrede des nicht erfüllten Der- 
trages (8 320 BGB.), deren Geltendmachung die Derurteilung zur Zah⸗ 
Tung Zug um ug gegen Empfang der Kaufgegenftände hat (322 BGB.). 


1I. Infolge eines Irrtums übermittelte ein Angejtellter des Derkäufers 
durch einen Boten der Sirma dem Prokurijt des Augujt Plack die ding- 
liche Einigungsofferte. Der Prokurift als Dertreter des Augujt Plack 
nahm infolge Irrtums die dingliche Offerte an, erwarb an den ihm 
übergebenen Waren das Eigentum für feinen Gejhäftsherrn und be= 
zahlte die quittierte Rechnung. 

Da ſich der Stellvertreter der Sirma X. & Co. bei der Übereignung 
durch den Boten hinfichtlich der Perfon des Empfängers geirrt hat, kann 
die Sirma die Übereignung der Waren an Auguft Plak nach SS 166 
Abi. 1,119 BGB. anfechten und die Waren mit dem Eigentumsanfprud) 
(8 985 BGB.) zurückfordern. 

Eine Anfechtung der Übereignung feitens des Auguft Plack kommt 
nicht in Stage, weil der Prokurijt ſich nicht bei der Übereignung geirrt 
hatte, denn er wollte das Eigentum an diefen Waren für feinen Chef 
erwerben. Sein Irrtum erjtreckte ſich vielmehr nur auf das Beitehen 
eines zugrunde liegenden Kaufvertrages. 


111. Adolf Pla ift von feiner Sahlungspfliht gegenüber der Sirma 
X. & Co. nicht frei, weil der Kaufvertrag fortbeiteht. Der Derkäuferin 
ift die Leiftung aud nicht unmöglicd geworden, weil fie die übereignung 
der Kaufgegenftände an Auguft Plack — wie zu II ausgeführt wurde — 
anfechten kann und nach 8 985 BGB. die Waren zurükfordern kann. 


IV. Eine Anfechtung der Zahlung — die praktijh kaum von Be- 
deutung ift1) — feitens des Auguft Plack kommt nicht in Frage, weil fein 
Prokurift fich bei der Zahlung, d.h. der Eigentumsübertragung an Geld, 
gleichfalls nicht geirrt hatte: er wollte vielmehr dem Boten, oder richtiger 
durch den Boten der Sirma X. & To. das Eigentum an den Geldſtücken 
übertragen. Sein Irrtum bezog fich lediglich auf den Kechtsgrund der 
Zahlung. Wohl aber kann Auguft Pla die Zahlung nad; $ 812 BGB. 
kondizieren, weil fie ohne Rechtsgrund erfolgte. 





1) Dal. Sal 19 IHN. 
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Der einfadhe Sal wurde von den Kandidaten überwiegend richtig ge= 
löſt. Nur wenige kamen nicht auf die Anfechtbarkeit der Übereignung. 
Dafür liegen einige eine Anfechtung der Zahlung zu, ohne ſich darüber 
klar zu werden, dag — abgejehen von der Unzuläfjigkeit derjelben — 
eine ſolche nur geringen praktifchen Wert hat (vom Sall des Konkurjes 
des Sahlungsempfängers und der getrennten Aufbewahrung der emp- 


fangenen Geldſtücke abgefehen !). 


1) dgl. Sall 19 IM. 8* 
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23. 


A. will ſich Kredit verfchaffen; zu dieſem Zweck bittet er am 1. Mai 
1910 den B., er möchte ihm doch einen Schein ausitellen, in dem er 
bekennt, dem A. 5000 M. als Darlehen zu ſchulden. A. verjpridt, er 
werde damit keinen Mißbrauch treiben, es fei lediglid zum Scheine. 
B. will darauf.niht eingehen. Yun droht A. dem B., er werde ihn bei 
der Staatsanwaltihaft anzeigen, weil B. ein Sittlichkeitsverbrechen be- 
gangen habe. B. weiß; ſich zwar nicht [huldig, um jedoch Unannehm- 
lichkeiten aus dem Wege zu gehen, entſchließt er jich, den gewünſchten 
Schein auszuftellen. 

A. zediert dann am 1. November 1911 entgeltlich die in dem Schein 
verbriefte Sorderung unter Dorlegung der Urkunde dem guigläubigen 
C.; diefer verlangt am 5. November von B. Sahlung. B. weigert ſich 
zu zahlen. Mit Recht? 
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I. Ein gültiges Schuldanerkenntnis i.S. des $ 781 BOB. liegt nicht 
vor, weil A. und B. darin übereinftimmten, daß die Erklärung des A. 
nur zum Schein abgegeben wurde. Mithin it das Anerkenntnis nad 
8117 Abj.ı BGB. nichtig. 

Nun liegt aber über das Schuldanerkenntnis eine Urkunde vor und 
8405 BGB. beftimmt, daß der Schuldner bei Abtretung einer Sorde- 
rung unter Dorlegung der Urkunde fich dem neuen Gläubiger gegenüber 
nicht darauf berufen kann, daß die Eingehung oder Anerkennung des 
Schulöverhältniffes nur zum Schein erfolgt fei. Andrerfeits iſt B. zur 
Austellung der Urkunde durd eine Drohung veranlaft worden, die 
zur Anfehtung eines Rehtsgefhäfts nad $ 123 BOB. felbjt dann 
berechtigen würde, wenn ein Dritter unmittelbar Rechte aus der Er- 
klärung erworben hätte. Die Ausjtelluna einer Urkunde it aber kein 
Redhtsgefhäft, denn die Wirkungen, die fich nad $ 405 BGB. an die 
Ausitellung der Urkunde knüpfen, find gerade vom Ausiteller hier nicht 
gewollt. Es fragt fich, ob auf derartige Rehtshandlungen — bei 
denen der rechtliche Erfolg im Gegenſatz zu den Rechtsgeſchäften auch 
ohne den darauf gerichteten Willen eintritt — die Dorjchriften über 
Rechtsgeſchäfte, insbefondere über Anfechtung, entjprechende Anwendung 
finden. Die Srage wirdjallgemein bejaht. Gilt dies aber auch angeſichts 
der Dorihrift des 8 A405 B6B.? 8 405 ftellt eine Schutzvorſchrift für 
gutgläubige Dritte dar, denen eine genauere Prüfung, unter welchen 
Umftänden die Ausftellung einer Schuldurkunde zujtande kam, nadı 
Möglichkeit erjpart werden foll. Andrerfeits ift es unbillig, den Schuß 
des 8405 BGB. in jedem Sall zur Anwendung zu bringen, wenn 3. B. 
ein Geihäftsunfähiger eine Urkunde ausgejfellt hat. Nun iſt es ein im 
Geſetz, 3.B. im Salle des $ 935 BGB. vertretenes Prinzip, den Schuß 
des guten Glaubens bei unfreiwilligem Bejißverlujt zu verfagen!). Eine 
analoge Anwendung diefes Gedankens ergibt, daß der Schuß des $ 405 
dann zeffieren muß, wenn Ausftellung und Aushändigung eines Schuld- 
fheines unfreiwillig erfolgten. Nimmt man mit Staudinger?) an, 
daß eine Handlung auch dann freiwillig ift, wenn der Handelnde zu ihr 
gezwungen wurde, fo wäre die Ausjtellung der Urkunde hier unanfedht- 
bar und B. könnte die Zahlung der 5000 M. nicht verweigern. 

II. Nun läßt fich aber hiergegen folgendes einwenden. Wenn auch die 
Einrede des Scheingefchäftes nad) der ausdrücklichen Vorſchrift des 5 405 





1) Dgl. hierüber Wellſpacher, Das Dertrauen auf äußere Tatbeftände im bür- 
gerlihen Recht, 1906 S. 60-69 und Klein in den „Blättern. für Recdhtsanwen- 
dung“, 1909 S. 729/730. 

2) Staudinger, BGB. III $ 955, 12bP. 
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BGB. ausgefchloflen ijt, jo können doch nad! 8 404 BGB. dem neuen 
Gläubiger alle anderen Einwendungen entgegengehalten werden, die 
zur 3eit der Abtretung der Sorderung gegen den bisherigen Gläubiger 
begründet waren. Solglidy muß aud) der Einwand der Drohung — der 
rechtlich die Anfechtung der Erklärung wegen Drohung it — zuläſſig 
fein. Dorfrage iſt hierbei allerdings, ob die Anfechtung einer an fich 
nichtigen Erklärung überhaupt zuläflig il. Dies wird man mit Rück- 
ficht auf einen Sall wie den vorliegenden dann bejahen können, wenn 
fie im Intereffe des Anfechtenden liegt und bejondere Redhtswirkungen 
hervorzubringen geeignet ijt. Stellt man fid} auf diejen Standpunkt, To 
ilt eine Antechtung der Erklärung hier zuläjlig. Auch dem neuen Gläu— 
biger €. gegenüber ? 

Anfechtungsgegner ijt nach 8143 Abj.2 BGB. der Anfechturgsgegner, 
d. h. der „andere Teil”. Der im 8143 BGB. für den Sall des Dor- 
liegens des 8 123 Abf.2 Sat 2 BGB. bezeichnete Dritte, weldher aus 
dent Dertrag unmittelbar ein Recht erworben hat, kommt hier nicht in 
Stage, da dies nur für den Gall der Anfehtung wegen Täujhung 
‚und nicht wegen Drohung gilt. Der andere Teil wäre demnad) A. Nun 
bat aber A. feine Rechte an €. abgetreten, jo daß diejer an feine Stelle 
trat. Mithin kann auch B. die Einrede der Anfechtung wegen Drohung 
aus 8 123 Abf.ı BOB. nach $ 404 BGB. den neuen Gläubiger ent- 
gegenhalten!). Mit der geltend gemachten Anfechtung ijt die Erklärung 
in der Urkunde nihtig und B. weigert die Sahlung mit Redit. 





An diefem nit einfachen Kechtsfall fcheiterte die weitaus größte An- 
zahl der Kandidaten völlig und wußte mit ihm meijt gar nichts an- 
zufangen. Meijt wurde unter Bezugnahme auf 8 405 BGB. jede An- 
fechtungsmöglichkeit verfagt. $ 404 BGB. wurde nur ganz vereinzelt 
zitiert. Die Srage nach den Regreßrechten des B. gegen A. ijt nicht ge- 
itelt und durfte daher aud) nicht erörtert werden. 


1) Nach R6.65 5.88 genügt Zur Anfechtung der erkennbare Wille des An 
fechtenden, das Redtsgefhäft nidyt beftehen Iajfen zu wollen. Wendungen wie: 
Beitreiten der Derpflihtung, Michtanerkennen, Rückfordern jind daher in der 
Regel als ausreichend anzufehen. Der Grund der Anfechtung braudt ebenjowenig 
wie die konkreten Tatjachen, worauf die Anfechtung gegründet werden joll, ange- 
geben zu werden. 
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24. 
(Reditsfall aus dem Jahre 1913.) 


A. in Berlin jhreibt am 1. Oktober 1912 einen Brief, in dem er dem 
B. in Münden eine Herrenzimmereinrichtung, über deren Derkauf beide 
ſchon verhandelt hatten, zum Preije von 1500 M. anbot. A. gab diefen 
Brief feinem Freunde F., der ihn am Abend des 1. Oktober bejuchte, 
zur poltaliihen Beförderung mit. F. fteckte den Brief in die Taſche 
feines Überrods, und als er diefen am 10. Oktober bei einem Beſuch 
wieder anzog, entdeckte er zu feinem Schrecken den vergeſſenen Brief. 
Er warf ihn fofort in den Briefkajten. B. erhielt den Brief am 12. Ok⸗ 
tober und fchrieb dem A. umgehend: 

„Empfange foeben am 12. Oktober mittags 1 Uhr Ihren vom 1. Ok⸗ 
tober datierten Brief, in dem Sie mir Ihre Herrenzimmereinrihtung 
für 1500 M. offerieren, und teile Ihnen ergebenjt mit, daß ich Ihr 
Angebot annehme.” 

Diefen Brief [hickt B. eingefchrieben und gegen Rückſchein. A. erhielt 
ihn am .Abend des 13. Oktober. Da er bereits am 10. Oktober die 
Simmereinrihtung mangels einer Nadıriht des B. an 5. verkauft und 
übereignet hatte, hielt er die Angelegenheit, über die er nicht weiter 
nadhdadıte; für erledigt, und da er raſch verreifen mußte, vergaß er die 
Ausführung feiner Abficht, dem B. fofort Nachricht zukommen zu lalfen. 

Am 1. November fchrieb B., er habe den Spediteur S. beauftragt, die 
Möbel abzuholen und ihm zuzuſenden; er bitte, fie diefem übergeben zu 
wollen. Zugleich meldeten fich die Leute des S., der einen Möbelwagen 
zur Abholung geſchickt Hatte. A. ſchickte fie wieder weg. 

Bat B. Anfprühe gegen A.? 

Hat A. eventuell Anſprüche gegen F.? 
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I. Der Brief des A. vom 1. Oktober enthält die Offerte zum Abſchluß 
eines Kaufvertrages. Die Offerte iſt an ſich nach $ 145 BGB. bindend. 
Der Antrag ift einem Abwejenden gemacht. Nach $ 147 Abj.2 BGB. 
kann der einem Abwefenden gemachte Antrag nur bis zu dem Seitpunkt 
angenommen werden, in welhem der Antragende den Eingang der 
Antwori unter regelmäßigen Umftänden erwarten darf. A. mußte 
erwarten, daß B. die Offerte jpäteftens bis zum 4. oder 5. Oktober an- 
nehmen würde. Daß die Offerte vom 1. Oktober datierte, mußte B. aus 
der Datierung erfehen und hat dies auch erjehen, wie aus jeinem Ant- 
wortfehreiben hervorgeht. Die bindende Kraft der Offerte war daher 
nah 8147 Abf.2 BGB. erlofhen und die verſpätete Annahme durch 
B. Stellt fi) Tediglich als eine neue Kaufofferte des B. dar, die indeljen 
von A. nicht angenommen wurde ($ 150 Abſ. 1 BGB.). 8 149 BGB. 
kommt nicht zur Anwendung, da er nur für die verjpätel Zugegangene 
Annahmeerklärung gilt, die bei regelmäßiger Beförderung dem An- 
tragenden rechtzeitig zugegangen wäre. Bier iſt aber die Annahmeerklä- 
rung rechtzeitig abgefandt und zugegangen, jedoch erit dann, als die 
bindende Kraft der Offerte nad 8 147 Abf.2 BGB. erlojhen war. 

II. Der Kaufvertrag und die Deräußerung der öimmereinrichtung an 
h. war wirkfam, wäre es übrigens auch dann gewejen, wenn die Offerte 
ihre Kraft noch nicht verloren hätte, da B. infolge des äuftandekommens 
des Kaufvertrages nur einen obligatorifchen Anſpruch auf Übereignung 
der Möbeleinrichtung erworben hätte. 

III. Aus dem zu I Ausgeführten ergibt ſich, daß dem B. irgendwelche 
Anfprühe gegen A. nicht zuftehen, auch nicht auf Erfah der an 5. zu 
zahlenden Kojten. 

IV. Bat A. Anſprüche gegen F.? 

Staglidy ijt es, ob F., wenn er ſich zur Einjteckung des Briefes in 
den Poſtkaſten erbot oder die Bitte des A., den Brief in den Kalten zu 
legen, erfüllte, zu A.-in ein Rehtsverhältnis trat. Im allgemeinen 
kann man davon ausgehen, daß es fich hier um ein bloßes „Gefällig— 
heitsverhältnis” handelt, das als folches kein Schuldverhältnis be- 
gründet und höchſtens eine Haftung nach den Grundfäßen über unerlaubte 
Handlungen erzeugt. Die Anfihten hierüber find geteilt. (Eneccerus 
führt in feinem Lehrbud; (1. Band. 2. Abt. $ 2521, 3.5) hierüber fol- 
gendes aus: 

„Man muß fi, übrigens hüten, in jeder aus Gefälligkeit erfolgen- 
- den Geitattung oder Zufage, auch wenn fie von der anderen ‘Seite an⸗ 
genommen wird, ohne weiteres einen obligatorifchen Dertrag zu finden. 

Oft handelt es fich vielmehr nur um Erklärungen gejelffchaftlicher 
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Natur, die ohne Derpflichtungswillen abgegeben werden. Mit meinem 

Gaſte fchließe ich keine Leihe über Zimmer, Mlöbel, Ekgeräte ab, 

Beinen Derwahrungsvertrag über feinen Koffer, Beinen Auftrag, wenn 

ich ihn in meinem Wagen abhole, Rein Schenkungsverjprechen, wenn 

id) ihm mitteile, daß um 2 Uhr zu Mittag gegeljen werde. Dielmehr 

handelt es fih um nur gejellfhaftlihe Geſtattungen und Sujagen, 

welche die gejtatteten Handlungen zu nicht widerrehtlihen und ge— 
rechtfertigten machen, aber der verpflichtenden Wirkung für den einen 
oder anderen Teil entbehren.“ 

Auch das Reichsgericht führt im 65. Bande S. 18/9 aus, daß ein bloßes 
Gewährenlalien, 3. B. die bloße Einräumung eines Dlabes auf 
einem ohnehin fahrenden Wagen Bein Schulöverhältnis begründe. Ein 
Auftragsperhältnis Rönne nur dann angenommen werden, wenn es ſich 
um einehandlung im engeren Sinne — wie bei den früheren preußifch- 
rechtlihen „Verträgen über Handlungen” — handele. Lebteres würde 
hier allerdings der Sal fein. Blume im Recht 1908, S.649 ff. nimmt 
das Dorliegen eines „Gefälligkeitsvertrages“ an, durch den man eine 
Leiltung übernehme, ohne fich dazu zu verpflichten, durch die aber der 
andere Teil zur Wahrung der Interejjen des Gegners vertragsmäßig 
verpflichtet werde. 

Nun handelt es ſich bei der Übergabe eines Briefes an einen andern 
um das Erfuchen um Dornahme einer „Handlung“ in dem vom Reichs- 
gericht angegangenen Sinne. Es kann daher hier tatfächlich von dem 
Dorliegen eines Auftragsverhältnifies i. S. des 8 662 BGB. geſprochen 
werden, da auch rein tatfächliche Handlungen Gegenjtand des Auftrages 
fein können. Und in der Tat erfordert auch das Rechtsbewußtfein, daß 
derjenige, der für einen anderen die Beforgung eines Briefes übernimmt, 
diejes Dertrauen auch durch orönungsmäßige Erledigung rechtfertigt. 
Kann oder will der andere dieſe Derpflichtung nicht übernehmen, fo jteht 
ihm ja die Ablehnung des Antrags offen. hiernach würde F. dem A. 
gegenüber nah $276 BOB. für den adäquaten Schaden einzuftehen 
haben. Daß gerade hierbei $ 254 Abf.2 BGB. eine Rolle fpielt, muß 
bejonders erwähnt werden. Dielleiht kann man auch in allen derartigen 
Sällen mindeitens von eimem mitwirkenden Derfchulden des anderen 
Teiles reden, wenn er es unterlajjen hat, auf die Gefahr eines bevor- 
ſte henden Schadens aufmerkjam zu machen, der durch die nicht ordnungs= 
mäßige Erledigung des Auftrages entjtehen könnte. Dies würde zu 
einer Ausgleichung einer vielleicht fonjt beitehenden Härte führen. 

Iſt aber im vorliegenden Salle dem A. ein Schaden erwachſen? Dies 
hängt davon ab, ob der Kaufpreis für die Simmeremmrichtung, den H. 
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an A. zu zahlen hat, geringer als 1500 MT. ijt, weldhe Summe B. für 
diejelbe zu zahlen fich bereit erklärte. 

Die Stage ijt aljo dahin zu beantworten, daß Al. gegen $. einen An- 
ſpruch auf Schadenserjat hat, wenn man das Dorliegen eines Auftrags- 
oerhältnifjes oder eines „Gefälligkeitsvertrages” bejaht. Andrerſeits 
wird es für Die Anwendbarkeit des 8 254 Abſ. 2 BGB. davon abhängen, 
ob bei einem ungewöhnlich hohen Schaden der A. es unterlaffen hatte, 
den 5. auf dieje Gefahr dur; irgendwelche Bemerkung aufmerkjam zu 
machen. 

Su bemerken iſt noch, daß F. nicht etwa als „Bote“ des A. anzufehen 
it. Dies ijt jedenfalls dann ausgelchloffen, wenn ein Auftragsverhältnis 
oder ein Gefälligkeitsvertrag zwifchen A. und F. vorliegt. Keinesfalls 
iit die Erklärung des A. durh F. als Boten abgegeben, da $. nicht 
eine „zur Übermittlung verwendete Perſon“ i.S. des $ 120 BGB. ift, 
denn er übermittelt nicht die Erklärung des A., fondern nur die Möglich- 
keit der Übermittlung durd die Poft. Andernfalls müßten auch die 
Bürogehilfen eines Anwalts, welche alltäglich zahlreihe Briefe des An- 
walts zur Poſt geben, als Übermittler der in den Briefen enthaltenen 
Erklärungen des Anwalts angejehen werden, was die Unhaltbarkeit 
der Annahme der Boteneigenihaft ergibt. 





Der vorjtehende Sall wurde vielfach durh Anwendung des 8 120 
B6B. mit darauffolgender Anwendung des 8 119 BOB. entichieden, was 
nach dem vorftehend Ausgeführten gänzlich unhaltbar iſt. F. üt kein 
„Bote”. Lebteres wurde allerdings auch bei der mündlichen Beſprechung 
von einigen Kandidaten mit aller Energie feltgehalten, dürfte aber nicht 
nur nicht zweifelhaft, jondern unhaltbar fein. Auf $ 254 BGB. kamen 
die wenigften. Dielfadh wurde aud) der Sehler gemacht, die Anſprüche 
des S. zu erörtern. Das war infofern unrichtig, als danach mit keinem 
Worte gefragt war. Auch das Zuviel ift mitunter ein Sehler. Zur Sache 
lelbit jei bemerkt, daß der Frachtführer S. natürlih einen Dertrags- 
anjprud gegen B. hat. Schließlich war es durdyaus geboten, auf das 
eventuelle Dorliegen eines Gefälligkeitsverhältnijfes einzugehen. 
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25. 
(Rehtsfall aus dem Juli 1910.) 


Der Baumeiiter 6. ift Eigentümer eines großen Mietshaufes. Er hält 
in ihm einen Hausverwalter. In dem für diefen bejtimmten Zimmer 
hängt ein von ©. unterfchriebener Anſchlag, in dem es heißt, die Miet- 
gelder feien an den Hausverwalter zu zahlen. Sum 1.April 1909 hat ©. 
an Stelle des bisherigen Derwalters den 5. angenommen. Diejer kaſſierte 
die im voraus zu zahlenden Mlietgelder für das 2. Quartal ein und 
lieferte fie an 6. ab. Am 1. Juli 1909 nahm er 5000 M. Mlietgelder 
ein und wurde damit flüchtig. Jebt ſtellt fi heraus, daß die Zeugniſſe 
des 5. gefälicht find und daß er bereits mehrfach ſchwere Strafen wegen 
Unterjchlagung und Betrug erlitten hat. 

Ein Jurift hat dem 6. gejagt, er erleide keinen Schaden, weil er die 
dem 5. erteilte Dollmacht und deſſen Anjtellung wegen arglijtiger Täu- 
chung anfechten könne und die Mieter nochmals zahlen müßten. 

Iſt das richtig ? 
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I. a) Der Hauseigentümer ©. hat dem 5. Vollmacht zur Einziehung 
der Mietszinfen erteilt, und zwar zunädjt durch Erklärung gegen 
über dem 3. 


Es kann unterjtellt werden, daß 6. dem 5. bei der Anitellung aus- 
drücklid erklärt hat, daß er die Mietszinfen einzukaffieren habe. Aber 
felbjt wenn eine ausdrückliche Dollmadıterteilung nidt erfolgt ift, fo 
ergibt fie fich doch aus den Umjtänden, nämlich aus der Anjtellung des 
3. als Hausverwalter in Derbindung mit dem Anſchlag, daß die Miets⸗ 
zinfen an 3. zu zahlen feien. Wenn auch der Anfchlag ſich in erfter 
£inie an die Mieter richtete, fo enthält er dod) auch zugleid, da er in der 
Portierjtube hing, die Erklärung gegenüber dem jeweiligen Hausverwal- 
ter, daß er zur Einziehung der Mietszinfen bevollmädtigt fei. 

b) Dieſe Dollmagıterteilung ift den Mietern aber aud durch befondere 
Mitteilung nach 8 171 BOB. kundgegeben worden. Diefe Kundgebung 
iſt eine Rechtshandlung i. e. S., keine Willenserklärung, aber in der 
hauptſache — wie alle Rehtshandlungen — den Rechtsgejhäften analog 
zu behandeln, insbefondere bezüglich der Erfordernilje des Sugehens und 
der Anfechtbarkeit. 


Die Kundgebung der Bevollmädhtigung liegt einmal in dem Anſchlag 
in der Portierftube. Daß ſich letzterer an alle Mieter gleichzeitig richtet, 
nimmt ihm den Charakter einer „befonderen Mitteilung” i. S. des $ 171 
B6B. nicht. Doch kann von einem unmittelbaren Zugehen diefer Mit- 
teilung wohl nur bezüglich derjenigen Mieter gejprochen werden, welche 
die Portierftube felbjt betreten haben, da fie erit dann tatfächlich in der 
Lage waren, von der Kundgebung Kenntnis zu erlangen: Soweit lediglich 
die Dienitboten der einzelnen Mieter in der Portierjtube die Mietszinjen 
zahlten, iſt die Erklärung den betreffenden Mietern erftdann zugegangen, 
wenn ihnen die Dienjtboten von dem Anfchlag Mitteilung gemacht haben, 
da ein Bote — wie Hellwig das einmal treffend ausgebrükt hat!) — 
„ein Sprachrohr, Rein hörrohr“ ift. Da letzteres nicht immer gejchehen 
fein wird, kann man immerhin dahin entjcheiden, daß auch denjenigen 
Mietern, denen der Inhalt des Anfchlags weder durch eigene Anſchauung 
noch durch Mitteilung ihrer Dienjtboten zugegangen ift, eine „„bejondere 
Mitteilung‘ der Bevollmächtigung durch die konkludenten Handlungen 
des G., der den 3. in die Portierftube fette und die Einziehung der 
Miete für das zweite Quartal geduldet hat, gemacht worden ift, jo daß 
leßtere eriteren gleichzuftellen jind. 


1) vgl. Hellwig, Lehrbud des Deutſchen Sivilprogeßrehts, 2. Band (1907) $.356 
Anm. 12. 
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Enthält der Anſchlag die Kundgebung, daß gerade 5. zur Einziehung 
der Mieten bevollmächtigt fei? 

Der Name des 3. wird in dem Anſchlag nicht erwähnt. Es bedurfte 
alfo noch der weiteren Kundgebung, daß gerade 5. zum Hausverwalter 
bejtelft worden fei, damit 8 171 BGB. angewendet werden kann. Dieſe 
ift aber auch erfolgt, denn die Mitteilung des 8 171 braudit keine aus- 
drückliche zu fein und kann auch durd) konkludente Handlungen erfolgen. 

— Dol. v. Seeler im Ardyiv für bürgerliches Recht, BO. 28 S. 48/9. 

Lebtere find darin zu fehen, dab G. den 5. in der Portieritube die 
Mieten einkaflieren läßt. Darin liegt die den Mietern des Häujes ab- 
gegebene Erklärung: „Z. ilt mein Hausverwalter.” 

Daß ſchließlich durch diefe eine Handlung gleichzeitig allen Mietern 
mitgeteilt wird, daß 3. Hausverwalter fei, nimmt diefer Kundgebung 
den Charakter einer „beſonderen Mitteilung” i. S. des 8171 Ab. 1 
BGB. zweifellos nicht. 

II. Welche Solgen hat nun die nachträglich feitgeftellte Tatjache, daß 
die Zeugniſſe des 5. gefälfcht waren und daß er bereits mehrfach wegen 
Unterfchlagung und Betruges ſchwer vorbeitraft war ? Kann insbejondere 
infolgedefjen der Baumeilter 6. den Anftellungsvertrag und die Doll- 
macdhterteilung anfechten ? 

a) Zunächſt iſt die Anfechtbarkeit des Dienjtvertrages nad} 8123 BGB. 
zweifellos. Die Anfechtung erfolgt dur Erklärung gegenüber 3. Da 
leßterer flüchtig üt, müßte die Anfechtungserklärung durch Dermittlung 
des Gerichtsvollziehers nach den Dorfchriften der Sivilprogeßordnung zu⸗ 
gejtellt werden (51352 Abſ. 1 BGB.). Die Anfechtung bewirkt die Nichtig- 
keit des Dienjtvertrages mit Wirkung ex tunc (8 142 Abj.ı BGB.). 

Welchen Einfluß hat aber nun die Nichtigkeit des Dienitvertrages auf 
die auf Grund desjelben erteilte Dollmadıt ? 

Die Mehrzahl der Schriftiteller und aud) das Reichsgericht halten die 
Dollmaditerteilung für ein abjtraktes Rechtsgefchäft, das alfo un- 
abhängig von dem ihm zugrunde liegenden Kaufalgejchäft (hier Dienit- 
vertrag) ilt. Das Reichsgericht begründet im 69. Bande $.234/5 diefe 
Anlicht folgendermaßen: 

„Die Ungültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Dertrages, 
jei es wegen eines Willensfehlers, oder wegen eines Sormmangels, 
hat jedenfalls gegenüber dem gutgläubigen Dritten, der auf Grund 
formell ordnungsmäßig erjcheinender Dollmadht mit dem Bevollmäditig- 
ten Rontrahiert hat, die Nichtigkeit der Vollmacht nicht zur Solge. Der 
ſelbſtändige Charakter der Vollmacht kommt ſchon durch die Safjung 
des 8167 B6B. zum Ausdruck, wonad die Erteilung der Vollmacht 
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Ichlehthin und ohne jede Rücklicht auf ein ihr zugrunde Tiegendes 
Redtsverhältnis durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmädhtigen- 
den oder dem Dritten erfolgt, dem gegenüber die Dertretung ftattfinden 
fol. Auch fpricht hierfür der Umjtand, daß nad 8 167 Abf. 2 die Doll- 
macht nicht der Sorm bedarf, welche für das Rechtsgeſchäft beitimmt 
iit. Jedenfalls verbietet die Sicherheit des Rechtsverkehrs, daß dem 
gutgläubigen Dritten, der mit dem Bevollmädtigten auf Grund einer 
——— erſcheinenden Vollmacht kontrahiert, die manchmal 
ſchwierige, oft kaum mögliche Prüfung der Gültigkeit des der Doll- 
macht zugrunde liegenden Kechtsverhältniſſes zugemulet wird; viel- 
mehr muß es in foldem Salle zur Rechtswirkfamkeit der Dollmadıt 
genügen, daß der Bevollmähtigungsakt ſelbſt von einer in der Ge⸗ 
ihäftsfähigkeit nicht bejchränkten Perfon mängelfrei und. in gejeb- 
liher Sorm erfolgt iſt.“ 

Diefer Anficht muß beigetreten werden, da ie in der Tat der Sicher- 
heit des Rechtsverkehrs allein entjpricht. Demgegenüber muß die flus- 
nahmevorfchrift des 8 168 BGB., wonach ſich das Erlöſchen der Doll- 
macht nad; dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Kechtsverhältniſſe 
beitimmt, zurücktreten. hiernach würde die Nichtigkeit des Dienjtver- 
trages an ſich keinen Einfluß auf die auf Grund desfelben erteilte Doll- 
macht haben. 

b) Run ijt aber jedenfalls auch die Dollmadıterteilung felbit anfedt- 
bar, denn aud fie iſt ein Rechtsgeſchäft. Aud fie kann daher nad) 
8 123 B6B. durch Erklärung gegenüber dem 3. — hier nach Hlaßgabe 
des 8 132 Abſ. 1 BGB. — angefochten werden, jo daß 3., da die An⸗ 
fechtung rückwirkende Kraft hat, niemals als Bevollmädttigter anzufehen 
iſt. Fraglich ift allerdings, ob in diefem Salle die für den Hall des Er- 
löfchens der Dollmadit für Dritte beftehenden Schuhvotſchriften der 
88 170/171 BGB. nicht entiprehende Anwendung finden mäffen, da der 
Schußgrund bei nichti ger Dollmacht der gleiche ift, Staudinger be- 
jaht die Srage (BE6B.I 8 172 3iff. 3). 

Bier kommt aber noch folgender Umſtand hinzu. Wie zu Ib aus- 
geführt wurde, ijt die Dollmadıt hier nicht nur durd; Erklärung gegen- 
über dem 3. erteilt, fondern auch durch „bejondere Mitteilung an einen 
Dritten“ nach 8 171 BGB. Die Anfechtung der Dollmahterteilung nad) 
8 167 Abf.ı BGB. berührt aber nicht die auf Grund des 8 171 BGB. 
erteilte Vollmacht, fo daß alfo Dritten gegenüber die Vollmicht fort- 
wirkt. Es bedarf daher der Entfcheidung der weiteren Srage, ob die 
Kundgebung nad} 8171 BGB. gleichfalls anfehtbar ift. Wie bereits 
ausgeführt, ift die Kundgebung eine Redtshandlung. Da für Redts- 
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handlungen aud die Dorjchriften über Anfechtung gelten, it die Srage 
mit der herrfchenden Anficht zu Bejahen!). 

Da jedoch im Rechtsperhältnis zwifhen ©. und den Mlietern die arg- 
liftige Täufchung durch einen Dritten verübt it, fo ilt die Kundgebung 
der Bevollmädhtigung gegenüber den Mietern nur dann anfechtbar, wenn 
diefe die Täufchung kannten oder kennen mußten (8 123 Abj.2 BGB.), 
was kaum der Sall fein wird. Soweit aber eine Anfechtung hiernach 
Platz greifen würde, würde bezüglich der erſten Sahlungsempfangnahme 
des 3. 88 185, 362 BGB. gelten, weil die von dem Nichtberedhtigten 3. 
eingezogenen Mietszinfen für das zweite Quartal tatſächlich dem 6. ab⸗ 
geliefert wurden. 

Wie fteht es aber mit der Anfechtbarkeit der nad 5171 BGB. er- 
folgten Kundgebung wegen JIrrtums ($ 119) ? 

Diefe Stage dürfte mit Rückſicht darauf, daß ein Irrtum über Eigen- 
haften der Perjon hinfichtlich der Kundgebung der Bevollmädtigung 
nur ein Irrtum im Motiv darjtellt, zu verneinen fein, während der An= 
itelfungsvertrag natürlich auch nach 8 119 BGB. anfechtbar wäre. Teilt 
man diefe Anficht nicht, fo wäre an ſich aud; eine Anfechtung nah 8119 
BGB. zuläfjig, ohne Rücklicht darauf, daß der Grund der Anfehtung 
im Derhalten eines Dritten liegt. Die Anfechtung hätte aber für ©. die 
Derpflihtung zum Erſatze des negativen Dertragsinterejjes zur Solge 
(8122 B6B.). Die an fi} zur nochmaligen Mietszahlung verpflichteten 
Mieter — foweit nicht 88 362, 185 BOB. vorliegt — Könnten aljo der 
Klage eine Einrede aus 8 122 BGB. entgegenhalten, da fie Befreiung 
von der infolge der Irrtumsanfehtung wiederaufgelebten Derpflihtung 
zur Mietzinszahlung verlangen können. 





Sal 25 madıte den Kandidaten meijt erhebliche Schwierigkeiten. Don 
dreißig Kandidaten lieferten zwei Kandidaten eine gute Arbeit (fie be- 
Itanden die Prüfung mit „gut“ und „mit Auszeichnung“), nur fieben 
eine ausreichende Arbeit, der Rejt verjagte mehr oder weniger. All- 
gemein war der Sehler, daß — augenfcheinlich im Hinblick auf die un— 
genaue Ausdrucsweile im Rechtsfall jelbit — von einer Anfechtung der 
„VDollmacht“ gejprohen wurde. Das iſt falſch. Die Vollmacht felbit ift 
kein Redhtsgefhäft und daher nicht anfehtbar. Sie ijt vielmehr die 
Redhtswirkung eines Rechtsgeſchäfts, nämlich der Dollmadtertei- 


1) So audy Staudinger, Pland, Endemann, Crome, Eneccerus, Neumann. Reh 
bein (I S. 265) will die Anfechtung nur ex nunc gelten lafjen, fie würde alfo 
wie ein Widerruf wirken. Welljpadyer in „Das Derharren auf äußeren Tat 
bejtand im BGB.” S. 83/4 u. 75/6 verneint die Anfechtungsmöglichkeit. 
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lung. Und nur letztere iſt anfechtbar mit der Solge, da natürlich auch 
die Wirkung des Kechtsgeſchäfts, die Vollmacht ſelbſt, nichtig wird. Ein 
Teil kam nicht darauf, daß auch eine Vollmachterteilung nach 8 167 
BGB., ein anderer, daß auch eine foldye aus $ 171 BGB. vorliegt. Er- 
örterungen über das Sugehen der Bevollmädtigung an die Mieter 
in zweiten Galle waren geboten und fehlten durchweg. Dielfad; wurde 
auch eine Bevollmädtigung durch „öffentlihe Bekanntmadyung“ an- 
genommen, was irrig ilt. Auch die Srage der Einwirkung der Tlichtig- 
Reit des Dienftvertrages auf die Dollmadhterteilung wurde mitunter 
nicht berührt. Auch kamen mande nicht darauf, da hier $ 125 Abj. 2 
Sat ı B6B. vorliegt. Allgemein wurde auch die Anwendbarkeit der 
88 362, 185 BGB. für die Zahlung der Mlietszinfen des zweiten Quar- 
tals überfehen. Dies bedurfte aber natürlich der ausdrücklichen Er- 
wähnung. Die Anfechtbarkeit nady $ 119 BGB. wurde — foweit über- 
haupt erwähnt — durchweg bejaht, obwohl fie doc; zweifelhaft iſt und 
der Erörterung bedurfte. Schließlich fehlte es vielfach an einer genauen 
Prägifierung des Erjabes des negativen Dertragsinterejies. 


II. Klaufurfälle aus dem Sachenrecht. 


Eigentumserwerb. Auflaffung. Subehör. 135 


20. 
(Redhtsfall aus dem Jahre 1910.) 


K. hat von D. ein Sabrikgrundftück gekauft und eine Woche fpäter 
aufgelafien und eingetragen erhalten. Sur Zeit des Derkaufs befanden 
fich auf dem Grundftück zwei im Sabrikbetrieb verwendete, dem D. ge— 
hörige Pferde nebit Wagen und ein Derjonenautö, das zur Benugung 
für den Sabrikleiter angeſchafft war. Letzteres war auf Abzahlung ge- 
Rauft und nod nicht voll bezahlt. Der Derkäufer hatte ji) das Eigen- 
tum am Auto bis zur Dollzahlung vorbehalten. K. wußte davon nidhts. 

€. hat unter Kenntnis aller obigen Umjtände die Pferde und das Auto 
von D. gekauft und übergeben erhalten und den Wagen auf einen Monat 
geliehen erhalten, und zwar die Dferde und den Wagen vor der Auf- 
laſſung des Grundftüks an K., das Auto nachher. 

€. hält fich zu der von K. geforderten Herausgabe aller Gegenitände 
nicht verpflichtet. 

Wie ijt die Sachlage zu beurteilen ? 
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I. Pferde, Wagen und Perfonenauto find als „Zubehör‘ des Sabrik- 
grundftüks anzujehen, da fie bewegliche Sachen find, die, ohne Beitand- 
teile der Hauptjache zu fein, dem wirtfchaftlihen Swere der Hauptjache 
zu dienen beſtimmt find und zu ihr in einem diefer Beitimmung ent- 
Iprehenden räumlichen Derhältniffe jtehen und auch im Derkehr als Zu— 
behör angefehen werden (8 97 Abj.ı BGB.). Auch, bezüglich des Autos 
it dies anzunehmen, da es „zur Benußung für den Sabrikleiter” an- 
geſchafft war; unterjtellt werden darf, daß diefe Benugung zu gefchäft- 
lichen Swecken erfolgen follte!). Daß das Auto noch nit im Eigentum 
des Eigentümers des Sabrikgrundjtücks jtand, iſt für die Zubehörs— 
eigenihaft unerheblid, was ſich auch aus 8 926 Abj.2 BGB. ergibt. 

Nach 8314 BOB. eritrect jih demnach, der Kaufvertrag über das 
Sabrikgrundftün auch auf diefe Subehörltücke, foweit fie beim Abichluß 
des Dertrages noch Subehör waren. 

II. Was zunächſt die Pferde betrifft, fo jtanden fie urfprünglich im 
Eigentum des D. Don diefem wurden fie por der Auflaffung des Grund: 
ſtücks an K. dem €. in Kenntnis des obligatoriihen Rechts des K. auf 
diejelben verkauft und übergeben. Infolge der Deräußerung wurde €. 
Eigentümer der Pferde, da das Bejtehen eines obligatorifchen Rechts den 
Eigentumserwerb nicht hindert. Da ferner die Pferde vor der Auf: 
lafjung des Grundjtüks von dielem dauernd entfernt wurden, verloren 
lie damit ihre Subehöreigenidaft. 

E. iit daher zur Herausgabe der Pferde an K. nicht verpflichtet. Nur 
wenn man den aud; vom Reichsgericht vertretenen Standpunkt an- 
nimmt, daß in ſolchem Salle $ 826 Plat greift, würde E. nach 88 826, 
249 B6B. zur Herausgabe der Pferde verpflichtet fein, da der Tlormal- 
zultand, der von dem Schadenserjagpflichtigen hier herzuftellen iſt, der 
it, dab K. nad} 8926 BGB. Eigentümer auch der Dferde geworden 
wäre?). 

Ill, Auch der Wagen |tand im Eigentum des D. Da er vor der Auf: 
laſſung des Grundjtüks an €. nur verliehen wurde, verlor er infolge 
nur vorübergehender Trennung vom Grundftück die Subehöreigenichaft 


1) Das DIEB. Dresden in Rip. d. OLG. 13 $. 314 Anm, 1 hat die Subehör- 
eigenihaft eines Wagens und Scdlittens, die in einer Fabrik 3u dem Swede 
gehalten wurden, um dem auswärts wohnenden Eigentümer und Sabrikleiter den 
Sugang zur Sabrik von der nächſten Bahnftation ab zu erleihtern, verneint, weil 
jie nicht zum Betrieb der Sabrik, fondern perfönlihen Sweden dienen. — Hier 
liegt die Sache injofern anders, als das Auto — wie unterjiellt werben darf — 
jur Benugung für den Sabrikleiter zu Geſchäftszwecken angeihafft war. 

*) Dal. die eingehende Begründung des Reichsgerichts fowie bie Bemerkung 
darüber in Sal 6 HI. 
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nicht (8 97 Abſ. BGB.). Mithin erwarb auch K, mit der Auflafjung 
und Eintragung das Eigentum am Wagen, —* und K. darüber 
einig waren, daß ſich die Deräußerung auf das Subehör erſtrecken ſoll, 
was im 3weifel anzunehmen ilt ($ 926 Abſ. 1 BGB.). K. hat daher 
einen Eigentumsanfprucdh ($ 985 BGB.) gegen €. auf Herausgabe des 
Befites des Wagens. 

Kann ihm aber nicht vielleicht: €. entgegenhalten, daß er noch zum 
Befite des Wagens berechtigt fei, da ihm der derzeitige Eigentümer des 
Wagens denfelben auf einen Monat geliehen habe und diejer Monat nod} 
nicht abgelaufen fei? Die Stage iſt zu verneinen, denn 8 986 Abi. 2 
B6B. kommt nicht zur Anwendung, weil der Wagen nicht nad) 88 929, 
931 BGB. durch Einigung und Abtretung des dinglichen herausgabe— 
anſpruchs, fondern nad 8 926 BGB. als Redhtsfolge des Eigentums- 
erwerbs am Grundftück veräußert worden ilt. 


IV. Das Auto gehörte, wie bereits erwähnt, dem D. nicht, da ſich der 
Derkäufer desfelben das Eigentum daran bis zur Dollzahlung des Kauf: 
preijes vorbehalten hatte. D. verkaufte und übergab das Auto nad) 
der Auflafjung (und Eintragung? Lebteres ijt anfcheinend gemeint!) an 
€. Da diefer aber |chlechtgläubig war, konnte er das Eigentum am Auto 
nicht erwerben ($ 932 Abj.2 BGB.). 

Erwarb aber K. das Eigentum am Auto? Das hängt nad $ 926 

Abj.2 BGB. davon ab, ob K. auf Grund der Deräußerung (aljo Auf- 
laſſung und Eintragung) den Bejig am Auto erlangte und zur 3eit diefer 
Beligerlangung im guten Glauben war. je nachdem dies der Sall war, 
iteht dem K. gegen €. ein Anſpruch auf Herausgabe des Autos zu 
oder nidt. 
Mit Rüchſicht darauf, daß in dem Rechtsfall Tediglic die Stage auf- 
geworfen worden ijt, ob K. die Herausgabe der genannten Gegenftände 
an €. verlangen kann, bedarf es keines Eingehens auf die Srage, welche 
Rechte dem K. gegen D. wegen des Nichtempfangs der Pferde und ev. 
des Autos zujtehen?). 





Sall 26 fiel im allgemeinen beſſer aus. Bemerkenswert war die Un- 
bekanntheit der großen Mehrzahl der Kandidaten mit 8314 BGB. Be- 
züglich des Autos wurde vielfach, die Zubehöreigenjchaft verneint, was 
unridtig it. Die Anwenöbarkeit der 88 826, 249 BGB. für den Sal 


1) Sachlich fei auf S 440 BGB. verwielen. Demgemäß mindert fih der Ans 
ſpruch des D. auf den Kaufpreis nad Maßgabe der 88 472, 473 (8 323 Abf. 1 
Halbjat 2) BGB. 
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der Derlegung obligatorifcher Anjprüche war gänzlich unbekannt. Recht 
fehlerhaft war aud; das häufige Hineinfallen auf $ 986 Abſ. 2 BGB. 
Bezüglich des Autos wurde vielfach überfehen, daß die Entſcheidung von 
dem gutgläubigen Befiterwerb des K. am Auto abhängt. Sehlerhaft 
war ferner die häufig zutage tretende Anficht, daß Eigentumserwerb 
und Beligerwerb an Grundftüken ftets zujammenfallen, obwohl doch 
aus 8926 Abj.2 BGB. Klar das Gegenteil hervorgeht. 

Don fiebzehn Kandidaten bearbeiteten zwei den Sal „gut“, zehn 
„ausreichend“ bis „noch ausreichend‘ und zwei „nicht ausreichend”. Die 
beiden erſten beftanden in der Solge die Prüfung gleichfalls mit „gut“, 
von den nicht ausreichenden Bearbeitern beſtand einer die Prüfung nicht. 
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27. 
(Rechtsfall aus dem März 1912.) 


Der X. fchuldet feinem Schneidermeijter B. aus dem Kauf von An- 
zügen 400 MT., die zu erlangen fich der Schneidermeilter B. vergeblich 
bemüht. 

Der &. erklärt dem B., er fei jeßt Inhaber der Sirma €. Hoffmann 
und bittet den B., feinen Bedarf an Tuch bei ihm zu decken. Die An- 
Iprüche könnten fie gegeneinander verrechnen. B. kommt darauf in den 
Laden der Firma €. Hoffmann, wo er nur den X. antrifft. B. ſucht fünf 
Tuchballen à 80 M. aus und fchafft fie fofort in feine Werkftatt. Es 
jtellt fi} alsbald heraus, daß &. nicht der Inhaber der Sirma €. Hoff- 
mann ilt; der wirkliche Inhaber iſt K. 

Drei Tuchballen hat B., ehe er die Wahrheit erfuhr, zu Anzügen ver- 
arbeitet. Ein Ballen ijt durch die Schuld eines Angeftellten des B. ver- 
brannt, ein Tucdballen iſt noch vorhanden. 

Welche Rechte hat K. gegen B.? 
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I. Die Kernfrage ift: Iſt der Schneidermeilter B. Eigentümer der fünf 
Tuchballen geworden, welche ihm der zur Derfügung über diefelben nicht 
berechtigte X. veräußert hatte? 

Zunächſt ift gu bemerken, daß 8 56 H6B., inhalts deilen der in einem 
Laden oder offenen Warenlager Angeftellte zu dafelbjt gewöhnlichen 
Derkäufen (und Empfangnahme) ermächtigt ijt, ausſcheidet, auch wenn 
X. — was nicht feititeht — Handlungsgehilfe bei der Sirma E. Hoff- 
mann fein follte, denn $ 56 HGB. ftatuiert nur eine gejegliche Vollmacht 
gewifjer Angeitellter, ermädtigt alfo zum Handeln im Namen des Ge⸗ 
Ichäftsinhabers, während hier X. im eigenen Namen handelt, wie aus 
feinen Dorfpiegelungen gegenüber B. hervorgeht, da er fih als In⸗ 
haber der Sirma €. Hoffmann ausgibt. 

Auch 8 366 HGB. fheidet aus, da X. die Deräußerung der ihm nicht 
gehörenden Tucballen nit als „Kaufmann“ im Betriebe feines 
Bandelsgewerbes vornimmt und die Ballen — mit Ausnahme eines 
fpäter zu befprechenden Salles — dem Eigentümer abhanden gekommen 
find. 8 366 gilt aber nicht für Deräußerungen durch Handlungsgehilfen. 

(Es verbleibt hiernach bei der Anwendung ber allgemeinen Dorfcriften 
des bürgerlichen Rechtes überdie Derfügungen Nichtberechtigter (88 932ff. 
B6B.). Im übrigen hängt die Entſcheidung der an die Spitze des Ab- 
Ichnitts gejtellten Frage von der Stellung des X. zu der Sirma €. Hoff- 
mann ab. 


a) Wenn X. im Laden des K. (Inhabers der Sirma €. Hoffmann) 
überhaupt nichts zu tun hatte und ſich nur zufällig in demfelben befand, 
fo kann B. fchon deshalb kein Eigentum an den Tuhballen erworben 
haben, weil eine „übergabe“ derjelben nicht jtattgefunden hat. Dieje 
feßt auf feiten des Übergebenden Befit am Traditionsobjekt voraus, 
den jedoh X. richt hatte!). Nady dem Wortlaut des Klaufurfalles ſucht 
B. felbit die fünf Ballen aus und fchafft fie fofort in feine Werkitatt. 
hiernach fcheint es, als ob X. die Ballen nit einmal körperlid) an= 
gefaßt hat. Selbſt wenn er es aber tat, alfo 3. B. die Ballen dem Regal 
entnahm, würde er doch felbjt keinen Befig an ihnen erworben haben, 
da eben ein „felter‘‘ Beſitzſtand“ fehlte 2). 

Dazu kommt ferner, daß die Ballen dem Eigentümer wider deſſen 
Willen abhanden gekommen waren. 


1) Dgl. die zu b) zitierte Entiheidung des Reichsgerichts. 

2) Dal. Dernburg, Sachenrecht (1910 S. 62): „Die einfeitige Bejißergreifung 
muß fi greifbar oder doch fihtbar vollziehen, damit ein feiter Beſitzſtand herge- 
ftellt werde.“ 
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Infolge der Übergabe der Ballen ilt hiernach das Eigentum auf B. 
nicht übergegangen. 

b) &. kann aber audy — und das ilt das Wahrſcheinlichſte — im 
Laden des K. als Handlungsgehilfe angejtellt geweſen fein. Dann ilt er 
hinſichtlich des Warenlagers als „Beſitzdiener“ anzufehen, denn er übt 
die tatjächliche Gewalt über die Waren für K. in deſſen Erwerbsgeihäft 
dergeitalt aus, daß er den ſich auf die Sachen beziehenden Weilungen 
des K. Solge 3u leiften verpflichtet iſt ($ 855 BGB.). Auch bei diefer 
Unterftellung it wie in dem zu a) behandelten Salle eine „Übergabe‘' 
an den Ballen nicht möglich, weil X. an ihnen Beinen Beſitz hatte. 
Außerdem find die Ballen dem K. „abhanden gekommen” {8935 BGB. ). 

So auch das Reichsgericht in Band 71 S. 253: 

„Abhanden gekommen iſt eine Sadhe im Sinne des 8 935 BGB., 
wenn der unmittelbare Beſitzer ohne feinen Willen den Beſitz 
verloren hat. Daraus folgt, daß bei einem Befißdienerverhältnis für 
die Stage, ob unfreiwilliger Bejitverluft vorliegt, nur der Wille des 
Beſitzherrn, nicht der des Bejißdieners in Betracht kommt. Der Be- 
ſitzdiener ift allerdings tatfächlich in der Lage, die tatjächlihe Ge— 
walt und damit den Befit einem anderen einzuräumen; er über- 
trägt damit aber weder eigenen Bejiß, da er foldyen nicht hat, noch 
den unmittelbaren Beſitz des Bejißherren, da er hierzu nicht berechtigt 
ilt, fondern er entzieht dem Beſitzherrn gegen deſſen Willen den un— 
mittelbaren Befi, er bringt ihm die Sache abhanden.” 

Mithin iſt aud) dann, wenn X. handlungsgehilfe bei K. war, eine wirk- 
ſame Deräußerungder Tuchballen anB. infolgederüübergabenidterfolgt. 

c) Schließlich ilt es audy denkbar, daß X. als wirklicher Beſitzer der 
Tucdballen in Frage kommen kann. Man denke an den Sal, daß X. 
ſelbſtändiger Silialleiter des K. war oder leßteren während einer größeren 
Geſchäftsreiſe felbjtändig zu vertreten hatte. 

In diefem Salle würde &. tatfächlic zu einer ‚Übergabe‘ i. S. der 
88 929, 932 BGB. imftande gewefen fein und das Eigentum an den 
Tucballen auf den gutgläubigen B. übertragen haben. Auch dann, 
wenn X. dem B. die Ballen nicht in die Hand gegeben hätte, ſondern 
nur deren Wegnahme durch B. geitattete würde letzterer nach 88932, 
929, 854 Abj.2 BGB. Eigentum erworben haben!). 


1) So wird 3.B. auch das Eigentum an Seitungen durch Wegnahme einer Sei- 
tung von dem Auslegetijch eines Seitungskioskes gegen gleichzeitige Niederlegung 
des Kaufpreifes nad! 8 929 und $ 854 Abj.2 BGB. erworben, da aud die im 
8 854 Abf. 2 BGB. bezeichnete Einigung ein Surrogat der Bejigübertragung ijt. 
8 929 Sa& 2 (brevi manu traditio) BGB. liegt n icht vor, weil der Erwerber bei 
der Einigung nicht im Befi der Sadıe ijt. 
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II. Aus den vorftehenden Ausführungen ergibt ſich folgendes: 

a) In dem zu Ic entwicelten Sall hat B. Eigentum an den Tudy- 
balfen erworben und dbemgemäß K. — da B. guigläubig war — Reine 
Rechte gegen B. 

b) In den beiden eriten Sällen (Ia und b) iſt die Rechtslage folgende: 

1. Den noch vorhandenen Tuchballen Kann K. mit dem Eigentums» 
anſpruch nach 8 985 BGB. herausverlangen. 

2. Bezüglich des dur; die Schuld eines Ängeltellten von B. ver: 
brannten Ballens hat K. keinen Erſatzanſpruch gegen B. Es handelt ſich 
auch hier wieder um das Reditsverhältnis zwifchen Eigentümer und 
Befiter, das in den 88 985 ff. BGB. erjchöpfend geregelt ijt, fo daß 
— foweit nicht 8 992 vorliegt — eine Anwendung der Dorjchriften über 
unerlaubte Handlungen ausgeſchloſſen ijt, mithin auch $ 831 BOB. nicht 
anwendbar ilt. Da B. beim Befigerwerb im guten Glauben war, fcheidet 
8990 BGB. aus und es kommt lediglich 8989 BGB. zur Anwendung. 
Derielbe bejagt: 

„Der Befiter iſt von dem Eintritt der Rechtshängigkeit (zu ergänzen 
ilt: des Eigentumsanjprudjs) an dem Eigentümer für den Schaden 
verantwortlich, der dadurch entjteht, daß infolge feines Derjchuldens 
die Sache verjchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen Grunde 
von ihm nicht herausgegeben werden kann.” 

8989 BGB. ſpricht nur von einem Verſchulden des Befißers felbit. 
Da es fich aber um ein gefeßliches Schuldverhältnis zwiſchen Eigen- 
tümer und Befiter handelt, dürfte ein Derjculden eines Erfüllungs- 
gehilfen i. S. des $ 278 BGB. gleichfalls zur Anwendbarkeit des 5 989 
BGB. genügen. 

8 989 BGB. kommt hiernady nur dann zur Anwendung, wenn der 
Ballen verbrannt ift, nachdem B. Kenntnis von dem Mangel feines Be- 
ſitzrechts hatte. 

3. Was ſchließlich die drei anderen von B. zu Anzügen verarbeiteten 
Tuchballen betrifft, fo hat B. an ihnen durch Derarbeitung Eigentum an 
denjelben nach 8 950 Abj.ı BGB. erworben, fofern nicht der Wert der 
Derarbeitung erheblich geringer ijt als der Wert des Stoffes, was 
nicht anzunehmen ilt!). 


1) Auch wenn nicht B. felbjt, jondern ein Angeftellter von ihm den Stoff zu 
Anzügen verarbeitet haben jollte, würde do B. das Eigentum am Stoff er- 
worben haben. Swar handelt es ſich bei der Spezifikation des $ 950 BGB. um 
einen Realakt, jodaß die Vorſchriften über Stellvertretung hier Reine Anwendung 
finden können. Gleichwohl gilt aber nad} der Derkehrsauffaffung auc derjenige 
als Derarbeiter ujw., weldher zur Ausführung fremde Hilfe — etwa eines Geſellen 
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Nach 8 951 Abf.1 BGB. kann daher K. von B. Erſatz für dieſe drei 
Tuchballen nah den Dorjchriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung verlangen, ohne die Wiederheritellung des früheren 
Zuftandes verlangen zu können. Nach $ 818 Abj.2 BGB. hat daher B. 
dem K. den Wert diefer drei Ballen zu erſetzen, fofern B. um dieſen 
Wert tatſächlich bereichert iſt. 

Jit B. aber tatfächlich um den Wert der Tuchballen bereichert ? 

B. hatte von X, 400 M. zu fordern. Wenn er nun hierfür Waren in 
Empfang nahm, fo lag entweder ein Kaufvertrag mit vorangegangener 
Aufrechnungsvereinbarung vor oder — was richtiger ijt — die Ans 
nahme der Ballen an Erfüllungsftatt ($ 364 BGB.). In beiden Fällen 
hat X. nach 88 365, A40 BGB. wegen des Re chtsmangels Gewähr zu 
Teiften. Dieſe Gewährleiftungspflicht ijt dadurch nicht weggefallen, daß 
B. Eigentümer durch Derarbeitung wurde; im Gegenteil wurde der 
Schadenserſatzanſpruch des K. nad} 88 440 Abj. 2 und 3 BGB. hierdurch 
erit fällig. Da B. diefen Gewährleiltungsanipruch geg? TX. hat, üt er in 
der Tat um den Wert der drei Tuchballen bereichert. 

mithin kann K. von B. Werterja für die drei verarbeiteten Tudh- 
ballen verlangen. 

Sall 27 wurde im allgemeinen ausreichend gelöſt. Meijt fehlte eine 
Bemerkung über $ 56 und 8 366 des H6B., die wohl am Platze war. 
Serner wurde ausnahmslos unterjtellt, daß X. Handlungsgehilfe des K. 
war. Das durfte nicht gefchehen, da tatjählich die drei erwähnten Nög- 
lichkeiten in Stage Kommen konnten und fiher zu erörtern waren, da 
in der Aufgabe felbjt nichts über das Redtsperhältnis des X. zu K. er- 
wähnt ilt. 

Natürlih wurde auch hier wieder bezüglich des verbrannten Tuch- 
ballens fajt ausnahmslos mit 8831 BOB. operiert, was gänzlidy ver- 
fehlt ift. Bei der Anwendbarkeit des 8951 BGB. fehlte jedes Eingehen 
darauf, ob tatſächlich eine Bereicherung des B. um die drei verarbeiteten 
Tuchballen vorlag. Dies war aber durchaus geboten, zumal die Srage 
ſtreitig ift (vgl. Fall 28). 


oder Dienftboten — in Anſpruch nimmt, bejonders bei deren Tätigkeit im Er— 
werbsgefhäft oder Haus des Herjtellers. Die Heuherjtellung gilt jchlieglih dann 
als Redhtsgefhäft mit der direkten Anwendbarkeit der Vorſchriften über die Stell 
vertretung, wenn erjtere in Erfüllung einer vertragsmäßigen Derbindlichkeit, 3. D- 
eines Werkvertrages, erfolgt. Dal. audy Staudinger BOB. III zu$ 950. 
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28. 
(Rechtsfall aus dem April 1912.) 


A. in Potsdam beſaß ein Dillengrunditüc. 

Eine Mauer auf dem Grunditük war baufällig und A. ſchloß im 
Mai 1911 mit X. einen Dertrag ab, durd) den ſich X. verpflichtete, zum 
Preiſe von 1200 MT. die Mauer zu reparieren. Die Arbeit wurde im 
Juni 1911 ausgeführt. Zur Reparatur der Mauer wurden teils Steine 
des X., teils Steine des K. verwendet, lebteres infolge des Umitandes, 
dat Suhrleute des X. mehrere Suhren Steine aus Derjehen aus dem 
Baumaterialienlager des K., das fidy neben dem Lager des X. befand, 
entnahmen. 

Im Augujt 1911 übereignete A. das Dillengrundftück fchenkungs- 
weile feiner Schweiter B., nachdem er es unmittelbar zuvor mit einem 
Nießbrauch zuguniten feiner alten Mutter €. unentgeltlic, belaftet hatte. 
Im September 1911 erfuhr K., was aus feinen Steinen (im Werte von 
400 IM.) geworden war. 

Welche Rechte hat K. gegen A. oder gegen B. oder gegen C. fei es 
insgejamt, fei es im einzelnen ? 
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I. Die Steine des K. find zunächſt wefentliche Beitandteile des Grund⸗ 
ftücks des A. und damit deijen Eigentum geworden (88 94 Abſ. 1, 946 
BOB.). 


Kann nun K. von A. Werterfat nady Maßgabe des 5951 Abj.ı BOB. 
verlangen ? 

Bei der Beantwortung diefer Srage bedarf es des Eingehens auf das 
Derhältnis des $ 951 BGB. zu den 88 812ff. BGB. Fraglich it, ob 
8 951 lediglich über die Perfon des Schulöners und Gläubigers Beſtim⸗ 
mungen trifft und nur bezüglich der Höhe der Entihädigung auf 88 812ff- 
verweilt, fo daß im einzelnen die Srage ber Bereicherung nicht zu prüfen 
ift (fo Planck, BGB. Tote 6 zu $ 951), oder ob in jedem Salle zu prüfen 
it, ob auch wirklich eine Bereicherung vorliegt. Kierüber läßt ſich 
folgendes jagen: 

Die Anfprüche aus $ 951 und $ 812 find ihrer Natur nad} gleihartig 
und bezwecken beide die Ausgleichung eines Dorteils. Es liegt daher 
zweifellos im Sinne des Gejeßes, die beiden Anfprüce durchaus gleich- 
artig zu behandeln. So wird auch für $ 951 anzunehmen fein, daß erite 
Dorausfegung des dort geregelten Anfprudjs der Umjtand fein muß, daß 
derjenige, Zu deſſen Gunften die Rechtsänderung eingetreten ilt, hier⸗ 
durch auch wirklih bereidhert fein muß, was in jedem Einzelfall 
bejonders zu prüfen ilt. 


(dgl. auch RG. 51 S. 80-83, wo die Stage der tatjädhlichen Bereicherung 
im Salle der 88 94, 946, 951 erörtert wird.) 


Yun ift aber im vorliegenden Salle A. durd die Einfügung der Steine 
des K. auf feinem Grundftück gar nicht bereichert, denn er muß ja die 
ganze Mauerarbeit einjchlieglich der von X. verwendeten Maueriteine 
bezahlen. . 

(Ebenfo Tobias, Eigentumserwerb durd; Derbindung im Acchio für zivili⸗ 

ftiihe Praxis Bd. 94 S. 454, Wolff in Sijhers Abhandlungen Bd.6 S. 65: 

„Det Beredynung der Bereicherung (beim Bau auf fremdem Grund und Boden) 

iſt die objektive Wertfteigerung .des Grundftüds Zu Grunde zu legen.“) 

Einen Gewährleiftunasanfpruh wegen rehtliher’ Mängel kann 
A. dem X. gegenüber nicht geltend machen. Es liegt hier ein Werkver- 
trag vor, bei defjen Regelung das Bürgerliche Gefeßbud keine befonderen 
Dorjäriften über Gewährleiftungspflicht bei Rechts mängeln und über 
Eigentumsverfchaffung aufgejtellt hat. Sollte aber $ 445 an ſich für an- 
wendbar erklärt werden, fo würde er hier nit angewendet werden 
können, weil A. tatjächlih das Eigentum an den Steinen des K. er- 
langt hat. 
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Da mithin A. nicht um den Wert der Steine des K. bereichert ijt, jo 
kann K. von ihm audy nicht auf Grund des 8 951 BGB. Erſatz ver- 
langen. 


Damit jcheiden aber auch etwaige Erſatzanſprüche gegen B. und C 
aus 8822 BGB. —, der an fi aud) im Salle des 8 951 BOB. an- 
wendbar ilt (vgl. Staudinger III 8 951 öiff. 1 f.) aus, denn erite Vor⸗ 
ausjeßung für die Anwendung des $ 822 BOB. ijt, daß eine condictio 
gegen den Deräußerer bejtand, was ſich aus den Worten ergibt: 
„ſoweit nicht infolgedeffen die Derpflichtung des Empfängers (d.h. des 
Erftempfängers der ungeredhtfertigten Bereicherung) zur Herausgabe 
ausgeſchloſſen ill”, 


II. a) Steht man dagegen auf dem Standpunkt, daß im Salle des 
8 951 BGB. eine Bereicherung kraft Geſetzes ſchon infolge der Redhts- 
verjchiebung, des Eigentumsverluftes, als vorhanden anzufehen ilt, ohne 
daß die Stage, ob wirklich eine Bereicherung defjen, zu defjen Gunften 
eine Rechtsänderung eingetreten ilt, vorliegt, zu erörtern ift, jo ergibt 
jich folgendes: 

A. haftet an fi} dem K. auf Sahlung desjenigen Betrages, um welchen 
der Wert des Grundftücks infolge des Einmauerns der Steine des K. ge= 
Itiegen il. Da aber das Grundftük fchenkungsweije an B. veräußert 
ift, ift A. nicht mehr bereichert. Wohl aber bejteht eine Haftung der 
nach 8 822 BGB., da infolge der Suwendung des A. an Ehdie Der- 
pflichtung des A. zur Herausgabe der Bereicherung ausgefäloffen ift!). 

(Dgl. auch Staudinger, BGB. III 8 950 3iff. 1f.) 

Da die B. nur haftet, „‚joweit infolge der Suwendung die Derpflich- 
tung des A. zur Herausgabe der Bereiherung ausgefchloffen ijt“, haftet 
B. niemals Kumulativ mit A. Nur dann haftet an Stelle der B. nadı 
wie vor A., wenn er vor der Deräußerung des Grundjtüks an B. den 
Mangel des rechtlichen Grundes, d. h. das urfprüngliche Eigentum des 
K. an gewillen Steinen erkannt hatte, da dann 8 819 BGB. Platz greift, 
der eine Ausnahme von 8 818 Abj.3 BGB. daritellt. 


b) Keinesfalls haftet aber €. infolge der unentgeltlichen Belaftung des 
Grundſtücks mit einem Nießbraud, da fich nicht infoweit die Derpflich- 
tung des Eigentümers vermindern und zum Teil auf den Nießbraucher 
abwälzen läßt. Es Tiefe fich aud zahlenmäßig kaum berechnen, in- 


1) Ebenjo Plank, BGB. Anm. 1a zu 8 951: „Der Anſpruch (d. h. aus 8951) 
richtet ſich gegen denjenigen, zu deſſen Gunfter die Rechtsänderung eintritt, d. h. 
gegen den Eigentümer des Grunditüds oder der Hauptſache oder den Der- 
arbeiter.” 
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wieweit der Nießbraucher als ſolcher durd) die Eigentumsperänderung 
des 8 946 BGB. bereidhert iſt. 

Sweifellos ijt zudem, daß der Nießbraucher nicht in vollem Umfang 
an Stelle des Eigentümers haften kann, weil ihm ja nit „das Er: 
langte“ jelbjt — nämlid) das Eigentum an den Mauerjteinen des K. —, 
fondern nur ein qualitativer Teil desjelben im Nießbrauch Zugewendet 
worden ilt. Da die Rechtsfolge des $ 822 BGB. nur eintritt, wenn der 
Empfänger „das Erlangte‘“felbft einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
hat, ilt eine Haftung des nur dinglich Berechtigten nad) $ 822 BGB. bei 
unentgeltlicher Belajtung ausgejchlofjen. 


III. Dem K. jteht ferner audy A., B. oder €. gegenüber Rein Weg- 
nahmerecht auf Grund der Bejtimmung des 8951 Abj.2 Sa 2 BGB. 
in Derbindung mit 8.997 BGB. zu. Denn Dorausfeßung diejer Bejtim- 
mung iſt, daf derjenige, weldyer den Rechtsverluft erleidet, auch im Be- 
fit der Hauptfade ilt oder war, weil $ 951 Abj.2 Sa 2 BOB. den 
8 997 nur dahin erweitert, daß das Wegnahmerecht aud) dann gegeben 
ilt, wenn ein anderer als der Befißer eine fremde Sache einfügte, 
während im übrigen die Dorfchriften, daß nur dem (früheren oder 
jetigen) Befiger der Hauptfache das Wegnahmereht zujteht, un- 
berührt bleibt. 

IV. Da neben 8 951 Abf.2 S. 1 BGB. die Dorfcriften über die Der- 
pflihtungen zum Schadenserfaß wegen unerlaubter Handlungen un- 
berührt bleiben, fragt es fi, ob K. nicht aus diefem Grunde einen 
Erſatzanſpruch gegen A. hat. Allerdings haben die Arbeiter anſcheinend 
fahrläſſig das Eigentum des K. verletzt. Gleichwohl haftet A. nicht für 
das Derfchulden der Arbeiter nach 8 831 BGB., weil nicht er, fondern 
X. fie zu diefer Derrichtung bejtellt hatte. Für ein Derſchulden des X., 
das etwa in mangelhafter Beauffichtigung oder Anweifung der Arbeiter 
liegen könnte, hat aber A. deshalb nicht einzujtehen, weil X. ihm gegen- 
über eine felbjtändige Stellung einnimmt!). 


1) dgl. hierüber die Ausführung des RG. (Bd. 51 S.200/1): „Deiteller zu 
einer Derrichtung“ ift nicht jeder, der in feinem Interefje einen anderen zu einem 
Tun auffordert. Der Wortlaut des 1. Satzes des 8 851 könnte Zwar Zu diefer 
Auffaffung führen. Denn unter dem Ausdruck „Derridtung” kann jede tatjädy- 
lihe oder Rechtshandlung verjtanden werden, und es wird auch das Wort- „be 
itellen" in Derkehr im weiteften Sinne für „beauftragen“, „erjuchen“, „Über: 
tragung eines Werkes“ gebraudit. Nach Sa 2 des $ 831 folk indes die Erjaß- 
pfliht nicht eintreten, wenn der Geſchäftsherr bei ber Auswahl der bejtellten Per. 
fon ufw. und, fofern er die Derrichtung zu leiten hat, bei. der. Leitung die im 
Derkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat ufw. Es wird hiernach ‚für die 
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Sall 28 bereitete den Kandidaten durchweg erhebliche Schwierigkeiten. 
Die 3weifelsfrage zu 8 951 BGB. war niemals bekannt. Durhweg 
wurde 8 951 BGB. ohne weiteres für anwendbar erklärt. Auf 5 822 
BGB. kamen nur wenige, wollten ihn aber teilweife aud, für die Nieß— 
braudsbeftellung anwenden, was gänzlich verfehlt ift. Ausführungen 
über das Wegnahmeredht fehlten gleihfalls, dafür wurden aber die 
Rechte des K. gegen X. häufiger behandelt, obwohl danach nicht gefragt 
ilt. Der Sal galt allgemein als „ſchwer“. 


Haftung des Bejtellers auf Grund des 8 831 vorausgejegt, daß er dem Beitellten 
gegenüber die Stellung des Gejkhäftsheren einnimmt. Dieje Stellung hat der Bes 
fteller aber nur dann, wenn er die erforderlihen Anordnungen für die Aus- 
führung der Derrihtung zu erteilen hat, wenn diejen von dem Bejitellten Solge zu 
leiften ijt, Tegterer aljo bei der Ausführung der ihm aufgetragenen Handlung von 
dem Willen des Beitellers abhängig ijt. Ijt dagegen von dem Beitellten eine Tätig- 
Reit verlangt, bei deren Ausführung er nad eigenem Ermejjen handeln und das— 
jenige vornehmen fol, was er auf Grund eigner Sachkunde und Erfahrung für 
zwedmäßig erachtet, jo hat derjenige, der ihn zu feiner Tätigkeit veranlaft hat, 
in Beziehung aufdas auszuführende Geſchäft nicht die Stellung des Geſchäftsherrn.“ 
10* 
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29. 
(Redhtsfall aus dem November 1912.) 


Der Rentner Aleris hat zu Pfingiten 1911 im Grunewald eine Brief- 
tajche mit 10000 M. Inhalt verloren. 

Der 61/3jährige Knabe Konrad, der mit Derwandten einen Spazier- 
gang im Grunewald madt, fieht die Tajche liegen, hebt fie auf und zeigt: 
fie feinem Detter, dem 22jährigen Bruno mit den Worten: „Die bringe 
ich meinem Dater nach Haufe.” Bruno aber entreißt ihm die Tafche und 
läuft damit fort. 

Am nächſten Tage fieht Bruno an der Anjchlagjäule eine Bekannt- 
madyung, in der Alexis feinen Derlujt anzeigt und dem ehrlichen Sinder 
500 MT. ausjeßt. 

Sogleich geht er zu Aleris, händigt ihm die Tafche nebit Inhalt aus 
und empfängt von ihm 500 M. 

Konrad hat inzwilchen den Sachverhalt feinem Dater erzählt. Der 
fragt an, ob er namens Jeines Sohnes 

1. von Aleris noch einmal 500 M. verlangen könne oder wenigitens 
den gejeglichen Sinderlohn oder gar 500 M. und den gefehlichen Sinder- 
Iohn, 

2. oder ob er von Bruno die Herausgabe der diefem gezahlten 500 MT. 
verlangen Rönne ? 
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I. Wer iſt als Sinder der Brieftafche anzujehen ?!) 

Konrad, denn er hat die verlorene Tafche gefunden und an ſich ge- 
nommen. Das „Finden“ iſt juriftifch ein Realakt oder, wie Wolff 
(Sachenrecht S.228 III) jagt, eine Geſchäftsbeſorgung, die ſich 
nicht als rechtsgeſchäftliche Tätigkeit darftellt. Daher find auch Geſchäfts⸗ 
unfähige hierzu imjtande, fofern fie einen Bejitwillen haben können, 
was zwar Tatfrage, hier aber zu bejahen ift, da Konrad bereits 61/5 Jahre 
alt und feinen Bejitwillen durch die Worte „Die bringe ich meinem 
Dater” zum Ausdrudk bringt. 

Wenn Bruno dem Konrad die Taſche entreikt, jo begeht er dem 
leßteren gegenüber „verbotene Eigenmadht‘‘, da er dem Befißer den Be- 
fit widerrechtlich entzieht (8 858 Abſ. 1 BGB.). 

II. Bedeutung der Auslobung und Derhältnis zu dem gefeßligen Ain- 
ſpruch auf den Sinderlohn. 

a) Die Auslobung ift als Willenserklärung nad} der Derkehrslitte jo 
zu verjtehen, daß Alexis für den Empfang der Brieftafhe nebjt Inhali 
500 M. mit Einfchluß des gefeglichen Sinderlohnes (nit alſo neben 
dem Sinderlohn!) zahlen will und auch dann von feiner Derpflihtung 
befreit fein will, wenn ihm die verlorene Taſche von einem anderen als 
dem Sinder gebradt werden follte ($ 135 BEB.). Ein Redis- 
anfpruch aus der Auslobung jteht natürlich nur dem wirklichen Finder 
zu, wenn die Taſche an den Derlierer zurückgelangt. Hiernady wird 
Alexis durch Sahlung des Sinderlohns an Bruno bei Überbringung der 
Brieftafche frei. 

b) Wird aber Aleris aud; von der Derpflihtung zur Sahlung des ge- 
ſetzlichen Sinderlohnes frei? Diejer Anſpruch konkurriert zweifellos 
mit dem Auslobungsaniprud und wird allerdings von dem höheren Aus- 
lobungsanſpruch durch deſſen Geltendmadjung konfumiert, ijt aber dann 
von praktifcher Bedeutung, wenn der gefegliche Sundlohn-Anfprud; höher 
ift als die ausgelobte Summe. An ſich beſteht hier der Anipruch des 
Konrad auf Zahlung des gefeglichen Sundlohnes fort. Gleichwohl iſt 
aber Aleris infolge der Zahlung der höheren Auslobungsfumme — der 
gefeglihe Sundlohnanjprud; beträgt nur ıM M. (bis 300 MT. 5%, dar⸗ 
über hinaus 1%) — an Bruno von der Zahlung des geſetzlichen Sund- 
Iohnes frei, was ſich als argum. a maiore ad minus aus 8 851 ergibt, 
welder bejagt: 

1) Sinder ift nad) $ 965 Abf. 1 BGB. nur derjenige, der eine verlorene 
Sahe findet und an ſich nimmt. Im Gegenjaß hierzu genügt beim Shaß- 
fund ($ 984 BB.) das bloße Entdecken, während für die Schatzfindereigenſchaft 


der Rechtserfolg der Entdeckung nicht davon abhängig iſt, daß der Bloßleger des 
Schatzes derjenige iſt, der ihn in Beſitz genommen hat (RO. 70 5. 309). 
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„Leiltet der wegen der Entziehung oder Bejchädigung einer beweg- 
lichen Sache zum Schadenserſatz Derpflichtete den Erſatz an denjenigen, 
in deſſen Befiße fich die Sache zur Zeit der Entziehung oder der Be- 
fchädigung befunden hat, fo wird er durch die Leiltung aud) dann be- 
freit, wenn ein Dritter Eigentümer der Sache war, oder ein jonjtiges 
Recht an der Sache hatte, es fei denn, daß ihm das Redt des Dritten 
bekannt oder infolge grober Sahrläfjigkeit unbekannt iſt.“ 

Hierzu führt Wolff in feinem Sachenreht (8 82 VI4 und Anm. 30) 
zutreffend aus: 

„Sahlt der Derlierer den Sundlohn an einen Überbringer der Fund: 
fache, der nicht der Sinder iſt (der fie 3. B. beim Sinder geitohlen oder 
von ihm zur Derwahrung erhalten hat), fo wird er damit auch dem 
wahren Sinder gegenüber befreit. — Das ergibt ein argumentum a 
maiore ad minus von 8 851 aus: Hält das Geſetz jogar einen Delin- 
quenten fürn ſchutzwürdig, weil er dem Beſitze vertraut, jo muß aud 
ein Derlierer in gleichem Dertrauen geſchützt werden.“ 

Dorausfegung ift natürlich, daß der Derlierer bei der Bezahlung des 
Sundlohnes oder der ihn mit enthaltenden höheren Auslobungsjumme 
gutgläubig den Überbringer der Sundfahe für den Sinder hielt. Nur 
dann fpricht die Dermutung dafür, daß der Beliter die verlorene Sache 
aud ſelbſt gefunden hat. 

c) Die Stage, ob Konrad 500 M. und den geſetzlichen Sundlohn ver- 
langen könne, ilt durch die Derneinung der beiden Einzelfragen bereits 
in verneinendem Sinne mitentichieden. 

III. Kann Konrad von Bruno Berausgabe der diefem gezahlten 500 MT. 
verlangen ? 

Die Stage iſt nad) 88 816 Abj.2, 818 Abj.2, 819 BGB. aud) für den 
Sal zu bejahen, daß Bruno um diefe Summe durch fofortige Ausgabe 
infolge diefer Zuwendung nicht mehr als bereichert anzujehen ilt, da 
er bein Empfang des Geldes den Mangel des Redıtsgrundes kannte. 
Denn die Leitung der 500 M. wurde an einen materiell Nichtberechtig- 
ten bewirkt, und diefe Leiltung ijt dem Berechtigten gegenüber nad) den 
vorjtehenden Ausführungen wirkjam; folglich iſt Bruno dem Konrad 
gegenüber zur Herausgabe der erhaltenen 500 M. obligatoriich ver- 
pflichtet. 

Die Derpflihtung des Bruno zur Auszahlung der 500 M. läßt ſich 
auch auf 88 687 Abf. 2, 681, 667 BGB. ſtützen, da die Einziehung der 
ausgelobten Geldfumme eine fremde Gejchäftsbeforgung baritellt, ob- 
wohl Bruno weiß, daß er zur Beforgung diejes Geſchäftes als eines 
eigenen nicht berechtigt ilt. 
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Schließlich kann als Klagegrund auch 8 825 Abj.2 BEB. heran- 
gezogen werden, da feitens des Bruno Schußgefebe verlegt find, nämlih ” 
8 858 Abj.ı BGB. und 8 249 bzw. 240 fowie 8263 des Strafgejeh- 
budhes. 

Alle dieſe Anſprüche konkurrieren dergeitalt, daß die erfolgreiche Gel- 
tendmahung des einen die anderen ausichließt. 





Sall 29 wurde im allgemeinen ausreichend gelölt. Dielfach fehlte es 
aber an einer getrennten Behandlung der Bedeutung der Auslobung 
und des gejeglichen Anjpruds auf den Sundlohn fowie ihr Rechtsver⸗ 
hältnis zueinander. Auch war das Heranziehen des 8 851 BGB. vielfach 
zu vermilfen. Überjehen wurde audy, daß die Rechte gegen Bruno in 
dreifacher Weiſe konkurrieren. Diefe Konkurrenz durfte nicht unerwähnt 
bleiben, fie gehört zu einer erihöpfenden Behandlung des an ſich recht 
einfahen Klaujurfalles. 
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50. 


6. hat gegen S. eine Darlehnsforderung in Höhe von 10000 M., wo⸗ 
für ihm S. eine Briefhypothek an feinem Grundftück beitellt hat. 

6. tritt einen Teilbetrag der Sorderung in Höhe von 3000 HT. durch 
Ichriftlichen Dertrag an 5. ab mit der Abrede, da nur die Sorderung, 
nicht die hypothek übergehen folle. 

Als die Sorderung fällig ilt, verlangt 5. von S. Zahlung von 3000 MT. 
unter Dorlegung der Abtretungsurkunde, die er aud erlangt. 

Darauf verlangt 6. von S. dahlung von 10000 M. S. bezahlt an 
6. 7000 M., die rejtierenden 3000 MT. zu zahlen weigert er fi, da er 
diefe Schuld ſchon an 5. beglichen habe. 

6. klagt nunmehr auf Grund der hypothek die 3000 M. ein. 

Iſt der Klage Itattzugeben ? 
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I. Die rechtswirkfame Abtretung eines Teiles einer Briefhnpothek er⸗ 
fordert nach 8 1154 BGB. die Abtretung der Teilforderung in der 
Weiſe, daß die Abtretungserklärung mindeltens in ſchriftlicher Sorm 
erfolgen muß, während die Annahmeerklärung aud; formlos gültig iſt, 
fowie die UÜUbergabe des Knpothekenbriefes ($ 1154 BGB.). An Stelle 
der Übergabe des ganzen Briefes genügt jedoch die Einräumung des 
Mitbeſitzes an demfelben (vgl. R6.69 5.39) oder die Herftellung und 
übergabe eines Teilhypothekenbriefes nah 8 1152 B6B., 861 GBO. 

Die Abtretung der Sorderung hat nun nad 8 1153 BGB. ſtets zur 
Solge, daß die Hnpothek auch dann auf den neuen Gläubiger mit über- 
geht, wenn ſich der Parteiwille nicht darauf erſtreckt. Letzteres ift bereits 
in 8401 Abf.ı BGB. ausgejprodhen, dort aber als jus dispositivum, 
im 8 1153 BGB. aber als jus cogens. Dies muß aud für die teilweile 
Abtretung der Sorderung gelten. 

Welchen Einfluß hat nun die ausdrückliche Dereinbarung, daß bei der 
Abtretung der Forderung bzw. teilweifen Abtretung derfelben der Über- 
gang der ganzen bzw. Teilhypothek auf den neuen Gläubiger aus- 
geihloffen wird? Nach 88 134, 1153 Abj.2 BGB. ift die Abtretung 
bzw. teilweife Abtretung der Sorderung nichtig, denn letztere Dor- 
[hrift befagt ausdrüklic, daß die Sorderung nicht ohne die Hnpothek 
übertragen werden kann, was auch für die Abtretung eines Teiles der 
Sorderung zu gelten hat. (So auch Wolff, Sachenrecht, $ 136 11.) 

Es kommt noch dazu, daß im vorliegenden Fall von einer Übergabe 
des Knpothekenbriefes, der Einräumung des Mitbefies daran oder der 
Bildung und Übergabe eines Teilhnpothekenbriefes an 5. nicht die Rede 
it, weshalb die Abtretung der Sorderung vermullih [yon wegen des 
Sormmangels nach 8 125 BGB. nichtig ift. Sollte aber die Form ge- 
wahrt fein, fo würde die dem Derbot des $ 1153 Abj.2 BGB. zuwider: 
laufende Dereinbarung die Abtretung nichtig machen. 

II. Nun hat aber 3. durch Einziehung der Teilforderung von 3000 HT. 
als Nichtberechtigter über die Forderung verfügt. Diefe Derfügung er- 
folgte mit Zuftimmung des berechtigt. gebliebenen G., folglich war jie 
nach 88 362 Abj.2, 185 BGB. wirkjam und die Schuld erloſch in diejer 
Höhe. Nach 81163 Abj.ı Say 2 BGB. erwarb daher der- Schuldner S. 
die hypothek in Höhe von 3000 MT. S. hat daher gegenüber der Klage 
des 6. „aus der hypothek“ — aljo der dinglichen Hnpothekenklage des 
8 1147 B6B.!) — eine Einrede gegen die hypothek ſelbſt, die ihm, dem 


1) Bei der Klage „aus der Knpothek“ wird kein Anſpruch 1.5. des $ 194 
BGB. geltend gemadıt, da der beklagte Eigentümer nit Zu einer Leiftung 
(Geldzahlung) an den Berechtigten verpflichtet iſt. Der Kupotbekengläubiger hat 
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Beklagten jelbit, zuſteht. Die Einrede deckt jich daher mit dem Beitreiten 
der Aktivlegitimation des Klägers. 

Der Beklagte kann ſich aber auch folgendermaßen verteidigen: In— 
folge der Sahlung der 3000 M. an 3. muß ©. die unwirkfame Alb- 
tretung der Sorderung nad 8 409 BGB. gegen ſich gelten laſſen, weil 
der Gläubiger 6. eine Urkunde über die Abtretung dem in der Urkunde 
bezeichneten neuen Gläubiger 5. ausgeltellt hat und diefer fie dem 
Schuldner vorlegt. Da 6. die Abtretung gegen ſich gelten laſſen muß, 
muß aud) in diefer Höhe die Schuld als erlofchen angejehen werden mit 
der weiteren Folge, da die Hypothek injoweit nach 8 1163 BGB. auf 
den Grundjtückseigentümer und Schuldner überging. Auch bei diejer Be- 
gründung kann S. dem ©. eine Einrede gegen die hypothek ſelbſt ent- 
gegenhalten. 


nur das Recht, im Wege der Zwangsvollſtreckhung des Grundftüks die Befriedi«- 
gung aus dem Derjteigerungserlöje zu erwirken. Horrekter Weife müßte daher 
Antrag und Urteil nit „auf Sahlung von... M. bei Dermeidung der Swangs- 
volljtredung in das Grundſtück“ oder auf „Derurteilung, die Swangspollitrekung 
in das Grundftük .. . wegen... . M. zu dulden“, jondern auf „Seftjtellung, 
-daß Hläger befugt fei, fidd wegen der Summe von ... M. und der Koften des 
Redtsjtreits aus dem Grundjtüc zu befriedigen“. So mit Recht Wolff, Sachen⸗ 
recht, $ 139 I. Auch bei fofortigem Anerkemntnis durdy den Beklagten muß leß- 
terer die Koften fragen, da Kläger aus dem Grunde Deranlafjung zur Klage hatte, 
weil er eines Dollitredkungstitels bedarf (ROLG. 13 S. 102). — Sur Begründung 
der dinglihen Hypothekenklage gehört übrigens auch die Angabe der Forderung, 
für welde die Hypothek bejtellt iſt, da die Hnpothek allein keine jelbjtändige 
Sorderung auf Sahlung einer Summe aus dem Grundftück begründet, vielmehr 
nur das Redt gibt, wegen einer Sorderung Befriedigung aus dem Grund- 
ſtüch zu juhen (ROLG6. 26 S. 153). Anderjeits gehört — abgefehen vom Ur- 
kundenprozeß — die Dorlegung des Knpothekenbriefes nicht zur Begründung der 
Hnpothekenklage ($ 1160). Leßtere hat nur zu erfolgen, wenn Schuldner fie ver— 
langt. So R6.55 5.228. „Der Gläubiger genügt feiner Dorlegungspfliht, wenn 
er den Brief dem Gegner zu einer Seit vorlegt, wo diefer die Prüfung vor- 
nehmen und etwaige Einreden, die ſich aus dem Briefe ergeben, noch im Redts- 
jtreit geltend mahen kann. Danach ijt aber nur eine Bereiterklärung zur Dor= 
Tegung, die erft nach dem Schluffe der mündlihen Derhandlung erfolgt, auf die 
das Urteil ergeht, nicht mehr rechtzeitig und daher nicht geeignet, die Abweifung 
der Klage zu verhindern. Erklärt Kläger in einer mündlichen Derhandlung, daß 
er bereit jei, den Brief vorzulegen, daß er ihn aber zurzeit nicht bei ſich habe, 
fo gibt der 8 1160 dem Richter nit die Befugnis, fofort auf Abweiſung der 
Klage zu erkennen, noch audy hat der Beklagte ein beredhtigtes Intereffe an einer 
folchen Abweijung, die nur zur Solge haben würde, daß die Klage jofort aufs 
neue angejtellt würde; vielmehr hat der. Richter der Bitte des Klägers, ihm eine 
Stift zur Dorlegung zu beftimmen, ftattzugeben, und erjt dann darf er auf Ab- 
weijung erkennen, wenn die Annahme begründet erjcheint, daß der Kläger den 
Brief nit vorlegen könne oder wolle.“ 
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Fall 30 wurde gewöhnlich von der Hälfte der Kandidaten ausreichend 
gelöft. Nur ganz vereinzelt kamen wenige auf die Anwendbarkeit des 
8185 BGB., meilt wurde nur mit 8409 BGB. operiert. Dielfad 
wurden 88 1137, 1138 B6B. herangezogen, obwohl beide hier nicht 
pafjen. 8 1137 BGB. ſetzt die Derfchiedenheit von Eigentümer und per- 
fönlihem Schuldner voraus, und 8 1138 BOB. ſchützt nur die auf Grund 
einer unberechtigten Derfügung Erwerbenden, nicht aber den Derfügen- 
den felbit, dem übrigens der ganze Sachverhalt jtets bekannt fein wird. 


Pfandrecht. 157 


31. 


S. hat bei feinem Freunde $. ein Darlehn in Höhe von 150 M. auf- 
genommen und ihm dafür eine goldene Uhr im Werte von 500 IT. ver- 
pfändet. Bei einem Befuche bei F. hat er diefem die Uhr heimlich weg- 
genommen. Wenige Tage darauf hat er die Uhr dem G., dem er 600 MT. 
Ichuldete, zum Pfande gegeben. Als die Sorderung des 6. fällig wurde, 
hat ©. die Uhr friſt- und formgeredht zur Deriteigerung gebradit. Der 
Erlös in Höhe von 400 AT. wurde dem 6. ausgezahlt, der ihn mit feinen 
Kaffenbejtänden vermifchte. X. hat die Uhr verfteigert und übergeben 
bekommen. 

1. 5. glaubt, gegen ©. oder X. Anſprüche zu haben. 

2. Wie wäre es, wenn F. dem S. die Uhr auf eine Woche geliehen 
hätte und diejer fie dem ©. unter Erzählung des ganzen herganges ver- 
pfändet hätte? 
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I. a) $. hat durch Einigung und Übergabe nach $ 1205 BGB. ein 
Dfandreht an der Uhr des S. erworben. Wenn jetzt $. dem F. das 
Dfand heimlich wieder wegnimmt, erlifcht das Pfandredt an ihmnicht, 
da keine Rückgabe des verbotener vorliegt ($ 1253 Abſ. 1 S.1 BGB.). 
F. könnte alfo das Pfandftük von S. nach 88 1227, 985 BOB. mit der 
dinglihen Pfandklage oder nach 88 858, 861 BGB. wegen verbotener 
Eigenmacht zurückverlangen. 

b) Nunmehr bejtellt S. dem 6. für deſſen Sorderung gegen ihn in 
Höhe von 600 M. an der Uhr ein Pfandredht. Damit erwirbt aud) ©. 
ein Pfandrecht an derjelben. 

Gleihwohl geht aber das Pfandrecht des F. dur den Pfanderwerb 
des 6. nicht unter, es bleibt vielmehr nad} 88 1208, 955 BGB. mit dem 
früheren Range beitehen, felbft wenn 6. hinfihtlih des Pfandrechts 
des $. gutgläubig iſt, weil das Pfandftüc dem abhanden ge 
kommen war, in welhem Falle nach 8 1208 Sah2 BGB. das grund- 
fälich der Belaftung mit dem Rechte eines Dritten vorgehende Pfand- 
reht — hier das des 6. — zurücktreten muß. Däs Pfandredt des 
Dorbejißers $. geht daher dem des 6. vor, ohne daß allerdings 5. dem 
Derkaufe durch den im Range nachitehenden, aber im Bejiß befindlichen 
Pfandgläubiger widerjprehen könnte, fofern er nicht jelbjt den Derkauf 
des Pfandes betreibt oder betreiben kann ($ 1232 B6B.). Lebteres 
kann $. aber dann nicht, wenn feine Sorderung 3. B. noch nicht fällig 
iſt. Kann F. aber den Derkauf felbit betreiben, jo kann er auf Grund 
feines vorgehenden Pfandrehts auch von ©. die Herausgabe des Pfan- 
des nach 88 1227, 985 BEB. verlangen. Lebteres hat aber im vor- 
liegenden Salle gehnidht getan. 

c) Als die Sorderung des 6. fällig wurde, hat er die Uhr frijt- und 
formgerecht zur Derfteigerung gebracht!). Infolgedefien iſt X. Eigen- 
tümer der Uhr nad 8 1242 Abf. 1 BGB. geworden. Das Eigentum des 
S. fowie beide Pfandrechte erlöfchen auch dann, wenn fie dem Erwerber 
bekannt waren (8 1242 Abj.2 BGB.). Nun hat aber $. an Stelle des 
Dfandrechts infolge des Surrogationsprinzips nad $ 1247 BOB. ein 
Pfandreht am Erlöfe erworben. Dieje Vorſchrift bejagt: 


1) Die Dorausjegungen des rehtmäßigen Pfandverkaufs find: 1. Fälligkeit 
der Geldforderung (8 1228). 2. Derkauf nur fo vieler Pfandjtüdke, als zu feiner 
Befriedigung erforderlid; find (8 1230). 3. Wahrung der Dorjchriften der 55 1234 
bis 1240 (Androhung der Derjteigerung, Derkauf duch öffentliche Verjteige- 
rung, die im 8 383 Abj.3 definiert wird, öffentliche Bekanntmachung von Seit und 
Ort der Derfteigerung, Derjteigerung nur gegen Barzahlung [$ 1238] ujw.). Die 
Wirkung rechtmäßiger Derjteigerung regelt $ 1242 — der auch für die Swangs- 
vollftrekung gilt (R6.61 5.328333), die der unrehtmäßigen 88 1243,1244. 
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„Soweit der Erlös aus dem Pfande dem Pfandgläubiger zu feiner 
Befriedigung gebührt, gilt die Forderung als von dem Eigentümer be= 
richtigt. Im übrigen tritt der Erlös an die Stelle des Pfandes.“ 

Don dem Erlöfe in Höhe von 400 M. gebühren nun dem 5. als vor- 
gehenden Pfandgläubiger 150 M., und der Reit von 250 M. dem ©. 
mithin durfte 6. fi nur 250 M. vom Erlöfe aneignen, während er 
an dem Reft — 150 M. — Eigentum für den bisherigen Eigentümer 
S. erwarb, an welchem Betrage F. nach 81247 Sat 2 BGB. ein Pfand⸗ 
recht erwarb. 

(Wurde der Erlös in einer Summe gezahlt, fo entjtand Miteigentum 
an derjelben zwiihen ©. und S., und 5. erwarb an dem Eigentums- 
anteil des S. en Pfandredit.) 

Yun hat aber 6. auch die Summe von 150 MT. — die dem S. als 
Eigentümer, dem $. als Pfandgläubiger zuftand — mit feinen eigenen 
Geldbeſtänden vermifcht. Infolge diefer Dermifchung entſtand nach 55948, 
947 Abſ. 1 BGB. Miteigentum an diefen 150 M. zwilchen $. und 6.1). 
Nach 8949 Sak2 BGB. erſtreckt ſich infolgedeffen das Pfandrecht des 
F. auf den Miteigentumsanteil des S., der daher auch keinen Kechts- 
verluft erleidet, jo da 8 951 BGB. ausiheiden muß. 

Da $. ein Pfandrecht an dem Miteigentumsanteil des S. hat, kann er 
nach 8 1258 Abf.2 BGB. nad) dem Eintritt der Derkaufsberehtigung 
die Aufhebung der Gemeinſchaft ohne Zuftimmung des Miteigentümers 
S. verlangen. Diefe Teilung erfolgt, da bei Geldſummen eine „Teilung 
in Natur‘ möglich ift, nad! 8 752 BGB., d. h. durch Sahlung des Be- 
trages von 150 M. an $. feitens des ©. ohne daß S. feine Suftimmung 
hierzu erteilen brauchte. 


II. Wenn $. dem $. die Uhr nach erfolgter Dfandbeitellung auf eine 
Woche geliehen hatte, fo ging nad 81253 Abj.ı BEB. — welder 
zwingenden Redtes iſt — das Pfandrecht des $. unter. Die Dereinbarung 
der Rückgabe der Dfandfache hat daher nur obligatorifche Wirkung 
und das Pfand müßte erſt erneut beitellt werden mit Wirkung ex nunc. 
Wenn nun S. dem 6. ein Pfandredht an der Uhr beitellte, erwarb diejer 
— obwohl er von dem ganzen Hergang Kenntnis hatte — ein Dfand- 


1) 8948 Abſ. 1 i. V. mit 8 947 Abi. 1 BGB. gilt auch für die Vermiſchung 
von Geld. Nicht aber gilt 8 947 Abſ. 2, da die einzelnen Geldſtücke nicht im Der- 
hältnis von haupt- und Nebenſache zu einander jtehen. So mit Kecht RG. i. Straf]. 
in DJs. 1905 S.459. Bei Dermijdhung von Geldftücken tritt alfo jtets Mit— 
eigentum, niemals Alleineigentum ein. Anderer Anſicht ijt Wolff Gachenrecht, 
8 72 111 3), der 8 947 Abf. 2 für anwendbar erklärt und demgemäß bei der Geld- 

vermengung unterjheiden will, ob eine Geldmaſſe als Hauptſache anzufehen ijt. 
Dem iſt nicht beizutreten. 
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recht an der Uhr. Diefes Pfandrecht geht aber dem obligatorijchen An⸗ 
ſpruch des F. gegen $. auf Wiedereinräumung des Pfandredits vor. 

Gegen 6. hätte $. nur dann emen Schadenserſatzanſpruch, wenn man 
der vom Reichsgericht vertretenen Anſicht folgt, daß der Erwerb eines 
Gegenitandes in Kenntnis des Bejtehens des obligatorifhen Anſpruchs 
eines Dritten auf diefen_Gegenjtand gegen $ 826 BOB. -verftößt?!). 

Wohl aber wäre dem ©. ein Schadenserjaganjprud aus 8 280 Abf. 1 
BOB. gegen S. gegeben, weil die Erfüllung des Anfpruchs auf Rück⸗ 
gabe aus dem Leihverhältnis (8 604 Abj.ı BGB.) infolge eines vom 
Schuldner S. zu vertretenden Umftandes unmöglich geworden ijt, wes- 
halb der Schuldner dem F. den durch die Nichterfüllung entſtehenden 
Schaden zu erjegen hat. Da der Schaden hier darin bejteht, daf dem F. 
ein Pfandobjekt entzogen ijt, dürfte die Derpflichtung zum Schadens» 
erſatz nach $ 249 BGB. in der Beftellung eines neuen Pfandobjektes im 
Werte von hödhitens 500 M. beftehen. 





Sall 31, der zweifellos zu den fehwierigiten Klaufurarbeiten gehört, 
wurde feinerzeit bei Teilnahme von zwanzig Kandidaten von fünf „gut, 
fünf „vollkommen ausreihend‘” oder „ausreichend“, der anderen Hälfte 
nicht ausreichend gelöft. Dielfach zeigten die Kandidaten gänzliche Un— 
bekanntheit mit den Vorſchriften des Pfandrechts, zu deffen eingehenderem 
Studium mander augenfheinlich nicht mehr gelangt. So war der In- 
halt des 8 1208 BGB. unbekannt, foweit:$ 935 BGB. in Stage kam. 

Dann wurde vielfach infolge der Derjteigerung ein Mliteigentum am 
Erlös zwifchen 6. und $. angenommen. Aud der Inhalt des $ 1247 
B6B. war vielen gänzlich verjchloffen. Daß infolge der Vermiſchung 
8949 Sat 2 BGB. Anwendung findet, war vielfach ebenfo unbekannt 
wie die Eriltenz des 8 1258 BGB. Die zweite Stage wurde im all 
gemeinen richtig gelöft, do fehlte es an einer Erörterung der Rechte 
des gefchädigten . — Bemerkenswert ijt, daß ſämtliche Kandidaten, 
welche den Redhtsfall „gut“ oder „ausreichend“ gelöft hatten, auch jämt- 
li die Prüfung beftanden haben, während von der anderen Hälfte nur 
einer die Prüfung nicht beftand. Allgemein wurde der Sall als „jehr 
ſchwer“ bezeichnet. 


1) Dgl. Soll 6 Ill. 


IV. Klaufurfälle aus dem Familienrecht. 


Mohn, Klaufurarbeiten. 1. 11 
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82. 
(Rechtsfall aus dem Jahre 1912.) 


Die 22jährige Margarete Bolmer ijt feit 1908 mit Bruno Walker 
verlobt. Nachdem fie ihm die Beiwohnung geitattet hat, tritt Walker 
aus nichtigen Gründen vom Derlöbnis zurück. Sie verlangt nunmehr 
von ihm eine Ehrenentihädigung von 2000 MT. und Erfa der Aus: 
lagen, die fie in Erwartung der Ehe gemacht hat, in Höhe von 200 MT. 

Auch der Dater, der ein Derlobungsfeit veranftaltet hat, verlangt Erſatz 
der Unkolten in Höhe von 150 M. 

Bruno Walker erkennt die Anſprüche jchriftlich als berechtigt an, nur 
bezüglid) der Ehrenentjchädigung beihränkt er fein Anerkenntnis auf 
den Betrag von 500 M. 

Ein Gläubiger der Marg. B., der Kaufmann Seeger, Täßt wegen einer 
Sorderung von 300 UT. den Anjprud) jeiner Schuldnerin auf Sahlung 
der Ehrenentihädigung in Höhe von 300 MT. pfänden und fih an Sah— 
lungsitatt zum Nennwert überweifen. 

Bald darauf verloben fih Bruno Walker und Margarete Bolmer von 
neuem miteinander troß der Abmahnung der Brauteltern. Auf die Srage, 
ob feine Braut ihm nunmehr den Schuldanerkennungsichein wiedergeben 
wolle, erklärt fie, daß fie ſich das noch überlegen müffe. Bevor fie fich 
enticheidet, ftirbt Bruno Walker. 

Welche Kechte haben Mlarg. B., ihr Dater, der Kaufmann Seeger 
gegen den Erben Walkers ? 


11* 
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I. a) Die Pfändung und Überweifung der Ehrenentihädigung feitens 
des Gläubigers der Margarete Bolmer ift wirkfam, denn leßtere Konnte 
eine jolhe nad! 8 1300 Abj.1 BGB. verlangen und ihr Anſpruch ift 
auch von Walker fariftlih anerkannt worden (8 1300 Abj.2 BGB.). 
Die Dorausjeßungen des $ 781 BGB. find damit erfüllt. 

b) Margarete Bolmer kann auch Erja der Auslagen in Höhe von 
200 M. von Walker verlangen, weil fie diefe Auslagen in Erwartung 
der Ehe gemacht hat, da der Derlobte grundlos vom Derlöbnis zurück- 
getreten iſt (8 1298 Abſ. 1 BGB.). 

Desgleichen ſteht ihrem Vater ein Anſpruch auf Erſatz der Koſten für 
das Verlobungsfeſt nad) $ 1298 BGB. zu, weil dieſe einen Aufwand 
darjtellen, der in Erwartung der Ehe von dem Dater der Braut ge- 
macht wurde). 

Auch die Anſprüche des Dater Bolmer haben durd; das fchriftliche An- 
erkenntnis des Walker einen abjtrakten Charakter erhalten, fofern 
— was aus der Aufgabe nicht klar erjichtlich ift — Bruno Walker auch 
mit dem Dater einen abitrakten Anerkenntnisvertrag i. S. des 8 780 
B6B. jchloß?). 


II. Welchen Einfluß hat nun die Wiederverlobung des Walker mit 
Sräulein Bolmer auf die bereits entjtandenen Anſprüche? 

Das Bürgerliche Geſetzbuch jchweigt. 

1. Auf denSYhikaneparagraph (8 226 BGB.) können fich die Erben 
des Walker — die Anſprüche find paſſiv vererblich — nicht berufen, 
da die Geltendmachung der Anſprüche nicht nur den Sweck haben kann, 
den Erben Schaden zuzufügen. 

2. Auch eine exceptio doli generalis — die in $$ 826, 249 BOB. ent- 
halten iſt ( KG. 58 S.356/7) — kann nicht den Anjprüchen entgegen- 
gejeßt werden, weil zur Geltendmachung diejer Einrede ftets ein dolofes 
Derhalten des Gläubigers erforderlid; iſt, das zur Entitehung der Sorde- 
rung beigetragen hatte. Hiervon Rann aber bei der Sachlage keine 
Rede fein. 


1) Dgl. Wolff, Samilienredht, 1. Hälfte 8 6 Il a) S.25. 

) Das Anerkenntnis des $ 780 BOB. erfordert den Willen der Parteien, 
eine abjtrakte Derpflihtung des Derjprehenden zu begründen. Dies Tiegt 
dann nicht vor, wenn lediglid das Bejtehen einer bereits vorliegenden Schuld 
bejtätigt wird. Die Angabe des urjprünglihen Schuldgrundes ſchließt die An- 
nahme eines Ronjtitutiven Schuldanerkenntnijjes nit aus, wohl Kann aber in der- 
artigem Kalle ein Anhaltspunkt für die Annahme des Willens, Reineabjtrakte 
Derbindlichkeit zu begründen, gefunden werden. Andererjeits kann aud troß 
Sehlens einer causa im Anerkenntnis des Derjpredhenden Kein abjtraktes Der- 
jprehen vorliegen. Maßgebend iſt aljo lediglih der Parteiwille. 
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3. Wohl aber können fich die Erben des Walker der Margarete 
Bolmer gegenüber auf 8 157 BGB. jtüßen, und zwar aus folgenden 
Gründen. 


Die Anſprüche aus 8 1298 und 8 1300 BGB. haben den Charakter 
von Schadenserfaganfprüchen wegen Nichterfüllung, fie find nicht etwa 
deliktilcher Natur. 

Vgl. audy Staudinger IV I 8 1298 öiff. 4 u. $ 1300 öiff. 5. 

Wenn ſich nun die entlobte Braut von neuem mit dem früheren Bräuti- 
gam verlobt, verzichtet fie damit gleichzeitig auf die Schadenserjaß- 
anfprüche wegen Nichterfüllung, und ihr Bräutigam nimmt diefen Der- 
ziht an, fo daß alfo nady $ 157 BGB. ein Erlaßvertrag (8 398 BGB.) 
bezüglich der Anjprüche der früheren Braut vorliegt. Dieſer jtilljchwei- 
gende Erlaß liegt bereits in der Wiederverlobung, weshalb es gleich— 
gültig ift, daß Bruno Walker nad) der Zweiten Derlobung um Rüdk- 
gabe des Schuldanerkenntnisicheines bittet und feine Braut ſich darauf 
noch nicht enticheidet. Der Erlaßvertrag it formlos gültig, weshalb es 
auch nicht der Rückgabe des Schuldicheines bedarf. Es ilt auch an— 
zunehmen, daß fich der Erlaß auf das abjtrakte Schuldanerkenntnis 
eritreckt. Tliimmt man an, daß er nur die Raufalen Anjprüce ergreift, 
fo können die Erben des Walker den Anjprüchen nur eine Einrede aus 
8 812 Abſ. 1 Sa 2 BOB. entgegenhalten. 


III. Können fi) die Erben Walkers dem Seeger gegenüber, welcher 
die Anjprücde der Margarete Bolmer auf Zahlung der Ehrenentichädi- 
gung in Höhe von 300 MT. pfänden und fich an Sahlungsitatt zum 
Nennwert überweifen Tieß, auf $ 157 BGB. berufen? Die Stage ijt 
deshalb zu verneinen, weil die Sorderung auf die Ehrenentihädigung 
in diefer Höhe auf Seeger übergegangen war und die urjprüngliche 
Gläubigerin keine Dereinbarungen bezüglidy) der Sorderung in diefer 
Höhe mit Wirkfamkeit gegenüber dem Seeger treffen Ronnte!). 8 404 
BGB. — der auch für die Swangsvollitrekung gelten muß?) — kommt 
dem Seeger gegenüber nicht zur Anwendung, weil der Einwand zur Seit 


1) Dies überjieht Woff, Samilienreht, $6 Anm. 10, welcher der Anjicht ift, 
daß durch die Wiederverlobung die Anjprühe aus 8 1298 BGB. — und damit 
aud aus 8 1300 BEB. — „zerjtört" werden, was an ſich richtig ijt, aber nicht 
für vorliegende Srage eingewendet werden kann. 

2) Soauh RG. & S. 278/279: „Der auf Grund der Überweifung zur Einziehung 
erhobenen Klage gegenüber können daher die Einwendungen, welche dem Beklagten 
gegen feinen bisherigen Gläubiger bis zur Überweijung zuſtanden, aud) ferner 
entgegengefegt werden.” Dieje für das gemeine Recht ergangene Entfheidung dürfte 
auch für das BGB. aufrecht zu erhalten jein. 
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der Abtretung der Sorderung gegen die bisherige Gläubigerin nicht be= 
gründet war. 

IV. Der Anſpruch des Daters dagegen wird durch die Wiederverlobung 
nicht berührt, da er mit derjelben nicht einverjtanden war. Folglich 
kann hier auch von einem ftillihweigenden Erlak zwiihen Walker und 
dem Dater der Margarete nicht geiprochen werden. Andrerjeits konnte 
auch die Tochter keinen Erlakvertrag bezüglich ihres Daters [chließen!). 
Der Anſpruch gegen die Erben Walker beiteht daher troß der Wieder: 
verlobung fort. 


Sall 3A machte den Kandidaten meijt größere Schwierigkenen. Das 
Eingehen auf den Redhitscharakter der Anjprüdhe aus 81298 und 81300 
BOB. war falt durchweg zu vermilfen. Aud auf das Dorliegen eines 
ſtillſhweigenden Erlaßvertrages Ramen nur wenige. Meilt wurde aud 
überfehen, daß dem Seeger ein Einwand nicht entgegengehalten werden 
kann. Bezüglich der Anjprühe des Daters der Margarete wurde zu— 
meijt im Wolffichen Sinne entjchieden, was ich nicht für richtig halte. 


1) Das überjieht Wolff, Samilienrecht, $ 6 Anm. 10, welcher durdy die Wieder: 
verlobung auch den Anjprud der Eltern untergehen läßt. Der von ihm zitierte 
8 328 BGB. Kann als ganz finguläre Vorſchrift hier niht herangezogen werden 
und ijt gerade etwas ganz Seltenes! 
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33. 
(Redtsfall aus dem April 1912.) 


Der Kaufmann Berger hatte von Sräulein Meier ein Darlehn von 
300 M. erhalten. Im Jahre 1909 verheiratete fich Frl. Meier mit dem 
Reditsanwalt Reid. Im Jahre 1910 jtarb Reid} und wurde von feiner 
Stau als Unwerlalerbin beerbt. Darauf Rlagte die Witwe Reich gegen 
Berger auf Rückzahlung des Darlehns. Beklagter wendete ein, der 
Ehemann der Klägerin habe ihn bereits im Jahre 1909 belangt. Der 
Drozeß ſei durch einen Dergleich beendet worden. Er habe darauf200 MT. 
gezahlt und dafür von dem Ehemann eine Quittung über die gefamte 
Summe erhalten. Die Quittung legte er vor. 

Die Klägerin entgegnete, allerdings habe ſich in den Büchern ihres 
Mannes der Eintrag von 200 M. gefunden, jedoch habe ihr Mann 
offenbar das Geld für ſich verwendet und ihr den ganzen Dorgang ver- 
ſchwiegen. 

Beklagter erwiderte, das Vorbringen der Klägerin ſei unerheblich, da 
ſie ja Univerſalerbin ihres Mannes geworden ſei, dadurch habe der Der- 
gleich Rechtswirkfamkeit erlangt, wenn er folche, was aber beitritten 
werde, nicht gehabt habe. Jedenfalls brauche er die 200 M. nicht noch— 
mals zu 3ahlen. 

Wie hat das Amtsgericht auf Grund diefes Progeßergebnilfes zu ent- 
Icheiden ? 
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1. Da es fich im vorliegenden Sall um die Entſcheidung eines Sivil- 
prozeſſes handelt, find nad) 8 288 SPO®., da die beiderjeitigen tatjäd}- 
lichen Behauptungen der Parteien nicht beitritten find, die vorgetragenen 
Tatſachen als feititehend zu berückfichtigen. 

11. Die Darlehnsforderung von 300 M. hat Sräulein Meier als ein- 
gebrahtes Gut in die Ehe eingebradit, da zu unterftellen iſt, daß fie 
ihrem Ehemann Reid) im gejeglihen Güterrechte lebt (51363 Abſ. 1 BGB.). 

Über diefe Sorderung der Srau hat der Ehemann veffügt, indem er 

1. die Sorderung in Höhe von 100 M. duch einen Erlaßvertrag zum 
Erlöihen brachte; 


2. die Reftforderung von 200 M. durdy Annahme der gefchuldeten 
£eiltung zum Erlöſchen bradte. 

Diefe Derfügungen hat der Ehemann in einem Prozeß getroffen. Swar 
war er nad) 8 1380 BOB. befugt, die Forderung feiner Ehefrau im 
eigenen Namen einzuklagen. Diefes Klagereht gibt ihm aber nicht die 
Befugnis zu Derfügungen über die eingeklagte Forderung ohne Sujtim- 
mung der Stau (8 1375 B6B.t). Beide Derfügungen find daher der 
Stau gegenüber unwirkjam. 


Yun heißt es im Thema, daß der Ehemann Reid; mit dem Kaufmann 
Berger einen „Vergleich“ gejhloffen habe. Auch der Prozeßvergleich 


1) So auch RG. 775. 34—36. Daraus folgt aud, dak der Mann bei Leiſtungs⸗ 
klagen Klagen muß entweder 

a) auf Leiftung an beide Ehegatten, denn beide zufammen können über die zum 
eingebrachten Gut gehörende, vom Mann geltend gemachte Sorderung verfügen ;oder 

b) auf Ceiftung an die Srau, denn darin liegt zugleich feine Suftimmung 
zur Derfügung der Srau über den geltend gemachten Anſpruch, der durch An⸗ 
nahme der geſchuldeten Leiſtung untergeht ($ 362 BGB.); oder 

c) auf Leiſtung an ji unter Sujtimmung der Stau; oder Schließlich 

d) auf Leitung an jid} ohne befondere Zuſtimmung der Srau, wenn der 

Mann über den fraglichen Gegenſtand jelbjt frei verfügen kann, 3. B. bei der 

Klage auf Herausgabe einer verbraudbaren Sache ($ 1376 Siff. 1 BGB.). 

Das rechtskräftige Urteil im Prozeß des Mannes wirkt aber nur dann für und 
gegen die Frau, wenn der Mann über den geltend gemachten Gegenjtand frei 
verfügen kann (vgl.d) oder wenn — wie RG. 77 5.35 ausführt — die Stau 
der Prozegführung dur den Mann zugejtimmt hat. Soweit das Urteil nicht 
gegen die Srau wirkt, kann diefe aljo jelbjtändig nad; $ 1400 Abj.2 BGB. oder 
nadı Auflöfung der Ehe nody einmal Klagen. 

Auch die Stau felbft iſt nach $ 1400 Abf. 2 BGB. zur gerichtlichen Geltend- 
mahung eines zum eingebradhten Gute gehörenden Redhtes befugt, wenn der 
Mann feine Zuftimmung hierzu erteilt hat. Dieje Zuftimmung gehört aber zur 
Begründung ihrer Aktivlegitimation. Wird die behauptete Zuftimmung nicht vom 
Beklagten bejtritten oder gilt fie im Derfäumnisververfahren als zugejtanden, fo 
ift ihre Aktivlegitimation vom Gericht als begründet Zu unterjtellen. Dieje 
Zuftimmung des Mannes kann auch durch konkludente Handlungen oder durch 
formlofe Erklärung erfolgen (Dal. R6. 60 S. 86/7). Klagt die Frau mit dem 
Sufaße „im Beiftande ihres Ehemannes“, fo bejagt das lediglich, daß der Mann 
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ſteht nach herrſchender Anſicht unter den Vorausſetzungen des 8779 
BGB.i). Er erfordert demnach, abgeſehen von dem Streit über ein 
Redhtsverhältnis — der hier vorliegt — die Befeitigung desjelben durch 
einen Dertrag im Wege gegenjeitigen Nachgebens. Es genügt 
alfo nicht, daß der eine Teil allein nachgiebig it, auch der andere 
muß „nacgeben‘“. 

Diefes Nahgeben erfordert nur, daß jeder dem andern von feinem 
perjönlihen Standpunkt aus ein Opfer bringt, und es genügt jedes tat- 
ſächliche Nachgeben. (So mit Redt R6K. 3iff.4 zu 8779.) Ob nun 
auf feiten des Berger ein ſolches Nachgeben vorliegt, kann aus dem Sall 
nicht erfehen werden. Es könnte aber jehr wohl in dem Derziht auf 
etwa begründete Einreden liegen. Die bloße Sahlung der Schuldſumme 
oder gar nur eines Teiles feitens des unbedingt verpflichteten Schuldners 
genügt aber nicht zur Annahme eines Dergleiches. Es mag aber unter- 
ftellt werden, daß Berger tatſächlich auf Einwendungen verzichtet Hat. 

Diefer Dergleich ift aber materiell unwirkjam, weil in demfelben 
ein Erlaßvertrag gejchloffen wurde, der, wie bereits erwähnt, ohne Su- 
ftimmung der Ehefrau unwirkjam it. Da aber nad herrichender An 
ficht nur ein materiell und formell wirkjfamer Dergleid) die Wir- 
kung der Beendigung eines jchwebenden Prozeſſes hat, folgt hieraus 
zunädjit, daß die Rechtshängigkeit des vom Ehemann geltend gemachten 
Anfprudhs im erjten Prozeß nicht erloſchen ijt?). 


mit der Progeßführung feiner Frau einverjtanden ift, er wird dadurd nidyt etwa 
Partei und kann daher im Prozeß der Srau als Seuge vernommen werden (RO. 60 
S. 85—87). über die etwaigen Derfügungen der Srau im Prozeſſe und die Sorm 
ihres Klagantrages gilt das zu a) bis c) für die Derfügungen des Mannes im 
Prozeß Ausgeführte. 

Süt Paffivprozeffe in Bezug auf das eingebrahte Gut ift nur die Srau 
pajjivlegitimiert. Doch wirkt das gegen die Frau ergangene Urteil dem Manne 
gegenüber in Anfehung des eingebrachten Gutes nur dann, wenn der Mann der 
Prozefführung der Srau zugeftimmt hat ($ 1400 Abſ. 1 BGB.), es fei denn, 
daß die Zuftimmung nad) $ 1407 BGB. nicht erforderlich ijt. Hat der Mann die 
erforderlihe Sujtimmung zur Progeßführung der Frau nidt erteilt, jo wirkt 
das Urteil gegen die Srau ‚nicht gegen ihn. Aus der erteilten Sujtimmung folgt 
aber nicht, daß das gegen die Stau ergangene Urteil aud in das eingebradite 
Gut der Srau vollitreckbar wäre. Dies ift vielmehr nach 8 739 3PO. erjt dann 
zuläflig, wenn der Mann zur Duldung der Swangspolljtrekung verurteilt ijt. Eine 
notwendige Streitgenofjenjchaft liegt bei gleichzeitiger Klage gegen Mann und 
Stau nit vor, denn die Leijtungspflict der Srau kann beitehen, die Duldungs- 
pfliht des Mannes aber fehlen (RG. 59 $. 234). Ob der Mann zur Duldung 
3u verurteilen ift, hängt davon ab, ob der Gläubiger der Stau nad) 881411 bis 
1414 BGB. Befriedigung aus dem eingebrachten Gut verlangen kann. 

1) So au R6.48 S. 183. 

2) Wegen der großen praktijchen Bedeutung der Anſicht des Reichsgerihts auch 
für Klaufurarbeiten mag hier der Standpunkt des Reichsgerichts näher begründet 
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111. Yun fragt fi) aber, ob die an fich unwirkjamen Derfügungen des 
Reich nachträglich wirkjam geworden find, weil Reich veritorben iſt und 
feine Ehefrau als Univerfalerbin hinterlajfen hat. Nah 8 185 Abj.2 
B6B. wird die Derfügung eines Tichtberechtigten über einen Gegenſtand 
wirkfam, wenn er von dem Berechtigten beerbt wird und diejer für die 
Naclaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet. 

Die Konvaleizenz der unwirkjamen Derfügungen des Mannes tritt 
alfo — da ihre Genehmigung nicht behauptet wird — nur dann ein, 
wenn die unbefchränkte Haftung der Frau feititeht. 


werden. Nach RG. 65 5.420 kann ein durch einen unwirkjamen Vergleich ab- 
geſchloſſener Prozeß fortgejegt werden. Nach RG. 78 S. 289/290 hat das aber 
in folgender Weiſe zu geſchehen: 

a) Der frühere Redtsitreit ijt ohne weiteres fortzujegen, wenn die Stage 
jtreitig wird, ob der angebliche Prozeßvergleich nad) feiner äußeren Form und mit 
Rüdfiht auf den Inhalt der darin abgegebenen Parteierklärungen wejentliche 
Mängel zeigt und ob hiernad; der Urkunde die Eigenjhaft eines volljtrekbaren 
Dergleihs i. S. der 88 160 Nr. 1, 794 Nr. 1 5P®. abzufprehen iſt. 

„Diejer Sall wäre 3. B. gegeben, wenn das den Dergleid; enthaltende gericht— 
lihe Protokoll wejentlihe Mängel aufweilt, wenn eine Partei beim Dergleidhs- 
abjchluffe nicht gehörig vertreten war oder wenn die abgegebenen Erklärungen 
nach Wortlaut und Sinn den Rechtsbegriff eines Dergleihs offenbar nidt er- 
füllen. Hier kann der Richter des früheren Prozeſſes ohne weiteres auf Grund 
des Inhalts feiner Akten erkennen, ob der Verſuch der Befeitigung des Prozep- 
vergleichs gerechtfertigt ift; es hätte daher keinen Sinn und Sweck, den An- 
fechtenden auf den Weg eines bejonderen Prozeſſes zu verweilen. Dasjelbe 
muß gelten, wenn beide Parteien übereinjtimmend erklären, der Prozeßver⸗ 
gleich ſoll keine Wirkung haben, als ob der Prozeßvergleich nicht geſchloſſen 
worden wäre.“ 

b) Es iſt dagegen zunächſt ein neuer Prozeß anzuſttengen, in welchem über 
die Stage entjchieden wird, ob der alte Prozeß durd einen wirkjfamen Der- 
gleich beendigt wurde. Wird in dem neuen Prozeß entſchieden, daß der Der: 
gleich rehtsunmwirkjam iſt, jo kann nunmehr der alte Prozeß fortgejegt 
werden, als fei der Vergleich nit erfolgt; wird dagegen die Wirkjamkeit des 
Dergleihs durch das Seftjtellungsurteil bejaht, jo ijt der alte Prozeg durch den 
Dergleihh definitiv rehtswirkjam beendet. 

Ein neuer Prozeß ijt erforderlich in den Fällen, in denen 
„vom Anfechtenden die Ungültigkeit des Prozeßvergleichs nit aus bloßen Redits- 
gründen gefolgert, fondern auf die tatſächlichen und beftrittenen Behauptungen 
gegründet wird, daf es an einer auf den Vergleichsabſchluß gerichteten Willens- 
übereinftimmung der Parteien gefehlt habe, daß der Beklagte auch den Der- 
glei dur; argliftige Täuſchung zuſtande gebraht und der Kläger ſich 
bei der Annahme des Vergleichsvorſchlages über den Inhalt eines Teiles der 
Abmachungen in einem weſentlichen Irrtum befunden habe. Es bedarf hiernach 
zu der Feſtſtellung, ob der Vergleich ungültig iſt, noch eines weiteren, hinſicht- 
fi, feiner Ausdehnung ungewiffen Derfahrens. In einem ſolchen Salle muß 
angenommen werden, daß nach Abjchluß des Dergleihs eine Sortjegung des 
dadurch erledigten Redttsitreits jo lange unftatthaft ift, bis die Ungültigkeit 
des Vergleichs in befonderem Prozeſſe feſtgeſtellt ift. 

Diefes Ergebnis entjpriht auch am beiten den Bedürfniffen der Praris.“ 
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Liegt nun im Prozeß die Behauptungslajt für den Eintritt der uns 
beichränkten Haftung hier dem Beklagten ob oder der Klägerin für das 
Gegenteil ? | 

Man wird der erften Anlicht beitreten müfjen, weil der Beklagte einen 
rehtspernihtenden Einwand geltend madt, deſſen Dorausjegun- 
gen er zu behaupten und zu beweifen hat. Su diejen Dorausegungen 
gehört aber auch der Eintritt der unbejhränkten Haftung der Klägerin, 
wie der Wortlaut des 8 185 Abj.2 BGB. klar ergibt. Der Beklagte hat 
bier das Dorliegen diefer Dorausjeungen nicht behauptet. In der Draris 
würde in diejer Richtung das richterlihe Sragerecht auszuüben fein. Da 
jedoch auf Grund des bisherigen Prozeßergebnifjes entfchieden wer- 
den foll, ijt nad dem Parteivorbringen eine Konvaleſzenz der beiden 
Derfügungen des Mannes nad) -8 185 Abj.2 BOB. nicht eingetreten. 
mithin it auch der Prozeßvergleich auch nicht nachträglich wirkjam ge- 
worden. 

IV. Welde Solge hat aber die Sahlung von 200 M. feitens des 
Schuldners an den Mann der Gläubigerin? Der Beklagte behauptet, 
jedenfalls diefe zweihundert Mark nicht zahlen zu brauden. 

Materiellretlich erfolgte die Sahlung des Berger an Reich aus dem 
Grunde, jich von feiner Schuldverbindlihkeit gegenüber der Srau Reich 
zu befreien. Da diefe Wirkung infolge des Sehlens der Zuſtimmung der 
Stau nicht eingetreten iſt, Rann Berger diefe Summe mit der condictio 
causa data causa non secuta (8812 Abj.1 Sag 2 BGB. zurückverlangen. 
Die Derpflichtung hierzu geht nad} 88 1922, 1967 BGB. auf die Ehe- 
frau Reid) als Univerjalerbin ihres Mannes über. Der Beklagte könnte 
daher in diefer Höhe mit feiner Sorderung gegen die Klageforderung 
aufrechnen. Daß etwa Nadhlaverwaltung oder Nachlaßkonkurs er- 
öffnet worden und aus diejem Grunde eine Aufrechnung unzuläflig fei 
($ 1977 B6B.), iſt von der Klägerin nicht behauptet worden. 

Prozeſſual liegt aber eine Aufrehnungserklärung nicht vor, denn dieſe 
erfordert eine rechtsgefchäftliche Erklärung der Aufrechnung. Wenn der 
Beklagte meint: „jedenfalls brauche er die 200 MT. nicht nochmals zu 
zahlen“, fo ilt dies eine Rechtsanſicht, aber keine Willenserklärung. 

In der Praris würde der Richter auch hier das Stagerecht ausüben 
müfjen und demgemäß den Beklagten fragen, ob er nicht wenigitens mit 
dem Kondiktionsanſpruch aufrechnen wolle. 

Da aber hier auf das bisherige Prozeßergebnis hin eine Entiheidung 
gefällt werden foll, fo muß davon ausgegangen werden, daß eine Auf- 
rechnung nicht erfolgt ift. “ 

V. Schlieglid fragt ſich noch, ob nicht vielleicht eine Abweilung der 
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Klage ſchon aus dem Grunde der Rechtshängigkeit des Anſpruchs im 
erſten Prozeſſe zu erfolgen hat!). Die Frage iſt zu verneinen, weil die 
Reditshängigkeit nur eine Einrede erzeugt — vgl. 8263 Ziff. 3PO. — 
die hier vom Beklagten nicht erhoben iſt. Im Gegenteil vertritt Teßterer 
fogar die Anficht, daß der Prozeßvergleich wirkjam und der erjte Prozeß 
mithin beendigt fei. 

Nach vorjtehenden Ausführungen ergibt jich, daß das Gericht die Der- 
fügungen des Mannes als unwirkjam behandeln und demgemäß den Be= 
klagten zur Sahlung von 300 MT. verurteilen muß, weil die Darlehns- 
forderung der Stau nod) fortbeiteht. 


Sall 33 wurde im allgemeinen ausreichend gelölt. Hauptfehler der 
ganz überwiegenden Mehrheit der Kandidaten war die lediglich materiell- 
rechtliche Behandlung des Falles, ohne auf die prozefluale Seite ein= 
zugehen. Bedenken gegen die Annahme eines Dergleiches wurden von 
keiner Seite erhoben, obwohl fie doch zweifellos bejtehen. Daß die An- 
nahme der gefchuldeten Leiltung eine Derfügung über eine Sorderung 
ilt, ift keineswegs allgemein bekannt, ebenfo wie die Tatjache, daß ein 
materiell unwirkjamer Vergleich kein Prozeßbeendigungsgrund ilt. Bei 
Anwendung des 8 185 BGB. gingen die meilten Kandidaten von dem 
Grundfa der unbeihränkten Erbenhaftung aus und nahmen demgemäß 
eine Konvalefzenz der unwirkfamen Derfügungen des Mannes an. Das 
halte ich nicht für richtig, ſcheint auch der Steller der Aufgabe nicht ge= 
meint 3u haben, weil er des weiteren die Srage nach der Bedeutung der 
Sahlung der 200 M. erörtert wiljen will. Bejaht man die Konvaleizenz 
der Derfügungen, fo find beide Derfügungen des Mannes wirkjam ge= 
worden. Bei nur befchränkter Haftung der Srau würde allerdings eine 
Konvalefzenz nicht eingetreten fein, gleihwohl aber eine Aufredinung aus 
8812 Abſ. S.2 BGB. wegen der 200 M. von praktifcher Bedeutung 
fein. Schließlich fehlte durchweg ein Eingehen auf die Recdtshängigkeit 
des im erjten Prozeß geltend gemachten Anjprudjs. 


1) Zu beadıten ijt, daß bei Beendigung eines vom Ehemann in Bezug auf ein 
zum eingebraditen Gut der Stau gehörendes Recht angeſtrengten Prozejjes dur 
den Tod des Mannes 8 239 3PO. keine Anwendung finden kann, weil die Srau 
nit Rechtsnachfolgerin ihres Mannes bezüglid; des geltend gemachten Rechtes 
wird, da es ja ihr eigenes Recht verbleibt. Hier findet aljo Reine Unter« 
brech ung des Redisitreits, vielmehr eine Sukzefjion der Srau in das Prozeß- 
rechts verhältnis ftatt, jo daß der Prozeß ohne weiteres auf die Ehefrau als Partei 
übergeht. Gleiches gilt übrigens bei Beendigung des Amtes der Parteien kraft 
Amtes, 3.B. bei der Konkurs, Swangs- und Nahlafverwaltung bezüglich ſchwe— 
bender Prozeſſe. Dgl. Stein 5P®. 8 241 III. 
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54. 
(Redhtsfall aus dem Jahre 1913.) 


Die Witwe D. leiht ein ihr gehöriges Buch über den Erwerb der po— 
litiſchen Rechte durch die Stau der im ordentlichen gejeßlihen Güter- 
itande lebenden Ehefrau £. auf drei Monate, wobei fie der £. dringend 
ans herz legt, das Bud in ihrem perjfönlichen Bejit zu erhalten und es 
weder ihrem Manne noch fonit jemand zugänglich zu machen. 

Der Ehemann £., der das Bud) bei feiner Frau liegen fieht, nimmt es 
troß ihres Widerfpruches an ſich mit der Begründung, daß er ſich über 
die in dem Buch behandelten Sragen unterrichten wolle. 

Nun kümmert fi Frau £. nicht mehr um das Bud}, obwohl Jie weiß, 
dak ihr Mann fehr nachläſſig ift. 

Als Srau D. nad) drei Monaten’das Bud) zurückverlangt, ilt es ſtark 
beihädigt und infolgedejlen um 2 M. entwertet. Jetzt klagt Frau D. 
gegen die beiden Eheleute £. mit dem Antrage 

1. fie als Öejamtfchuldner zur Sahlung von 2 M. zu verurteilen, 

2. den Ehemann zu verurteilen, wegen der zu 1. bezeichneten Schuld 
auch die Swangsvolljtreckung in das eingebrachte But der £. zu dulden. 

Wie ilt zu entjcheiden ? 
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Swilhen Frau £. und der Witwe liegt ein Leihvertrag bezüglich des 
Budes vor, der auch ohne duftimmung des Mannes der Stau L. nad 
8 1399 Abj. ı BOB. wirkjam ijt. Als Entleiherin haftet Frau L. nad) 
8 276 BGB. für Vorſatz und Sahrläffigkeit. Sie mußte daher das Bud, 
das ihr der Mann widerredtlich entzogen hatte, von leßterem zurück⸗ 
fordern. Ihr bloßer Widerſpruch gegen die Wegnahme nützte nichts, ab- 
gefehen davon, daß lich ein Recht des Mannes zur bloßen Einjichtnahme 
des Buches vielleicht aus 88 1353, 1354 BGB. reitfertigen ließe. Sum 
Behalten des Buches war er aber nicht berechtigt und die Srau mußte 
daher — eventuell im Klagewege — auf Herausgabe des Beſitzes wegen 
verbotener Eigenmadit gegen ihren Mann vorgehen, zumal fie wußte, 
daß ihr Mann ſehr nadhläflig ſei. Tat ſie dies nicht, jo verleßt fie auch 
die Beitimmung des 8 603 Sat 2 BGB. derzufolge der Entleiher ohne 
Erlaubnis des Derleihers nicht berechtigt ift, den Gebraudy einem Dritten 
zu überlaflen. 

Stau £. haftet daher aus 88 276, 249 BGB. auf Schadenserfaß wegen 
der ſchuldhaften Unterlaffjung und des infolgedelfen entjtandenen Scha- 
dens. 8 276 BGB. ſpricht allerdings nur von einer Dertretungspflicht 
des Schuldners. Nach herrſchender Anficht kann aber dieje Dertretungs- 
pflicht nicht anders verwirklicht werden als dadurd, daß der Schuldner 
dem anderen Teil den Schaden erfeßt, der demfelben durd fein vorfäß- 
liches oder fahrläfjiges Handeln entitanden ilt. (Dal. R6.66 5.291.) 

a) Baftet nun Frau £. auch mit ihrem eingebrahten Gut für den Er- 
fat des Schadens? Nach 81412 Abſ. 1 BGB. haftet das eingebradite 
Gut für eine Derbindlihkeit der Frau, die aus einem nad) der Eingehung 
der Ehe vorgenommenen Rehtsgejchäft entiteht nur dann, wenn der 
Mann feine Zujtimmung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt oder wenn das 
Redhtsgefchäft ohne feine Zujtimmung ihm gegenüber wirkjam ift. Yun 
hat aber der Mann im vorliegenden Salle feine Zuſtimmung durch Ron- 
kludente Handlung erteilt, weil er das Bud an fi} genommen, es ge- 
lefen und behalten hat. Darin Liegt die Zuſtimmung zum Abſchluß des 
£eihvertrages. 

b) Haftet aber aud; der Mann ? 

Auch Hier ift wieder davon auszugehen, dat das Rechtsverhältnis 
zwiihen dem Ehemann £. und der Witwe D. das des Eigentümers einer 
Sache zu deren Befiker ift. Es gelten alfo die Dorjchriften der 88 989 ff. 
B6B. Nach 8 992 haftet der Befißer, wenn er ſich den Beſitz durd; ver- 
botene Eigenmadt verfchafft hat, dem Eigentümer nad! den Vorſchrif⸗ 
ten über den Schadenserfag wegen unerlaubter Handlungen. Da dem 
Mann eine fahrläfjige Sahbefchädigung zur Laft fällt, haftet er alfo 
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nach 8823 Abf.ı BGB. gleichfalls auf Erſatz der 2 M., um welche 
das Buch entwertet wurde. 

c) haften Frau £. und ihr Ehemann aber als Geſamtſchuldner? Die 
Stage ift deshalb zu verneinen, weil der eine Teil aus Delikt, der andere 
unabhängig davon aus einer Dertragsverlegung haftet, ohne daß beide 
infolge eines inneren Sufammenhanges Schuldner geworden find. 

Dal. R6.61 S. 61: 

„Die erwähnte Geſetzesvorſchrift (d. h. 8426) beruht auf der An⸗ 
Ihauung, daß zwijchen den mehreren Geſamtſchuldnern einlinneres 
Sculöverhältnis, ein Gemeinſchafts verhältnis beiteht, kraft deſſen 
fie ‚einander zu der erforderlihen Mitwirkung und Beitragung bei der 
Leiſtung verpflichtet find, fofern nicht nach dem inneren Derhältnifje 
die Leiltung nur von einem oder einigen Genofjen zu bewirken ijt‘. 
(Motive zum BGB. Bd.2 S.169ff.; Mugdan, Materialien S. 93 ff.) 
Daraus ergibt jich dann die gegenleitige Ausgleichungs- und Regreß- 
pflicht. Ein ſolches Gemeinjhaftsverhältnis bejteht aber nur, foweit 
ein Gejamtjhuldverhältnis im Sinne des Geſetzes ($ 421) zugrunde 
liegt, und nicht auch in Fällen, in denen ohne das rechtliche Band der 
Solidarität nur zufällig, aus verfchiedenen, voneinander völlig une 
abhängigen Schuldögründen die Derpfliditung mehrerer auf einen 
gleichen Leijtungsinhalt oder mitdemjelben Obligationszwecke begründet 
it; aljo namentlich nicht in den Sällen, die von der neueren Theorie 
als foldhe der ‚unechten Solidarität bezeichnet werden. — — — 

Als Beilpiele hierfür pflegt man wohl anzuführen die Derpflihtung 
des Branditifters und diejenige des Derficherers gegenüber dem Brand- 
bejchädigten, den Hall, wenn ein Mieter oder Entleiher die Sache ver- 
tiert oder vernachläſſigt, und infolgedellen ein Dritter die Sache be= 
ſchädigt oder jtiehlt. Lebterenfalls ijt der eine aus Delikt, der andere 
unabhängig davon durch Dertrag zum Erſatze desjelben Schadens 
verpflichtet.‘ 

Und ferner R6.79 S.290/1: 

„Eine ſolche Rechtsgemeinjchaft (d. h. wie fie 88 421, 426 erfordern) 
beiteht allerdings nicht in den Sällen der fog. unechten Solidarität, wo 
mehrere Perjonen Tediglich zufällig und ohne inneren Zufammenhang 
gleichartige Leitungen einem und demfelben Gläubiger in der Weife 
ſchulden, daß der wirtfchaftliche Sweck der Schuldverpflichtungen durch 
einmalige Leiſtung an den Gläubiger erreicht wird und deshalb der 
Gläubiger nur einmal Sahlung verlangen kann.” 

Etwas abgeſchwächt iſt die erjtgenannte Entjcheidung durh RG. 82 
S. 439: 
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„Sur Annahme eines Gejamtjchuldverhältniffes im Sinne von 8 421 
bedarf es nicht eines gemeinjchaftlichen oder gleihen Entitehungs- 
grundes ; aud) wenn der eine nur aus unerlaubter Handlung oder nur 
kraft bejonderer geſetzlicher Beſtimmung, und der andere nur auf 
Grund eines Dertrages auf Schadenserfaß haftet, Rann ein Gejamt- 
Ihuldverhältnis vorliegen. Erforderlih iſt nur, daß fie nicht ohne 
jeden inneren Sujammenhang Schuldner geworden find. — — — — 
Ein ſolcher Sujammenhang ift hier gegeben, weil die beiderjeitigen 
Shuldgründe nur formell verjchieden find, materiell aber demjelben 
Tatbeitande — dem Zuſammenſtoß der beiden Sahrzeuge — ent- 
Ipringen und daher zufjammengehören.” 

Da hiernach nur ein unehtes Geſamtſchuldverhältnis vorliegt, kann 
eine Derurteilung beider Ehegatten nur zur Sahlung als „unechte Ge⸗ 
ſamtſchuldner“ erfolgen. Nun iſt aber von der Klägerin der Antrag auf 
Derurteilung des Ehepaares „als Gejamtjchuldöner” geitellt. Sweifellos 
Rann der Kläger diefen Antrag berichtigen, da es jidy hierbei um eine 
Bejhränkung des Klageantrags in der hauptſache handelt (8 268 öiff. 2 
SPO®.), während im übrigen der Klagegrund derjelbe bleibt. Wenn die 
Klägerin aber auf ihrem urlprünglichen Antrage beharren follte, jo 
müßte ihre Klage abgewiejen werden, da die „Geſamtſchuld“ im Der- 
glei zur „unechten Geſamtſchuld“ ein aliud darjtellt. Der Richter darf 
aber nicht einfad; die Worte „als Geſamtſchuldner“ jtreichen und „als 
unehte Geſamtſchuldner“ dafür ſetzen oder einen der Beklagten her- 
ausgreifen und ihn verurteilen, die Klage gegen den anderen aber ab- 
weilen, was ganz willkürli wäre). 

d) Wird der Antrag in dem zu c erörterten Sinne von der Klägerin 
berichtigt, fo hat jchlieglicd auch eine Derurteilung des Ehemannes zur 
Duldung der Swangsvollitreckung in das eingebradhte Gut zu erfolgen, 
ohne welche nur eine Zwangsvollſtreckung in das Dorbehaltsgut der 
Stau möglich wäre. Wie zu a ausgeführt wurde, haftet das eingebradite 
Gut, weshalb die Klägerin Befriedigung aus demjelben nah 8 1411 
Abſ. 1 BGB. verlangen Bann. Nach $ 739 5P®. muB aber zur Der- 
urteilung der Srau zur Leiltung noch die Derurteilung des Mannes zur 
Duldung der Swangsvollitrekung in das eingebradyte Gut Hinzutreten, 
um leßtere zu ermöglichen ?). 

1) Das Gleiche gilt, wenn Hauptjchuldner und Bürge als „Gejamtihulöner“ 
belangt find, da aud; hier keine Geſamtſchuld vorliegt, weil die Derpflidhtung des 
Gejamtfchuldners keineswegs alle Schickjale der urjprünglihen Derpflidtung des 
andern Geſamtſchuldners trägt im Gegenjat zu der Verpflichtung des Bürgen 


(vgl. au! RG. 65 $. 159). Vgl. Sall 37. 
2) Das Urteil gegen den Mann ijt ein Leijtungsurteil und kann nad} $ 708 ff. 
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Fall 34 wurde faſt allgemein richtig gelöſt. Mitunter wurde die Haf- 
tung der Stau auf 8 286 BGB. geſtützt. Doch ift der Schaden im vor⸗ 
liegenden Salle nicht durch den Derzug entjtanden. Daß der Mann nach 
88 989, 992, 823 BGB. haftet, wurde nur felten feitgeftellt, meijt wurde 
die Baftung allein auf $ 823 BB. geſtützt, was falſch iſt. Auch wurde 
vielfach überfehen, daß eine Haftung der Eheleute als Gefamifhuld- 
ner niht in Stage komint, obwohl in fajt allen Eramensfällen, in 
denen von „Geſamtſchuld“ die Rede ilt, eine ſolche gerade nicht vorliegt, 
es ſich alfo um eine ſog. „Salle” handelt, in welche leider viele immer 
wieder hineingeraten. 


3PO. für vorläufig volljtrekbar erklärt werden. Die Kojten trägt der Mann 
nicht nur dann, wenn er die Sorderung bes Gläubigers der Frau oder die Haftung 
des eingebradhten Gutes bejtritten hat, jondern auch dann, wenn er bei fälligen 
Schulden der Srau nichts Zur Befriedigung des Hläubigers getan hat (Dgl, Gaupp⸗ 
Stein, 3PO. II 8 739 II 6). 


Mohn, Klaufurarbeiten. 1. 12 
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39. 
(Reditsfall aus dem Mai 1910.) 


Die unverehelichte N. Hat drei uneheliche Kinder. A. von X, C. von 
D), bezüglich des B. ift es ftreitig, ob es von X. oder von V. iſt, da 
beide in der kritifchen Zeit der IL. beigewohnt haben. 1). heiratet darauf 
die N. und legt dem Kinde A. feinen Namen bei.. Dom Kinde B. nimmt 
er an, daß er der alleinige Dater fei. Als er erfährt, daß die n. auch in 
der Kritiichen Seit (Empfängnis der B.) mit X. und auch früher mit 
mehreren anderen Männern verkehrt hat, erhebt er die Eheanfechtungs- 
Klage. 

Im Derlauf derfelben erjcheint die IT. bei TI und erſchießt Y, €. und 
ſich felbit. Alle drei fterben kurz hintereinander. 

Wie find die Erbredhte ? 


11* 
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I. Rechtsfolgen der Eheihließung der N. mit D). 

Infolge der Eheichliegung der N. mit D). gilt bezüglich ihrer unehe- 
lihen Kinder folgendes: 

1. €. ijt nach 88 1719, 1720 BGB. durd nachfolgende Ehe legitimiert 
worden, hat aljo die rechtliche Stellung eines ehelihen Kindes erworben. 

2. B. iſt gleichfalls nach 88 1719, 1720 BGB. dur nachfolgende Ehe 
legitimiert, obwohl es ſtreitig ift, ob D). fein Dater ift, weil außer D). 
auh X. in der Empfängniszeit der N. beigewohnt hat, da Reinerlei An 
haltspunkte dafür vorliegen, daf es den Umjtänden nach offenbar un- 
möglich ift, daß die Mutter das Kind aus der Beiwohmung mit T). emp- 
fangen hat. 

3. A. dagegen hat die Stellung eines unehelihen Kindes beibehalten, 
da X. unzweifelhaft als fein Dater bezeichnet wird. Die Beilegung des 
3unamens bes Ehemannes der I. nad} $ 1706 Abf.2 Sa 2 BGB. hat 
niht zur Solge, daß das uneheliche Kind die Rehtsitelfung eines ehe- 
lichen erhält. 

II. Die Rechtsfolge der Eheanfechtungsklage. 

Als D). nad) der Cheſchließung von dem Dorleben feiner Srau erfährt, 
erhebt er nach $ 1333 BOB. die Eheanfechtungsklage, da er ſich bei der 
Eheichliegung über folhe perjönliche Eigenjchaften des anderen Ehe- 
gatten geirrt hatte, die ihn bei Kenntnis der Sadlage und bei ver- 
ftändiger Würdigung des Wefens der Ehe von der Eingehung der Ehe 
abgehalten hätte. Dazu gehört aber auch ein Irrtum über die Dir- 
ginität der Stau. 

Im Derlauf des Prozeſſes wird zunädft I). von der IE. erſchoſſen. Dies 
hat nach 8 628 3PO. zur Solge, daß der Rechtsſtreit in der hauptſache 
als erledigt anzufehen ijt, es aljo zu keiner Entiheidung in der Haupt- 
ſache kommen kann. Nur wegen der Koften findet die Unterbredyung 
oder Ausjeßung des Prozejjes und die Aufnahme durch die Rechtsnach- 
folger ftatt. Über die Koften wird durch Endurteil noch 699 Ubſ. 3 3PO. 
— mit dem Rechtsmittel der fofortigen Beſchwerde — entſchieden und fie 
werden derjenigen Partei auferlegt, welche den Prozeg im Augenblick 
des Todes der einen Partei verloren hätte, fo daß es alfo indirekt in 
den Gründen des Urteils zu einer Entjcheidung über die hauptſache 
kommt, die aber im Urteilstenor felbit nicht zum Ausdruck gebracht 
werden darft). 

Iſt die Ehe nun nichtig, weil ein Urteil in der hauptſache nicht mehr 
ergehen kann? 81343 BGB. befagt folgendes: 


1) Dal. Gaupp-Stein, 5P®. I 8 9ı III, S. 271/2. 
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„Wird eine anfechtbare Ehe angefochten, fo it fie als von Anfang 
an nichtig anzufehen. Die Dorjhrift des $ 142 Abj.2 findet Ans 
wendung. 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klage an- 
gefochten worden iſt, kann, folange nit die Ehe für nichtig erklärt 
oder aufgelölt it, nicht anderweit geltend gemacht werden.“ 

Daraus folgt, daß die Tichtigkeit der im Wege der Klage angefochtenen 
Ehe erit dann geltend gemacht werden kann, wenn die Ehe für nichtig 
erklärt oder durch Tod oder Scheidung aufgelöjt worden ift. Obwohl 
eine Nichtigkeitserklärung nicht erfolgt ift und nicht mehr erfolgen kann 
(8 628 3PO.), ilt aber die Ehe gleichfalls als nichtig anzufehen — wenn 
ein Anfefungsgruns beitanden hat — fofern fie durch den Tod eines 
der Ehegatten aufgelöft worden iſt. Diefe Nichtigkeit kann nit mehr 
im Wege der Anfechtungs= oder Tichtigkeitsklage geltend gemacht wer- 
den, jondern nur im Wege einer befonderen Sejtitellungsklage, die jeder 
dritte Interefient hat (8 256 3PO.), oder auch gelegentlich eines anderen 
Prozeſſes, 3.B. eines Erbichaftsprozefies, incidenter fejtgeitellt werden). 
Da im vorliegenden Sall ein Anfehtungsgrund beitanden hat, ijt die 
Ehe der Parteien demnad als nichtig anzufehen. 

Nach 88 1721, 1699 BGB. hat die Tlihtigkeit der Ehe gleichwohl keinen 
Einfluß auf die Rechtsftellung der Kinder €. und B., fofern nit beide 
Ehegatten die Anfechtbarkeit der Ehe gekannt haben (88 1699 Abf. 1, 
1913 Abſ. 1 Sa 2, $ 142 Abſ. 2 BGB.), was nicht der Sall iſt, da N). 
die Ainfechtbarkeit der Ehe erit nad; der Ehefchliefung erfahren hat. 
Die Kinder €. und B. bleiben daher eheliche Kinder der N. 

III. Die Erbredte. 

1. Gejeglihe Erben des H. find bei deſſen Tode die beiden Kinder B. 
und C. nad) $ 1926 Abſ. 1 und 4 B6B., und Zwar zu gleichen Teilen. 
Die Ehefrau hat nicht das Erbredit des $ 1931 BGB., weil die Ehe im 
Augenblick des Todes des T). nichtig war, die N. alfo nicht als „über- 
lebender Ehegatte des Erblafjers” anzufehen ift. 

2. Gejeßlihe Erben des C. find an fi nach 81925 Abf.ı und 2 BGB. 
defjen Eltern, alfo Y). und Srau N., je zur Hälfte. Da aber zur Zeit des 
Erbfalles der Dater D). nicht mehr Iebt, fo treten feine Abkömmlinge 
nad) den für die Beerbung in der erjten Ordnung geltenden Dorfhriften 
(5 1925 Abj.3 Say 1 BGB.) an feine Stelle. Hier kommt alfo nur B. 
in Stage, welder mit Frau I. je zur Hälfte Erbe des €. iſt. Zu 
beachten it aber $ 2339 Ziff. BEB., demzufolge Srau N. wegen vor- 


1) Dal. Staudinger, BOB. IV 1 8 1343 3iff. 2 u. 3. 
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ſätzlicher und widerrechtliher Tötung des C. erbunwürdig iſt. Mit der 
Reditskraft des auf die Anfechtungsklage des 8 2342 BGB. ergehenden 
Urteils auf Seltitellung der Erbunwürdigkeit der N. gilt der Anfall an 
jie als nicht erfolgt und ihre Erbichaft fällt denjenigen an, die berufen 
fein würden, wenn die Erbunwürdige zur Seit des Erbfalls nicht gelebt 
hätte, wobei der Anfall als mit dem Eintritt des Erbfalls als erfolgt 
gilt ($ 2344 BOB.). Das find hier A. und B., da Frau N. aud von 
ihrem unehelichen Kinde beerbt wird (8 1705 BÖB.). Jedes der Kinder 
bekommt aljo nad} Geltendmachung der Erbunwürdigkeit ihrer Mutter 
ein Diertel des Nachlaſſes des C. dazu. 

3. Gefjeßlihe Erben der Frau N. find ſchließlich deren drei Kinder. 
Da €. aber bereits tot it, Rommen nur A. und B, in ‘Stage, die je zur 
Hälfte Erben der Mutter werden (88 1924, 1705 BOB.). 





Sall 35 wurde vielfach auch von fonit tüchtigen Kandidaten verfehlt. 
Zunächſt war häufig 8 1706 Abſ. 2 Satz 2 BGB. unbekannt. Auch die 
Rechtsfolgen der Anfehhtungsklage und die Bedeutung des $ 1343 BOB. 
in Derbindung mit 8628 3PO. waren vielfach nicht bekannt, wobei 
8628 3PO. überhaupt häufig überjehen wurde. Dielfach wurde auch 
unter Ülberfehung der 88 1781, 1699 BGB. als Solge der Ehe-Anfed;- 
tungsklage angenommen, daß C. und B. wieder als uneheliche Kinder 
zu gelten hätten! Die meiften Sehler wurden bei der Sejtitellung der 
Erbrechte gemacht, wobei zudem die Erbunwürdigkeit der Mutter zu⸗ 
meift überjehen wurde. So wurde der Stau N. ein Ehegattenerbrecht 
gegeben (ein ſchlechter Gedankenfehler !), die Perjonen verwedjelt und 
ſchließlich auch in einem Salle alle Erbteile zufammengezählt, ohne da 
bedacht wurde, daß es ſich doch um drei ganz verjchiedene Erbmaſſen 
handelt, die niemals zufammengezählt werden können. 


V. Klaufurfälle aus dem Erbredt. 
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50. 


A. gibt feinem Dater ein Darlehn von 1000 M. B., der Bruder des 
A., übernimmt hierfür die felbftjchuldneriiche Bürgſchaft; kurz nad 
Sälfigkeit des Darlehns jtirbt der Dater und wird von A. und B. je 
zur Hälfte beerbt. 

Dor der Erbauseinanderjeßung klagt A. gegen B. auf dahlung von 
1000 IM. 

Mit Redt? 

B. meint, er brauche hödjitens auf 500 MT. zu haften. 
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1. Durch die Hingabe des Darlehns von 1000 M. an feinen Dater er: 
warb A. gegen ihn eine Darlehnsforderung auf Rückzahlung ($ 607 
B6B.). Dieſe Sorderung ging mit dem Tode des Daters gegen die Mit- 
erben, die als Geſamtſchuldner hierfür haften (88 1922, 2058 BEB.). 
Nun gehört aber A. felbit zu dieſer Miterbengemeinfchaft, die aus A. 
und B. bejteht. Wie haften nun die Miterben untereinander? Man 
könnte denken, daß fie untereinander nad} $ 426 BGB. nur zu gleihen 
Anteilen — hier alſo jeder zur Hälfte — haften. 

Yun bejtimmt aber der von der Auseinanderjehung der Miterben han- 
delnde 8 2042 Abſ. 2 BGB., daß die 88 749 Abj.2 und 3 und 55 750 
bis 758 BGB. der Gemeinihaft Anwendung finden follen. Der hiernad 
in bezug genommene 8 756, welche von der Aufhebung der Gemeinſchaft 
ſpricht, bejteht: 

„Bat ein Teilhaber gegen einen anderen Teilhaber eine Sorderung, 
die ſich auf die Gemeinihaft gründet, fo kann er bei der Aufhebung 
der Gemeinſchaft die Berichtigung feiner Forderung aus dem auf den 
Schuldner entfallenden Teile des gemeinfhaftlihen Gegenſtandes ver- 
langen. Die Dorfchriften des 8 755 Abj.2, 3 finden Anwendung.” 
Es kann nun keinen Unterfchied machen, ob dem fchuldenden Teil- 

haber nur ein einzelner Teilhaber als Gläubiger gegenüberjteht oder 
eine Mehrheit von Teilhabern. So auch nadı R6.78 5.274—5: 

„Erforderlich ift aber, da ſich die einem oder mehreren Leilhabern 
zuftehende Sorderung gegen einen anderen Teilhaber, wie das Gele 
fagt, auf die Gemeinfhaft gründet. Mit diefem Ausdrudt: begreift 
das Geſetz alle Sorderungen, die einem oder mehreren Teilhabern in 
ihrer Cigenſchaft als Teilhaber, alſo vermöge ihrer Sugehörigkeit zur 
Gemeinſchaft, zujtehen, im Gegenfaß zu folhen Sorderungen, die ihnen 
unabhängig von der Gemeinſchaft zuftehen. Keineswegs wird ver- 
langt, daß die Gemeinſchaft die alleinige und ausſchließliche Grundlage 
der Sorderung bildet. Wäre das der Fall, fo würden regelmäßig nur 
Sorderungen zur Anrehmung gelangen können, die fi} auf unmittel- 
bare Beziehungen zur Gemeinjchaft, 3. B. auf deren Derwaltung oder 
Sicherjtellung, bejhränken. Damit wäre aber die in den Motiven 
Bd.2 S.886 ausgejprohene Abſicht des Geſetzes, die gejamten jhuld- 
rechtlichen Anfprüche der Gemeinjhaft mit zu berückſichtigen, un- 

vereinbar (vgl. R6.65 S.10). 

Wendet man diefe für die Gemeinſchaft überhaupt geltenden Grund- 
ſätze auf die befondere Erbengemeinfhaft an, fo ift Klar, dab zu den 
anrechnungspflictigen Forderungen auch folhe gehören, die ihren 
Entitehungsgrund zwar nicht in der Gemeinſchaft ſelbſt, fondern ſchon 
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in einem bei Lebzeiten des Erblaflers zwijchen ihm und den Miterben 

errichteten Schuldverhältniffe haben, aber infolge Erbganges gemein- 

ſchaftliche Sorderungen dieſer Erben geworden find. Don ihnen gilt, 
daß fie ſich mit auf die Gemeinihaft gründen, Ohne das Bindeglied 
der Gemeinſchaft würden fie dem Gemeinjchafter nicht zujtehen. Dieje 

Auffaflung teilen Müller im Redt 1905 S.579 und Hamm in der 

Deutſch. Jur.-ötg. 1905 S.946. Ebenſo Seuff. Archiv Bd.64 S.25. 

Abweichend Planck, BGB. 8 2042 Anm. 4g und 8 2377 Anm. 4. 

Die gegenteiligen Ausführungen der Repilion, daß unter Forderungen, 

die fi) auf die Gemeinjhaft gründen, nur Sorderunaen zu verjtehen 

feien, die durch die Gemeinſchaft begründet werden, können nicht ge= 
billigt werden. Sie jtehen weder mit den Dorfchriften des Bürgerlichen 

Geſetzbuchs noch mit deren Begründung im Einklange.” 

Schließlich Könnte man noch an eine teilweife Konfufion der Forderung 
des A.-gegen den Nachlaß denken (Arg. e contr. aus $ 1976). Das ijt 
aber nicht der Salt. 

Dgl. hierüber Strohal, Das deutihe Erbredit, 2. Band 5.87 5.5a: 

„Während der Dauer der Erbengemeinfchaft ilt in Anjehung der 
zum Nachlaß gehörenden Redtsverhältnilfe eine Erlöjhung durch Der- 
einigung von Recht und Derbindlichkeit oder von Recht und Belajtung 
ausgeſchloſſen; denn die hierzu erforderlichen Dorausfeßungen können 
lich, folange der Nachlaß ein gemeinjchaftliches Dermögen der Mit- 
erben bildet, nicht verwirklichen, und Zwar aud nicht in Anfehung 
des dem Erbteil eines Miterben entiprechenden Brudteils.” 

(Falſch ilt die gegenteilige Bemerkung des R6.76 S.58 Abf. 2.) 

hiernach muß ſich A., da auch eine Konfufion feiner Forderung nicht 
eingetreten ijt, gleichwohl bei Geltendmachung feiner Nachlaßforderung 
gegen B. anrechnen laſſen, daß er jelber in Höhe von 500:M. für dieſe 
Sorderung haftet. Er Kann aljo von B. nur Sahlung von 500 MT. ver- 
langen. 

II. Wenn A. dagegen feine Klage gegen B. auf deſſen Bürgfchafts- 
verbindlichkeit ftüßt, fo macht er keine Nachlafverbindlichkeit geltend, 
es tritt gleihfalls Reine Konfufion ein und B. als Bürge kann ſich nad) 
dem Tode des Hauptjchulöners nicht darauf berufen, daß der Erbe für 
die Derbindlichkeit nur befchränkt haftet (8 768 Abj.ı S.2BG6B.). Hier- 
nah muß B. in dieſem Salle die vollen 1000 M. zahlen und erwirbt 
nad) 8 774 BGB. mit der Befriedigung des A. die Sorderung gegen den 
Nadlaf, für die aber A. bei bejchränkter Erbenhaftung nur mit dem 
Nachlaßanteil, nidyt mit dem eigenen Dermögen haftet. Man kann aus 
diefem Grunde auch nicht annehmen, daß etwa A. gegen Treu und 
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Glauben verftoßen würde, wenn er die Bezahlung aud; des Teiles der 
Bürgſchaftsſchuld beanfprudt, den er als Erbe des hauptſchuldners 
feIbit fehuldet, da er den Betrag von 500 M. bei der Erbteilung wieder 
einzahlen müßte. So auch R6.76 5.58/59: 

„Diefer Auffaffung kann jedoch nicht beigetreten werden ; jene Grund⸗ 
ſätze kommen hier nad Lage der Sache überhaupt nicht in Stage. 
Das Berufungsgericht verkennt nicht, daß die Beklagte als Bürgin in 
Anſpruch genommen wird!). Wenn fie in diefer Eigenjchaft die Kläger 
befriedigt, geht deren Sorderung gegen den hauptſchuldner und nun- 
mehr gegen dejjen Nachlaß auf ſie über ($ 774 BGB.). Sie hat daher 
dann eine Sorderung gegen den Nachlaß; es haften ihr alfo allerdings 
ihre Miterben, darunter auch die Kläger, nach dem Derhältnis ihrer 
Erbteile, aber, wie die Revifion mit Recht geltend macht, doch nur mit 
den Mitteln des Nachlaſſes, nicht mit ihrem eigenen Dermögen. Wäh- 
vend fie felbit die ganze Darlehnsſchuld an die Kläger aus ihrem 
eigenen Dermögen zahlen muß, müſſen dieje ihr den dritten Teil aus 
dem wiedergeben, was fie als Erben aus den Nachlaß erhalten. Die 
Sache liegt rechtlich nicht anders, als wenn die Beklagte bei Leb- 
zeiten des Hauptfchuldners das Dauehn als Bürgin zurüdigezahlt 
hätte. Dann konnte fie nad} dem Tode des hauptſchuldners den dritten 
Teil von den Klägern auch nur als Erbin fordern. Nun jteht tat- 
ſächlich feit, daß die Kläger infolge erheblicher überſchuldung des ad: 
laſſes aus diejem als Erben nichts erhalten werden, daraus aljo auch 
nichts zahlen können. Dann kann es aber auch nit gegen Treu und 
Glauben verftoßen, daß fie die ganze Darlehnsforderung gegen die 
Beklagte geltend mahen. Unter diefen Umftänden Kann dahingeitellt 
bleiben, ob der Auffafjung des Berufungsgerihts werigjtens dann 
beizutreten fein würde, wenn feitftünde, daf die Kläger auf ihre Erb- 
teile etwas erhalten würden.‘ 


III. Die Entfcheidung der Srage hängt hiernach davon ab, ob A. die 
Klage auf die Nahlaßforderung — 8. h. die Darlehnsforderung — ge⸗ 
ftüßt hat oder auf die Bürgſchaftsſchuld des B. Im erſten Falle Kann A. 
nuc 500 M. fordern, im zweiten Salle dagegen volle 1000 M., wenn 
der Nachlaß überjchuldet ift. Iſt letzteres nicht der Fall, fo käme aller- 
dings nach der vom Reidhsgericht in II. angedeuteten Huffaſſung in 


1) Es handelt fid; in diefer Entfeheidung um den gleichen Rechtsfall, nämlich 
um die Rechtsfrage, wie ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen zwei Gläubigern und 
einem Bürgen geftaltet, wenn beide Gläubiger den Hanptichuldner beerben. Die 
beiden Darlehnsgläubiger, welche zugleich Miterben des Hauptſchuldners find, 
belangten den Bürgen und zugleich dritten Miterben aus der Bürgſchaft. 
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Stage, ob nicht die Geltendmachung der ganzen Sorderung von 1000 M. 
infoweit gegen Treu und Glauben veritoßen würde, als A. den Betrag 
von 500 M. zum Nachlaß zurückzahlen müßte. 





Sall 36 fiel im allgemeinen ausreihend aus. Während die Mehrheit 
allerdings darauf Ram, daß es von entiheidender Bedeutung it, worauf 
A. feine Klage ftüßt, kamen doch die meilten Kandidaten nit auf die 
Anwendbarkeit der Dorfchriften über die Gemeinſchaft. Dielfah wurde 
eine Konfufion der Darlehnsforderung angenommen und demgemäß $ 425 
BOB. angewendet. Das ilt aber aus den oben angeführten Gründen 
nicht richtig, 
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37. 


G. hat gegen S. eine Darlehnsforderung von 100 M., für die ſich B. 
unter Derziht auf die Einrede der Dorausklage ſchriftlich verbürgt hat. 
6. verkauft und zediert die Forderung an 3. gegen Sahlung von 100 M. 
Nach der öeljion erfährt G., daß $. bereits vor dem Derkauf der Sorde- 
rung gejtorben ijt und daß er, G., ſein alleiniger Erbe geworben ift. 

Jebt klagt 5. unter Darlegung des vorjtehenden Sachverhalts gegen 
©. und B. als Geſamtſchuldner auf Sahlung von 100 M. 

1. Wie ijt zu entjcheiden ? 

2. Wie wäre zu entfcheiden, wenn über den Nachlaß des S. Nachlaß 
verwaltung angeordnet wäre? 


3. Wie endlih, wenn S. erſt nad} der Seſſion geitorben wäre ? 
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I. Als ©. feine Darlehnsforderung gegen S. an 3. verkaufte und ab⸗ 
trat, war S. bereits verftorben und ©. fein alleiniger Erbe geworden. 
Damit war aber aud) die Sorderung des 6. gegen S. durch Konfufion!) 
erlojhen, weil Forderung und Schuld in einer Perfon vereinigt waren 
(Argum. e contr. aus $ 1976). 

Gleichwohl ijt der Kaufvertrag zwiſchen 6. und 3. bezüglich der Sorde- 
rung nicht etwa nad} 8 306 BGB. nichtig, denn nad) 8 A437 Abſ. 1 BOB. 
haftet der Derkäufer einer Sorderung für den rechtlichen Beitand der- 
jelben?). Der Derkäufer 6. ift daher verpflichtet, dem Käufer 3. die 
Sorderung zu verſchaffen (88 433 Abſ. 1 S.2, 440 Abf.ı BGB.). Diefe 
Derfhaffung hat aber nit in der Weile zu erfolgen, daß fich etwa ©. 
dem 3. gegenüber felbjt verpflichtet, denn diefe Schuldverbindlichkeit hätte 
einen ganz anderen redhtlihen Charakter als eine Nachlaßverbindlichkeit, 
die. dem 3. fonft zuftehen würde, wenn eine Konfufion nicht ftattgefunden 
hätte, was auch von praktifcher Bedeutung ift, wenn 3. B. der Erbe ©. 
überfchuldet ift, nicht aber der Nachlaß des S. Die Derſchaffung der 
Sorderung ijt aber auch nicht unmöglich, denn der Erbe ©. kann durch 
Beantragung der Eröffnung der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaß⸗ 
Ronkurjes die Konfufion wieder befeitigen. Daraus folgt, daß der Käufer 
3. nicht ohne weiteres die Rechte aus 88 440,325 Abſ. 1 BEB. hat. Er 
muß vielmehr zunädjit entweder nad} $ 283 BGB. vorgehen, d. h. dem 
6. nach deſſen redhtskräftiger Derurteilung zur Derfchaffung der Forde⸗ 
rung eine angemefjene Srijt mit der Beitimmung ſetzen, daß er die An- 
nahme der Leiftung nad; Sriftablauf ablehne. Oder 3. muß den Schuldner 
6. mit der Leiftung in Derzug ſetzen. Erjt wenn dies geſchehen, kann 
der Käufer 3. die Rechte aus 88 440, 325 Abj.1 bzw. 326 BGB. aus- 
üben). Daß diefe Dorausfegungen hier erfüllt jeien, geht weder aus 
einer Erklärung, Schadenserfat zu verlangen, nod} aus einer Erklärung, 
den Kaufpreis nad) ftattgehabtem Rücktritt nad) $ 346 BGB. fordern zu 
wollen, noch aus dem Klagantrag hervor. 

Die Klage auf 3ahlung von 100 M. muß daher zur Zeit abgewiefen 
werden, fofern nicht der Kläger in tatfählicher Beziehung das bisherige 
Dorbringen ergängt. 


1) Konfujion iſt die Dereinigung vo von Forderung und Schuld, dagegen Yon: 
jolidation die Dereinigung von Recht und Belaftung. 

2) Dgl. auch R6. 68 S. 293/4: „g 437 Abf. 1 ift aufgenommen, um der fonft 
naheliegenden analogen Anwendung der Grundjähe über den Verkauf einer 
erijtierenden Sache entgegenzutreten (8 306).” 

3) Dgl. auch Eneccerus 12 8 330 II 2. 
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Auch die Bürgſchaftsforderung des 5. gegen B. iſt infolge der Kon- 
fufion der Hauptforderung erlofhen, jo daß alfo auch die Klage gegen 
B. abzuweifen ilt. 


II. Wie hat die Entjcheidung zu lauten, wenn über den Nachlaß des 
S. Nadhlaßverwaltung angeordnet wäre? Hierbei find zwei Sälle zu 
unterjcheiden: 

1. Der Sal, daß die Nachlafverwaltung vor der Zeſſion angeordnet iſt. 

In diefem Falle gilt nach $ 1976 B6B. die Konfufion nit als er- 
folgt, 5. erwarb daher eine Sorderung gegen 6. als Erben. Ebenjo 
lebte aber mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung aud) die Haftung 
des Bürgen wieder auf, weil das infolge der Konfufion zunächſt an- 
zunehmende Erlöichen von Redtsverhältnijfen nad) rükwärts Hin als 
nicht eingetreten zu gelten hat, und zwar auch dann, wenn der Erbe 
für die Nadlaßverbindlichkeiten bereits unbefchränkt haftet (88 1976, 
2013 B6B.!). 

Über die Stage, ob der Antrag auf Derurteilung als Gefamtfchuldner 
zuläjlig ijt, vgl. die Ausführungen zu III. 

2. Der Sall, daß die Nachlaßverwaltung nad; der Zeſſion angewendet 
wurde. 

Dann way die Abtretung. zunädjt nicht wirkfam, wurde es aber mit 
dem Augenblik der Anordnung der Nachlaßverwaltung, da die Kon- 
fufion nad} 8 1976 BOB. mit rückwirkender Kraft in Sortfall kommt. 
ö. erwarb demnach ohne weiteres eine Nachlaßforderung. Auch die 
Bürgichaftsforderung lebte wieder auf. 

5u III und 2 ilt aber zu bemerken, daß für den Sal, daß die Madh- 
laßverwaltung noch jebt während des Prozeffes jchwebt — was aus der 
Aufgabe entnommen werden kann —, die Klage gegen den Erben des- 
halb abgewiefen werden muß, weil diefem nad} 8 1984 BGB. die Paffiv- 
legitimation fehlt. Nur dann würde die Klage gegen den Erben bei be- 
jtehender Nachlaßverwaltung durdöringen, wenn diefer ſchon zur Zeit 
der Anordnung der Machlaßverwaltung unbefchränkbar haftet (88 1994, 
2005 BGB.), weil er in diefem Salle auch mit feinem eigenen Dermögen 
für die Nadlaßverbindlichkeiten haftet?). 


1) So auch Strohal, Erbredt II S. 79 3iff.2 a und Anm.37: „hiernach muß 
in dem Salle, daß eine Forderung, deren Erlöjhung vorläufig anzunehmen war, 
durch Derbürgung ſicher geftellt ift, auch in Anfehung der Haftung des Bürgen 
feltgehalten werden. Soweit die Forderung nunmehr als nicht erlojhen zu gelten 
hat, gilt dasjelbe audy für die Verbindlichkeit des Bürgen.” 

2) An fid gilt $ 1984 BGB. aud bei unbejitränkter Haftung des Erben, denn 
nah 8 2013 Abi. 1 BGB. find bei unbejhränkter Haftung des Erben 88 1994, 
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Wohl aber würde die Klage gegen den Bürgen in jedem Falle durd- 
dringen und der Bürge kann fich nady 8 768 BOB. nicht etwa darauf 
berufen, daß der Hauptfhuldner als Erbe etwa nur beſchränkt hafte. 

III. Wenn ſchließlich S. erſt nach der Zeſſion geitorben üt, jo war 3. 
bereits Gläubiger des S. geworden, fo daß eine Konfufion überhaupt 
nicht eingetreten war, weil Gläubiger und Schuldner ſich nicht in einer 
Perſon vereinigten. Sofern daher Reine Nachlaßverwaltung angeordnet 
war — oder wenn dies der Sall war, aber 6. zugleich unbefchränkt als 
Erbe haftete — haften in diefem Salle 6. als Erbe und B. als Bürge. 

Sie haften aber nit als „Geſamtſchuldner“, denn Hauptſchuldner und 
Bürge verpflichten fidy niht zu derjelben Leitung, jondern zu ver- 
Ichiedenen Leiltungen. Auch teilt die Derpflichtungldes Gejamtjchuldners 
keineswegs alle Schickfale der Schuld des andern Gefamtichuldners im 
Gegenfat zur Derpflihtung des Bürgen (vgl. 88 423, 425 BOB. einer: 
feits und 8 767 BGB. anörerfeits). 

So auh R6.65 5.139: 

„Die Auffaflung der Revifion, daß der Selbitihulönerbürge im Der: 
hältnis zum Gläubiger lediglich Geſamtſchuldner fei, it nicht zus 
treffend. Der Bürge, der ſich als Selbſtſchuldner oder Selbitzahler ver- 
bindlich macht, verzichtet auf die Einrede der Dorausklage ($ 775 
Abſ. 1 Nr.1 B6B.), ilt und bleibt aber gleihwohl Bürge; jeine Baf- 
tung bleibt eine akzejlorifche und ijt nicht nad; den Grundfäßen der 
prinzipalen Geſamtſchuld zu beurteilen. 

Dgl. Oertmann a. a. O. (d.h. Recht der Schuldverhältniſſe zu 8 773 
Bem. 2a; Plank a. a. O. (d. h. BGB.) zu $773 Bem. 1a; Trome 
a. a. ©. (d. h. Syitem) Bd.2 8 296 S.882ff.“ 

Da hier der Bürge auf die Einrede der Dorausklage verzichtet hat, 
kann er ohne weiteres zugleich mit dem Hauptihuldner belangt werden; 
dies muß jedoch in der Weile erfolgen, daß der Antrag auf Verurteilung 
des 6. als Hauptſchuldner und des B. als Bürgen geftellt wird und daß 
dementfprechend auch der Tenor des Urteils zu fallen it. 

Der Kläger muß daher in unferem Redtsfall den Antrag entiprehend 
berichtigen. Beharrt er aufdem urſprünglichen Antrag, jo muß die Klage 
gegen 6. und B. abgewiejen werden, denn die Geſamtſchuld ilt im Der- 
gleich zur Bürgfhaftshaftung nicht ein plus, fondern ein aliud. Daher 
kann die Derurteilung auch nicht in der Weife erfolgen, da die Worte 
2005 BGB. nur die 88 1975 und 1977—1980 unanwendbar, während 55 1984 bis 
1988 BGB. anwendbar bleiben. Gleichwohl kann eine Klage in diefem Salle 
gegen den Erben perjönlic erhoben werden, weil er auch perſönlich haftet, wobei 


ih dann der Anſpruch niht gegen den Nachlaß richtet. Vgl. Staudinger V, 
8 1984 IT A. 
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„Geſamtſchuldner“ im Antrag geitrihen und durd} die Worte „als Haupt- 
fchuldner bzw. als Bürge“ erjeßt werden. Und den einen oder andern 
herauszugreifen und die Klage gegen den andern abzuweilen, würde 
willkürlid) fein. 

Sall 37 wurde von 11 Kandidaten ausreichend und befjer, von 16 Kan— 
didaten nicht ausreichend gelöft. Die meijten Schwierigkeiten machte die 
erite Srage. Auf 8437 BGB. und deſſen Solgen Bamen nur wenige, 
weshalb die erſte Srage meilt faljch entjchieden wurde. Daß für den 
zweiten Sall zwei Unterfälle denkbar find, wurde zumeilt nicht erkannt. 
Aud die Erörterung über die zweifelhafte Daffivlegitimation im zweiten 
Unterfall war recht jelten und zweifellos geboten. Schließlich wurde von 
der Mehrzahl der Kandidaten überjehen, da Hauptſchuldner und Bürge 
nicht als Geſamtſchuldner haften. 
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38. 


Am 1.Sebruar 1911, zur Seit des Eintritts der Hacherbfolge, klagte 
der Nacherbe gegen X. auf Rückzahlung eines am 1. Januar 1911 fälli- 
gen Darlehns in Höhe von 30000 M., das der Erblafler hingegeben 
hatte. 

Der Beklagte wendet ein, daß er dem Dorerben im April 1910 
10000 M. von diefem Darlehn zurückgezahlt habe, wofür er, Beklagter, 
die Bewilligung erhalten habe, daß er den Reit des Darlehns in Höhe 
von 20000 Mt. erſt am 1. Januar 1915, nicht ſchon am 1. Januar 1911, 
zurückzahlen brauche. 

Der Kläger erwiderte darauf, das jei unwahr, aber auch unerheblich, 
da der Dorerbe folche Abrede nicht treffen könne. 

Beklagter jhiebt nun dem Kläger den Eid über die Wahrheit der Tat: 
ſachen zu. 

Kläger weigert fich, den Eid anzunehmen ev. zurückzufchieben. 

Es iſt Endurteil zu erlajien. 

Welchen Inhalts ? 
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I. Die Kernfrage ilt die, ob die Rechtshandlungen des Dorerben wirk- 
Jam jind. 

Beide Rechtshandlungen find Derfügungen, und zwar 

1. die Annahme der gejchuldeten 10000 M. deshalb, weil hierdurd 
nah 8 362 BOB. das Schuldverhältnis teilweile erlifcht ; 

2. die Stundung der Reſtſchuld von 20000 M., weil durch hinaus⸗ 
ſchieben des Sälligkeitstermines die Sorderung in ihrem Bejtande ver- 
ändert wird. 

Beide Derfügungen find auch als entgeltliche Derfügungen des Dor- 
erben anzufehen, die Annahme der Zahlung deshalb, weil fie den teil- 
weilen Untergang der Sorderung herbeiführte, die Stundung deshalb, 
weil fie als Äquivalent für die vorzeitige Zahlung erfolgte, denn es 
heißt in dem Sall, daß die vorzeitige Rückzahlung eines Teiles der 
Schuld deshalb erfolgte, weil der Kläger die Rejtzahlung auf einen 
Ipäteren Sälligkeitstermin - hinausjchob. 

Beide entgeltlihen Derfügungen des Dorerben find daher nach 82112 
B6B. wirkfam, weil 82113 Abj.2 BGB. nicht vorliegt. 


II. Der Kläger verlangt nun als Hadherbe Sahlung von 30000 MT. 
Darlehnsſchuld vom Schuldner. 

Der Beklagte bringt gegen die Klage vor: 

a) bezüglich der bereits an den Dorerben gezahlten 10000 MT. den 
rehtspernichtenden Einwand der Sahlung, 

b) bezüglich der reitlihen 20000 M. die dilatoriiche Einzede der nadı= 
trägliden Stundung?!). 


1) Daß bei nadträgliher Stundung den Beklagten die Beweislajt trifft, 
weil es jih um eine „Einrede” im progejjualen Sinne Handelt, it allgemeine 
Anficht. Streitig dagegen ijt die Beweislajtfrage, wenn der Kaufpreis von 
vornherein gejtundet wird. Das Reichsgericht jteht auf dem Standpunkt, daß in 
diefem Salle bei Geltendmahung des Stundungseinwands durch den Beklagten 
ven Kläger die Beweislajt für das Gegenteil trifft. Das RG. 68 5. 306/7 
begründet diefe Anficht folgendermaßen: „Wäre die angebliche Stundung erſt nach 
Abſchluß des Kaufvertrags vereinbart, jo müßte allerdings, wer ſich der Srift 
bedienen will, den Beweis übernehmen. Denn es würde ſich dann um einen Ein- 
wand Handeln, der in progefjualer Beziehung einer Einrede im eigentlichen 
Sinne gleihhjtünde. In dem hier zu entjcheidenden Sale ſoll aber die Stundung 
gleichzeitig mit dem Abſchluß des Kaufvertrages jelbjt und als ein Bejtand- 
teil dieſes Kaufvertrages vereinbart worden fein. Bier liegt in dem Dorjhüßen 
der Stundung ein mit Begründung verfehenes Leugnen des Klagegrundes. 

Aus den Grundjägen über das qualifizierte Geftändnis, die in $ 289 3PO. 
aufgejtellt find, ergibt fi} diefe Löfung allerdings niht; denn darüber, ob ein 
qualifiziertes Gejtändnis oder ein motiviertes Leugnen vorliegt, entjheiden die 
materiellen Regeln über die Beweislaft. Aus diefen Regeln iſt aber der oben 
aufgejtellte Sat herzuleiten, wie ſich aus folgendem ergibt. Der Anjprud auf 
Sahlung des Kaufpreifes ftüßt fich auf einen Kaufvertrag, deſſen Inhalt, was 
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Sür beides trifft den Beklagten die Beweislajt, da der Kläger beides 
beitreitet. 

Der Beklagte hat nun auch dur; Eideszufchiebung nad; 5451 3PO. 
den Beweis für das Gegenteil der vom Kläger behaupteten Tatjache 
angetreten. Diefe Eideszufchiebung ilt beachtlich, da fie von der beweis- 
pflihtigen Dartei ausgeht und zuläflig, da ihr Inhalt in Handlungen 
des Rechtsporgängers des Klägers beiteht, denn aud der Dorerbe ilt 
als „Redhtsporgänger” des Nacherben im Sinne des 8 445 3PO. an- 
zufehen!). Allerdings wird nad) materiellem Redt der Nacherbe all: 
gemein als Rechtsnachfolger des Erben und nicht des Dorerben an- 


die Sälligkeit angeht, durch das Gejeb, alfo durch 8271 BGB., ergänzt werden 
fol, weil nad) dem Klagevortrag über Art und Weije der Jahlung nichts aus- 
gemaht worden fein ſoll. Der 8271 Abj.1 jagt ausdrüklid, es gelte als gejeß- 
liche Regel die fofortige Fälligkeit, wenn die Darteien nidhts anderes vereinbart 
haben. Der Beklagte bejtreitet aber, daß der Kläger den Inhalt des Kaufver- 
trages vollitändig angegeben habe, der Kaufvertrag habe eine ausdrückliche 
Hinausjhiebung der Fälligkeit enthalten; hätte der Kläger den Inhalt richtig an: 
gegeben, jo wäre fein Anſpruch nit gerechtfertigt. Der Beklagte hat aljo ge— 
leugnet, daß der Dertrag jo und mit dem Inhalt abgeſchloſſen worden ift, 
wie ihn der Kläger angibt und Zur Begründung feines Anjpruchs angeben mußte, 
wenn er objiegen will. Die gefeglihe Regel des 8 271 Abſ. 1 findet nur An— 
wendung, wenn die Parteien nichts anderes bejtimmt haben. Daß nichts anderes 
bejtimmt worden, behauptet der Kläger und muß er behaupten, um die Klage tat- 
jählidy gehörig 3u begründen. Sür diefe Behauptung muß der Kläger den Be- 
weis führen, weil fie der Beklagte, wenn audy unter Begründung, leugnet, in- 
dem er einen anderen Dertragsinhalt angibt. Suzugeben ijt, daß der Kläger 
nit jhon in der Klage ausdrücklich zu fagen braudit, es fei nichts über die 
Sahlungszeit vereinbart, weil die Regel des 8 271 Abſ. 1 eingreift, wenn der 
Beklagte nicht widerſpricht. Widerjpriht aber der Beklagte, ... fo muß der 
Kläger behaupten und beweijen.“ 

Die herrihende Meinung jteht auf dem entgegengejetten Standpunkt. So 
Staudinger (zu $ 271), Oertmann (zu $ 271), Düringer-Hachenberg, HGB., Bd.2 
S.283 u. 299, Gaupp-Stein, 3P®. 8 282, Raffow bei Grudot 43 S. 783. 

1) über den weiten Begriff der „Redtsnahfolger“ der Sivilprozegordnung führt 
das RG. in einer beachtlichen Entiheidung im 53. Bande S. 10 folgendes aus: 

„Der Begriff der Rechtsnachfolge in 8 445 und an anderen Stellen der 

Zivilprozeßordnung (vgl. 88 265, 325, 385 Siff. 4, 727) hat nit den engeren 
Sinn, nad) welchem nur der — durd; allgemeinen oder Sonderredhtsnachfolge 
ſich vollziehende — Übergang eines Rechts in der Gejtalt und in dem Umfang, 
wie es in der Perſon des Rechtsvorgängers bejtand, darunter fallen würde; 
auch die Neufjhaffung eines bisher niht bejtehenden Rechts, wie die Bejtellung 
einer Dienjtbarkeit, eines Pfandrechts und dgl., gehört hierher. Es begründet 
auch Keinen Unterjchied, ob der Redhtsübergang oder die Redtskonftituierung 
auf Redisgefhäft beruht, oder kraft Geſetzes erfolgt. Auch der Erwerber 
eines Pfändungspfandredhts, der Erjteher eines Grundjtückes in der Swangs- 
verjteigerung, der Ehemann als Nießbraucher des eingebrahten Gutes der Ehe. 
frau iſt Redhtsnachfolger im Sinne des 8 445 3PO. ... Don diefem Inhalt 
des Begriffes der Rechtsnachfolge aus kann unbedenklich auch der Konkurs- 
verwalter als Rechtsnachfolger des Gemeinjchuldners bezeichnet werden.” 
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gejehen, weil nah 8 21453 BGB. die infolge des Erbfalls durch Kon- 
fujion oder Konjolidation erlofehenen Rechtsverhältniſſe bei Eintritt des 
Salles der Haderbfolge niht nur im Derhältnis zwijchen Dor- und 
Nacherben, fondern auch dritten Perfonen gegenüber als nicht erloſchen 
gelten und bei gegenteiliger Anſicht die infolge des Erbichaftserwerbs 
durch den Dorerben erlojhenen Rechtsverhältniffe auch nad) dem Eintritt 
des Salles der Nacherbfolge als erlojchen behandelt werden müßten. 
(So mit Recht Strohal, Erbrecht I S.195/6 und Staudinger V 8 2100 
öiff. 1.) 

Der prozeſſuale Begriff der Rechtsnachfolge iſt aber ein viel weiterer 
als der nach bürgerlihem Recht, da die Sicherheit des Rechtsverkehrs 
die Suläfligkeit der Eideszujchiebung in allen Fällen erforderlic; machen 
muß, in weldem die Ableitung des KRechts von einem anderen ſtatt⸗ 
findet. (So mit Recht Gaupp-Stein, SP®.I 8445 III.) Hierzu gehört 
auch die zeitliche Nachfolge in die Inhaberſchaft eines Rechtes, wie es 
bei der Nacherbſchaft der Sal iſt. (So auch Gaupp-Stein a. a. ©.) 

Nah 8 445 3PO. mußte ſich der Kläger über die Eideszufhiebung 
erklären. Dies tat er, indem er ihn verweigert, ohne ihn zurückzufcie- 
ben, was an ſich zuläjlig wäre (88 448 Abi. 1, 452, 456 3PO.). Nach 
$ 464 Abf.2 3PO. hat die Derweigerung der Eidesleiftung zur Solge, 
daß das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache als voll bewiefen gilt. 
Damit find aber die beiden Behauptungen des Beklagten, nämlid) die 
Sahlung der 10000 M. und die Stundung der 20000 M. an be—⸗ 
ziehungsweife feitens des hierzu berechtigten Dorerben voll bewielen. 

III. Das Ergebnis iſt alfo die koſtenpflichtige Abweifung der Klage. 
Eine Sormulierung des Urteils ijt wohl nicht erforderlich, da nur nadı 
dem Inhalt des Urteils und nicht nad der Sorm gefragt it. Sormell 
würde allerdings das Urteil fchlechthin zu lauten haben: „Der Kläger 
wird mit der Klage koltenpflichtig abgewiefen.” Aus den Gründen 
müßte fid} aber ergeben, daß die Abweilung in Höhe von 10000 MT. 
eine definitive, in Höhe von 20000 M. dagegen nur eine Abweijung 
„zur Seit” ijt, jo daß aljo die Einklagung der leßteren Summe bei 
Sälfigkeit nicht gegen die Rechtskraft des erſten Urteils verjtoßen würde!) 


1) Rechtskräftig entidhieden wird zwar nur über die geltend gemachten An— 
ſprüche, nicht aud über die Urteilselemente (A. A. Savigny). Gleichwohl find in 
Sällen der vorliegenden Art die Urteilsgründe zur Entſcheidung der Stage, in 
welhem Umfang eine rehtskräftige Entfcheidung vorliegt, heranzuziehen, da dies 
aus dem Urteilstenor nit erjichtlich it. Vgl. au RG. 52 S. 327: 

„Daß nad} $ 322 die Entjcheidungsgründe des Urteils der Rechtskraft nicht 
fähig find, ift zweifellos; nicht minder, daß die Gründe zur Erläuterung und 
zum Derftändnis des Urteils verwertet werden dürfen und müſſen. Da die alten 
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Sall 38 wurde im allgemeinen ausreichend gelölt, obwohl die pro- 
zeſſuale Seite — wie immer in derartigen Sällen — vielfah gar zu 
dürftig behandelt wurde. Merkwürdigerweife beitanden vielfach Be- 
denken hinfihtlich der Srage nad) der Entgeltlichkeit der Derfügungen 
des Dorerben. Auch wußten mande nicht, daß die Stundung eine Der- 
fügung darltellt. Auf die Beweislaftfrage wurde mitunter nicht ein- 
gegangen, obwohl fie für die Srage der Suläjjigkeit der Eideszujchiebung 
von entjcheidender Bedeutung ilt. Über den Begriff des „Redhtsporgän- 
gers” imS. des 8 445 5PO. fehlten gleichfalls Erörterungen, die hier 
um jo mehr am Plaße waren, als der Nacherbe materiellrechtlich Rechts- 
nadjfolger des Erben iſt. Schließlich fehlte zum Schluß faft ftets ein 
Hinweis darauf, dab die Klagabweilung nur zum Teil definitiv, zum 
andern Teil aber nur eine folche „zur Seit“ ilt. 


Sormeln der Prozekpraris: ‚Abweijung zur Seit‘, ‚Abweijung angebradhter- 
maßen‘ ujw. außer Gebrauch find, und alle Arten der Klagabweifung unter 
der einen Sormel, ‚Die Klage‘ oder ‚Der Kläger wird abgewiejen‘ erjcheinen, 
fo kann die Bedeutung und Tragweite eines die Klage abweijenden Urteils aus 
der Sormel überhaupt nicht, fondern nur aus den Gründen erkannt werden.” 
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39. 


Der Neffe des Erblafjers A. hat als gefeglicher Erbe die Erbichaft 
erhalten. Dom Nachlaßgericht iſt ihm ein Erbſchein erteilt worden. 
hierauf wird am 20. November 1909 ein Teltament aufgefunden, in 
dem D. als alleiniger Erbe eingejet ilt. Der vom Nachlaßgericht erteilte 
Erbichein wird als unrichtig eingezogen am 5. Dezember 1909. Am 
1. Januar 1910 erhebt der Erbe D. aus einem vom Erblafjer erteilten 
Darlehn Klage gegen S., wird aber, da diefer eine vom Neffen des Erb- 
lajjers am 25. November 1909 erteilte Quittung vorlegt, durch Urteil 
vom 23. Sebruar 1910 abgewiejen. 

Am 1. März 1910 erfährt er, daß die Quittung von dem Neffen fchenk- 
weile erteilt ſei. 

Der Erbe D. fragt einen Redtsanwalt, was er ihm in diefem Salle 
zu fun anrate. 

Was Bann D. machen? 
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J. Der Neffe des Erblaſſers A. konnte als „Erbſcheinserbe“ wirkſam 
einem gutgläubigen Nachlaßſchuldner gegenüber über die Darlehns⸗ 
forderung verfügen, folange die Einziehung des Erbſcheills — die ihn 
kraftlos madıt ($ 2361 BGB.) — nicht erfolgt iſt. In der Aufgabe 
heißt es nun, daß der Neffe vor Einziehung des Erbſcheins dem Schuldner 
S. fhenkungsweile eine Quittung erteilt habe. Dies hat aber nicht die 
rechtliche Bedeutung, daß dem Schuldner nur die Quittung, d. h. die 
Urkunde geichenkt it, jondern daß der mit diefer Schenkung bezweckte 
Erfolg, nämlid das Erlöjchen der Sorderung, herbeigeführt werden 
follte. Die Darlehnsihuld iſt daher durch den Erlaßvertrag erlofchen 
($ 397 BGB.), da der ſchenkungsweiſe Erlaß nicht der Sorm des 8518 
BOB. bedarf. So aut R6.53 S.296: 

„Denn der Erlaß bringt nach 8 397 das Schuldverhältnis zum Er- 
löſchen, trägt aljo jene Dollziehung, mithin, wenn er aud; jchen- 
kungsweife erfolgt, die Dollziehung der Schenkung in ſich, und diele 
erjegt nach 8 518 Abf.2 die für den Schenkungsvertrag erforderliche 

Sorm, fo daß die Ungültigkeit des Kechtsgrundes nicht mehr geltend 

gemacht werden kann. Auch der fchenkungshalber erfolgende Erlaf 

bedarf deshalb, wie bei der zweiten Beratung des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs anerkannt wurde (vgl. Protokolle der Kommilfion für die 
zweite Lefung Bd.2 S.19), Reiner Form.“ 

hiernach hat der Neffe vor der Einziehung des Erbjcheins durch ſchenk⸗ 
weiſen Erlaß über eine Darlehnsforderung des Erben verfügt. 

Dieſe Verfügung iſt aber nach 8 2366 BGB. als „Befreiung von einem 
zur Erbichaft gehörenden Rechte” wirkjam, fofern S. gutgläubig war, 
was allerdings nad} der Aufgabe zweifelhaft fein kann, weil das Teita- 
ment am 20. Tiovember 1909 gefunden wurde, während die Quittung 
erit am 25. November 1909 ausgeitellt worden ijt. Bei der öweifel- 
haftigkeit der Stage find daher beide Sälle zu erörtern. 

a) Wird angenommen, daß S. im Zeitpunkt des Schulderlafjes die Un- 
rihtigkeit des Erbicheins gekannt hat — was D. behaupten und im 
Beitreitungsfalle beweifen muß —, fo ijt der Erlaßvertrag unwirkjam, 
die alte Darlehnsforderung des Erben beiteht fort und es iſt dem D. zu 
raten, Berufung gegen das Urteil einzulegen. Die Besufungsftilt ift 
noch nicht abgelaufen, denn das am 23. Sebruar 191 erlaſſene Urteil 
wurde erſt nad) diefer Seit zugeftellt, die Konfultation mit dem Anwalt 
fand aber ſchon am 1.März 1910 jtatt. Die Berufungsfrift läuft aber 
einen ganzen Monat von äuftellung des Urteils an (8516 Ab}. 1 5P®.). 

b) Wenn dagegen dem S. die Kenntnis der Unrichtigkeit des Erb- 
Iheins — die Kenntnis der Einziehung derſelben kann nicht in Srage 
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kommen, weil der Erlaßvertrag vom 25. November datiert, während die 
Einziehung des Erbicheins erſt am 5. Dezember erfolgte — nicht nach— 
gewiejen wird, ſo war und blieb die alte Darlehnsſchuld infolge des Er— 
laßvertrages getilgt. Nun bejagt aber 8 816 Abſ. 1 BGB.: 

„Trifft ein Tichtberechtigter über einen Gegenitand eine Derfügung, 
die dem Berechtigten gegenüber wirkſam it, fo ilt er dem Berechtigten 
zur Berausgabe des durch die Derfügung Erlangten verpflichtet. Er- 
folgt die Derfügung unentgeltlich, fo trifft die gleiche Derpflichtung 
denjenigen, welcher auf Grund der Derfügung unmittelbar einen recht- 
lihen Dorteil erlangt.” 

Da diefe Dorfchrift von „Gegenſtänden“ fpricht, fallen auch For de— 
rungen unter diefelbe. Hiernah muß S. das unentgeltlih Erlangte 
herausgeben, foweit er auf Grund der Derfügung unmittelbar einen 
rechtlichen Dorteil erlangt hat, was der Sal iſt, da er von der Schuld 
unentgeltlid) befreit wurde. Die Herausgabe bejtünde nun an ſich in der 
erneuten Eingehung einer Derpflihtung zur Sahlung, da ja die alte 
Darlehnsichuld untergegangen ilt und 8 816 BGB. nur obligatorijche 
Wirkung hat. Mithin müßte der Erbe D. gegen S. auf Wiederheritel- 
lung der Schuldverbindlichkeit klagen. Das recdhtskräftige Urteil würde 
nad} 8 894 3PO. die Willenserklärung‘ des S. erjeßen und die Dar: 
Iehnsforderung damit wieder ins’Leben treten, allerdings nur mit Wir- 
kung ex nunc, nicht ex tunc, weil — wie bereits erwähnt — 8 816 
BOB. Reine dinglidye Wirkung hat. 

Das wäre aber höchſt unpraktifh. Aus diefer Erwägung läßt aud 
das Reihsgeriht zu, daß bei fälligen Sorderungen, jtatt zunächſt auf 
Wiederheritellung der Sorderung zu klagen, direkt auf Sahlung geklagt 
werde, indem es die Klage auf Heritellung für einen müßigen Umweg 
erklärt. 

Dgl. R6. bei Grudyot 41 S. 1107. 

Das Reichsgericht gibt Reine nähere Begründung zu diefer Entjchei- 
dung, die allerdings nicht zu 8816 B6B., fondern bezüglich der konkurs= 
mäßigen Anfechtung der Aufgabe einer Sorderung durch den Gemein— 
ſchuldner — die ja aud nur obligatoriiche Wirkung hat — ergangen ilt. 
Es kann aber angenommen werden, daß das Reichsgericht bei diefer 
Entjcheidung die gleichen Erwägungen geleitet haben wie bei der Ent— 
Scheidung bezüglich der Wandelungserklärung des Derkäufers. In Band 58 
S.424/5 läßt das Reichsgericdht zu, jtatt auf Suftimmung zum Abfchluß 
des Wandelungsvertrages zu klagen, direkt die Rückzahlung des Kauf: 
preijes zu verlangen. 

Kann nun aber D. auch fofort gegen $. auf Sahlung klagen — fei es 
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neben oder ohne Klage auf Wiederherſtellung der Darlehnsforderung —, 
lo iſt diefer Anjpruc doch nicht der gleiche wie der in der bereits ans 
hängigen Klage verfolgte Darlehnsaniprud. Es würde aljo eine Klag- 
änderung bedeuten, wenn D. Berufung einlegen und nun die dem Redits- 
anwalt vorgetragenen Tatjachen geltend machen wollte. Da in der Be- 
rufungsinitanz eine Klagänderung nur mit Einwilligung des Gegners 
zuläflig ilt (8 527 3PO.) und vermutlich diefe Einwilligung nicht er- 
teilt werden dürfte, jo wird der Anwalt dem D. raten, das Urteil eriter 
Inſtanz ruhig rechtskräftig werden zu lafjen und eine neue, auf $ 816 
BOB. geitüßte Klage gegen 'S. zu erheben. Das erſte Urteil würde aber 
Reine Rechtskraft gegenüber der neuen Klage jhaffen. Es würde zwar 
feitjtellen, daß die alte Darlehnsforderung durch Erlaf erlofchen ift, 
aber die neue Klage würde ſich darauf jtügen, daß D. eine neue Sorde- 
rung gegen $., fei es auf Grund der freiwilligen Erklärung des S., 
fei es auf Grund des UÜrteilsausfprudjs, erworben haben oder erwerben 
werde. 

Schließlich jei nod; bemerkt, daß D. keinen Anſpruch gegen den Neffen 
des Erblaſſers hat, da diefer ja nichts aus der Erbichaft erworben hatte, 
8816 Abf.ı Satz! BGB. alfo nidht Pla greift. 





Unter 24 Kandidaten lieferten 17 ausreichende und beſſere Arbeiten, 
7 nicht ausreichende. Auf $ 2366 BGB. kamen wohl alle, jedod; fehlte 
bei der Mehrzahl ein Eingehen auf die beiden Möglichkeiten, daß S. 
die Unrichtigkeit des Erbfcheins gekannt hatte oder nicht, was der 
Beriteller der Arbeit zweifellos gewollt hat und doch auch von dem An⸗ 
walt bei der Konjultation erwogen werden muß. Allgemein fehlte 
es an einer Erörterung darüber, in welcher Weiſe die Herausgabe 
des ‚„‚Erlangten“ nad $ 816 Abj.ı S.2 BGB. zu erfolgen hat. Auch 
hier zeigte fich wieder der alte Sehler, daß ein großer Teil der Kandi- 
daten den Sall Iediglih materiellrehtlich entfchied, ohne auf die 
prozefjuale Seite einzugehen, obwohl die Daten doch geradezu 
fchreiend darauf hinweilen, daß eine prozejjuale Erörterung jtatt- 
zufinden hat, ob eine Berufungseinlegung empfehlenswert iſt oder nicht. 
Bierbei mußte naturgemäß aud 8 527 3PO. erwähnt werden. Schließ- 
lich wurde beim Eingehen auf die eventuelle Berufungseinlegung jehr 
häufig überfehen, daß die Berufungsfrilt erjt von der öujtellung des 
Urteils erjter Inftanz ab zu Taufen beginnt. 
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A. 


Am 4. Juni 1912 nahm der Kaufmann Reid) aus Derjehen einen 
fremden Überzieher (dem Baumeilter Beer gehörig) mit. In der Nacht 
zum 5. Juni ftarb Reid) an einem Schlaganfall. Sein Neffe Adolf Reich 
hielt fi, für den Erben und verkaufte am 12. Juni den Überzieher für 
25 M. an einen Trödler. Bald darauf wurde ein Tejtament gefunden, 
in dem dem Neffen Reid} nur ein Dermädhtnis hinterlaffen und die Stadt 
M. als Erbin eingeſetzt iſt. 

Jetzt erfuhr Beer den Derbleib feines Überziehers. Er will wiljen, 
welche Kechte ihm zuſtehen; am Tiebjten wäre es ihm, wenn er von dem 
Trödler Herausgabe des Überziehers erlangen könnte. Kommt es bei 
diefer Frage darauf an, ob dem Tleffen ein Erbicein erteilt war ? 
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I. Der Kaufmann Reich beging durch Wegnahme des dem Baumeiſter 
Beer gehörigen Mantels verbotene Eigenmaht, da er dem Beer den 
Beſitz am Überzieher widerrechtlic, entzog. Reich haftet alfo nach 8985 
BGB. (Eigentumsaniprudy), 8 812 BOB. (condictio possessionis) und 
88 989, 992, 823 Abj.1 und Abj.2 (wegen $ 858) BGB. fowie nad 
88 858, 861 BGB. auf Herausgabe des Überziehers. Der Mantel iſt 
dem Beer „abhanden gekommen‘. 

II. Mit dem Tode des Reich nahm dejlen Neffe Adolf Reich den 
Mantel an fi, da er ſich für den Erben des Reich hielt und verkaufte 
denfelben für 25 M. an einen Trödler. Aus der Aufgabe geht hervor, 
daß ſich dem Kaufvertrage die Deräußerung des Mlantels anfhloß, da 
der Trödler im Belig des Mantels ilt. Hat nun der Trödler Eigentum 
am Mantel erworben? Die Stage iſt deshalb zu verneinen, weil der 
Mantel dem Eigentümer abhanden gekommen war ($ 935 BGB.), ohne 
daß es daher auf den guten oder ſchlechten Glauben des Trödlers 
ankommt. 

Auch wenn Adolf Reich im Befiße eines Erbiheins geweſen wäre, würde 
an diefer Entjcheidung nichts zu ändern fein. Die Dorfchriften der 88 2366, 
67 BOB. gelten nur dann, wenn ein Nichterbe im Befiß des Erbſcheins 
über Erbichaftsgegenftände verfügt, über welche an ſich der wahre 
Erbe zu verfügen berechtigt ijt, nicht aber dann, wenn der Nichterbe über 
dem Erben felbit nicht gehörige Erbfchaftsgegenjtände verfügt, in welchem 
Salle es bei der Anwendung der allgemeinen Dorfchriften der 88 932 ff. 
BGB. verbleibt. Daher hat der Eigentümer Beer gegen den Trödler den 
Eigentumsanfprud ($ 985 BGB.), nicht aber die Befißentziehungsklage 
der 88 858, 86 BGB., weil der Trödler weder Erbe des Kaufmanns 
Reid) ijt noch die Sehlerhaftigkeit des Beſitzes feines Dorgängers bei 
dem Erwerb kannte, was unteritellt werden kann. 

Da der Trödler zur Herausgabe des Mantels an Baumeilter Beer 
verpflichtet ift, jtehen ihm gegen den Derkäufer Adolf Reich die Rechte 
des Käufers wegen Rechtsmängel nad} $$ 440, 320 ff. BEB. auf Scha- 
denserjaß oder Rücktritt vom Dertrage zu. 

III. Stehen dem Beer noch andere Redite zu ? 

Dorweg it zu bemerken, daß ein Schadenserfaganfprud; für ihn gegen 
die Stadtgemeinde oder Adolf Reich nicht in Srage kommt, foweit er 
den Mantel unbefhädigt vom Trödler zurückbekommt oder zurük- 
erhalten kann. Wohl aber kann ihm dann ein Schaden erwachſen, wenn 
er den Mantel beihädigt oder überhaupt nicht zurückerhalten kann, 
weil etwa der Trödler unbekannt verzogen ilt. Hier gilt folgendes. Da 
Reich fahrläffig fremdes Eigentum durd; Wegnahme der Sache verlebte, 
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iit er |dem Eigentümer zum Schadenserſatz verpflichtet (85 992, 823 
B6B.). Diefer Erſatzanſpruch geht als Schuld auf den Erben über, aljo 
auf die Stadt MT. Da diefe gegebenenfalls zur Herausgabe des Mantels 
außerftande ift, Rann Beer nach 8251 Abf.ı BOB. Schadenserjat in 
Geld verlangen. Bezüglich der Höhe des Schadens wird es darauf an- 
kommen, ob der Mantel alt oder neu war und wie lange er mutmaßlid) 
von Beer noch getragen worden wäre. Dasfelbe wird zu gelten haben, 
wenn der Mantel nur befchädigt zurückgegeben werden kann, da hier 
gefagt werden kann, daß die Heritellung des Hormalzuftandes i. S. des 
8 251 Abf.ı BGB. „zur Entihädigung des Gläubigers niht genügend 
iſt“, wobei natürlich nur der durch die Derjchlechterung des Mantels 
entitandene Minderwert des Schadens zu erfeßen ilt. 8249 Satz 2 BOB. 
Bann in diefem Salle dann angewendet werden, wenn der Gläubiger 
jtatt der Naturalreftitution, d.h. der Rückgabe des Mantels, wegen Be- 
Schädigung des Mantels Schadenserfaß in vollem Umfange verlangen will. 

Gegen Adolf Reich fteht dem Baumeilter Beer ein Schadenserjab- 
anfpruc nicht zu, weil ihn wohl kein Derfchulden trifft. Auch ein An⸗ 
ſpruch aus 8 816 BOB. auf Auszahlung der vom Trödler für den Mantel 
gezahlten 25 MT. kommt nit in Srage, weil $ 816 Abj.ı S.1 BGB. 


nicht Dla& greift, denn die Derfügung des Tlichtberedhtigten ijt dem Be= - 


rechtigten gegenüber nicht wirkfam, da der Mantel dem Beer abhanden. 
kam (89351). Aud ein Anſpruch aus 8812 BOB. iſt ausgeſchloſſen, denn 
Adolf Reich ift deshalb nicht bereichert, weil der Trödler gegen ihn 
Rechte aus 88 AAO, 320 ff. BEB. auf Schadenserjaß wegen des Rechts— 
mangels hat. 


1) Neben 88 2366, 2367 BOB. gelten auch die allgemeinen Dorjhriften der 
88 932 ff. BGB. über die Derfügung des Michtberecdhtigten, was befonders dann 
von praktiiher Bedeutung ijt, wenn der falsus heres nicht im Befige eines Erb» 
ſcheins iſt. Allerdings wird die Derfügung meijt aus dem Grunde unwirkjam 
fein, weil der Erbfchaftsgegenitand dem wahren Erben abhanden gekommen 
fein wird, denn nach 8 857 BGB. geht der Befit auf den Erben über. Es gilt 
daher 8 935 BGB. (Dal. auch Strohal, Erbredht II S. 158 Anm. 13). 


Mohn Klaufurarbeiten. 1. 14 
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Fall 40 wurde im allgemeinen richtig gelöſt. Jedoch begnügten ſich 
die meilten Kandidaten mit der Sejtitellung, daß der Trödler den Mantel 
herausgeben müſſe. Das iſt angejichts des Wortlauts der Aufgabe zu 
wenig, denn es heißt von Beer: „Er will willen, weldhe Rechte ihm 
zujtehen.‘ Der nadfolgende Sat deutet allerdings an, daf die haupt— 
entfcheidung in der Lölung der Stage des letzten Sabes liegt. Gleich— 
wohl bedurfte es der Erörterung, welche Rechte dem Beer, abgejehen 
von dem Eigentumsanjpruch, Zujtehen. Im übrigen wurde allfeits richtig 
erkannt, daß die Dorichriften über den Erwerb im guten Glauben an 
den Inhalt des Erbidheins nicht zur Anwendung Rommen können. 
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